
Ö s t e r r e i c h i s c h e s

A N W A L T S B L A T T

A
N

W
A

L
T

S
B

L
A

T
T

DIE  ÖSTERRE ICHISCHEN
RECHTSANWÄLTE

Wir sprechen für Ihr Recht.

6
4

.
 

 
J

a
h

r
g

a
n

g
,

 
H

e
f

t
 

7
/

8

J u l i / A u g u s t  2 0 0 2

Or gan  des  Ös te r re i ch i s chen  Rech t sanwa l t skammer tages

System und Praxis der Zusammenschlüsse von Rechtsanwälten 
(Art IV UmgrStG)

Mag.  D r.  Mar ia  Jok l i k - Fü r s t ,  Mag.  Jo se f  Trö sz te r,  Wien

Ein „ingeniöser Weg“ zur Rechtsrichtigkeit?
Zulässigkeit und Reichweite konkreter Wirkungen infolge von
Nichtigkeitsbeschwerden zur Wahrung des Gesetzes

RAA Mag.  D r.  D r.  h .c .  Ad r ian  Ho l laende r,  Wien

Streitschlichtungsverfahren für die TLD .at – Der Stein der Weisen?

RAA Mag.  Axe l  Ande r l ,  MAS,  Wien



AnwBl 2002/7–8 353

Österreichisches
A N W A L T S B L A T T
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D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Strafprozessuales Vorverfahren
(Strafprozessreformgesetz)

Persönlich meine ich, dass das Vorhaben,
obwohl Wünsche noch offen geblieben
sind, noch in dieser Legislaturperiode rea-
lisiert werden sollte. Die Neuordnung des
so genannten Vorverfahrens ist auch unter
dem Gesichtspunkt der Wahrung der Men-
schenrechte dringend geboten. Die Einfüh-
rung des materiellen Beschuldigtenbegrif-
fes bedingt die Stärkung der Verteidi-
gungsrechte. Die Übertragung der Lei-
tungsbefugnis im Vorverfahren an den
Staatsanwalt führt im Gegenzug zu Rechts-
schutzeinrichtungen, die Grund- und Men-
schenrechte absichern.
Insgesamt würden die Vorgänge in dem
vor der Hauptverhandlung liegenden Ver-
fahrensabschnitt transparenter und damit
besser kontrollierbar. Dass der Staats-
anwalt die Untersuchung leitet, entspricht
dem Strafanspruch des Staates. Die gleich-
zeitige Verbesserung der Stellung des Ver-
teidigers und die Stärkung der Verteidi-
gungsrechte ist die Konsequenz des Über-
gangs zum materiellen Beschuldigtenbe-
griff und sichert den von der Untersuchung
Betroffenen durch die Einführung von
Rechtsschutzeinrichtungen.
Dass aus Anlass der beabsichtigten Neu-
ordnung über das Weisungsrecht gegen-
über Staatsanwälten diskutiert wird, ist legi-
tim. Diese Diskussion sollte allerdings unab-
hängig von dem vorliegenden Entwurf
eines Strafprozessreformgesetzes geführt
werden, keinesfalls aber die dringend not-
wendige Verrechtlichung des strafprozes-
sualen Vorverfahrens verzögern oder gar
verhindern. Dass im Bereich der Staatsan-
waltschaften mehr Personal erforderlich
sein wird, ist um der Sache Willen in Kauf
zu nehmen. Dass der Rechtsschutz umfas-

send sein muss und rasch, steht außer Dis-
kussion. Die Gerichtsbarkeit wird die ihr
zugewiesenen diesbezüglichen Aufgaben,
davon bin ich überzeugt, bewältigen.
Im Bereich der Privatbeteiligung, also der
Geltendmachung der Ansprüche des
Opfers, sind Verbesserungen noch not-
wendig. Sie dürfen nicht auf eine spätere
Novelle verschoben werden. Die Ansprü-
che des Opfers müssen im Zuge des Straf-
verfahrens selbst geklärt und durchsetzbar
gemacht werden. Dazu bedarf es nicht nur
eines Umdenkens, sondern entsprechen-
der Verfahrensvorschriften. Wenn die
Höhe des Anspruches im Zivilverfahren
Anwaltspflicht erfordert, bedarf es auch im
Strafverfahren bei der Geltendmachung
von Ersatzansprüchen des Einschreitens
eines Anwaltes und allenfalls der Bei-
gebung eines Verfahrenshelfers, wenn der
Anspruchsberechtigte die Kosten des
Rechtsbeistandes nicht selbst tragen kann.
Nur so würden die im Zivilprozess selbst-
verständlichen Standards erreicht.
Ein Zivilverfahren nach dem Strafprozess
löst höhere Kosten aus, als eine Erledigung
der Ansprüche des Opfers im Strafverfah-
ren. Die Interessen des Täters werden auch
hinsichtlich zivilrechtlicher Ansprüche von
seinem Verteidiger mitwahrgenommen.
Die notwendige Klärung des Sachverhal-
tes wird in der Regel den Aufwand nicht
erhöhen. Wenn der durch eine Straftat
Betroffene seine Ansprüche im Strafverfah-
ren als Privatbeteiligter geltend macht,
dann haben Verfahrensvorschriften sicher
zu stellen, dass es zu einer Erledigung der
Ansprüche auch tatsächlich kommt und
der Anspruchsberechtigte nicht auf ein
weiteres Gerichtsverfahren verwiesenwird,

Nach jahrelangen Bemühungen, intermi-
nisteriellen Gesprächen, Gesprächen mit
den interessierten Kreisen, insbesondere
der Lehre, aber auch den Anwendern in
der Praxis, der Richterschaft, der Staatsan-
waltschaft und Rechtsanwaltschaft hat die
Bundesregierung die Regierungsvorlage,
mit welcher das strafprozessuale Vorver-
fahren neu gestaltet wird, vorgelegt.
Obwohl über die Grundsätze der Reform
noch unter der Ministerschaft Dr. Michalek
weitgehend Einvernehmen erzielt werden
konnte, wenn auch selbstredend eine
Reihe auch wichtiger Wünsche nicht erfüllt
waren, verschärfte sich in den letzten
Monaten die Diskussion.
Die Richterschaft lehnte die Übertragung
der Leitung des Vorverfahrens an den
Staatsanwalt ab und tut dies bis heute. Sie
argumentiert für die Beibehaltung der
Untersuchung durch den Untersuchungs-
richter und fürchtet um die Effektivität der
Vorbereitung des Strafprozesses.
Die Vertretung der Staatsanwälte will das
Weisungsrecht beseitigt wissen und for-
dert personelle Aufstockung. Auch aus der
Lehre wurden zuletzt Stimmen laut, die
meinten, dass die im Strafprozessreform-
gesetz vorgesehenen Rechtsschutzeinrich-
tungen überzogen wären und zu erheb-
lichen Verfahrensverzögerungen führen
würden.
Die Rechtsanwaltschaft hat die Neuord-
nung des strafprozessualen Vorverfahrens
grundsätzlich begrüßt und tut dies heute in
gleicher Weise. Sie fordert allerdings eine
weitergehende Verbesserung der Verteidi-
gungsrechte und eine Verbesserung der
Stellung des Privatbeteiligten und damit
des Opfers.
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wofür jedenfalls der Betroffene kaum Ver-
ständnis hat. Will man die Position des
Opfers insgesamt verbessern, dann bedarf
es schließlich auch entsprechender Kosten-
ersatzregelungen.
Überlegungen, dass Vereine oder sonstige
Einrichtungen dem Opfer zur Verfügung
stehen sollen, um es im Prozess zu beglei-
ten und allenfalls auch Ersatzansprüche
geltend zu machen, sind abzulehnen. Es

geht nicht um eine Begleitung im psycholo-
gischen Sinn, sondern in Wahrheit darum,
das Strafverfahren und das Verfahren zur
Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche
so zu verbinden, dass in einem rechtsstaat-
lich geordneten Verfahren berechtigte An-
sprüche durchsetzbar gemacht werden.
Das wird aber nur gelingen, wenn die Pri-
vatbeteiligung so geordnet wird, dass das
durch eine Straftat betroffene Opfer unter

Mitwirkung seines Rechtsanwalts seine
Ansprüche effektiv und mit Erfolg geltend
machen kann.
Will man das alles erreichen, woran ich
nicht zweifle, dann kann man nicht auf hal-
bem Wege stehen bleiben, sondern muss
eben die Geltendmachung zivilrechtlicher
Ansprüche und damit das diesbezügliche
Verfahren in das eigentliche Strafverfah-
ren in geeigneter Weise einbinden.
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Wichtige

Insolvenzverwalterliste
Insolvenzrechts-Novelle

Mit 1. 7. 2002 ist die Insolvenzrechts-Novelle 2002 in Kraft
getreten. § 15 Insolvenzrechtseinführungsgesetz sieht nunmehr die
Führung einer Insolvenzverwalterliste (durch das OLG Linz für
ganz Österreich) vor.
Alle an Masse- und Ausgleichsverwaltung interessierte Personen
können sich in diese Liste eintragen und auch jederzeit die unter
ihrem Namen gespeicherten Daten selbst ändern. Die Eintragungs-
möglichkeit besteht erst seit wenigen Tagen, daher hat diese Liste
zur Zeit noch keine ausreichende Aussagekraft.
Das Bundesministerium für Justiz hat die Gerichte über den
Umstand informiert, dass es einen gewissen Zeitraum in Anspruch
nehmen wird, bis sich ein Großteil der Interessenten in die Insol-
venzverwalterliste eingetragen haben wird und somit diese Liste
ausreichende Grundlage für die Vornahme der Bestellungen von
Insolvenzverwaltern bietet. Es kann davon ausgegangen werden,
dass bis Anfang September 2002 ein ausreichender Stand erreicht
sein wird. Bis zu diesem Zeitpunkt wird § 80 Abs 3 InsNov 2002,
BGBl I 2002/75, wonach auch eine besser geeignete, nicht in
diese Liste eingetragene Person bestellt werden kann, besondere
Bedeutung zukommen. An der Masseverwaltung interessierte

Rechtsanwälte werden daher ersucht, ihre Eintragung in diese Liste
bis zum 31. 8. 2002 vorzunehmen.

Die Insolvenzverwalterliste ist im Internet für jedermann zugänglich
und abrufbar unter der Adresse www.edikte2.justiz.gv.at/edikte/
mv/mvivl.nsf.
Weiterführende Informationen finden Sie auf der Homepage des
BM für Justiz www.justiz.gv.at, die erforderlichen Schritte zur
Registrierung in der Insolvenzverwalterliste werden auf der Seite
www.iv.justiz.gv.at dargestellt. Die Gebühr für die Ersteintragung
beträgt E 150,–, die Verlängerung kostet pro Jahr E 30,– (siehe
dazu Änderungen des GGG).

AC

Neue Gesetze
Anregungen aus dem Leserkreis folgend soll die erstmals in dieser
Ausgabe erscheinende Rubrik „Neue Gesetze“ einen raschen
Überblick bei in Kraft tretenden Novellierungen bieten, wobei
keine Gewähr für die inhaltliche Vollständigkeit und Richtigkeit
übernommen werden kann. Die Redaktion des Anwaltsblattes ist
bemüht, die Referenten der ÖRAK-Stellungnahmen zu den Begut-
achtungsentwürfen für eine Veröffentlichung in dieser Rubrik zu ge-
winnen.
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Wohnungseigentumsgesetz 2002
Das Wohnungseigentumsgesetz 2002 wurde am 20. 3. 2002
beschlossen und bringt gegenüber dem WEG 1975 einschnei-
dende Änderungen, die im Nachfolgenden kurz überblicksmäßig
dargestellt werden.
Mit dem WEG 2002 wurde das Wohnungseigentumsbegleit-
gesetz 2002 (WEGBeG 2002) verabschiedet. Beide Gesetze tre-
ten mit 1. 7. 2002 in Kraft. Als Ausnahme ist vorweg die Pflicht
des Verwalters aufzuzeigen, mit 1. 1. 2003 ein auf die Eigen-
tümergemeinschaft lautendes gesondertes Bankkonto einzurichten
(§ 20 Abs 6 WEG 2002).
Die wesentlichsten Änderungen sind für den Praktiker ohne
Anspruch auf Vollständigkeit folgende:
1) Schlichtes Miteigentum neben Wohnungseigentum soll zukünf-
tig nicht mehr möglich sein, weshalb die Begründung von Woh-
nungseigentum nur mehr gemeinsam an allen wohnungseigentums-
fähigen Objekten zulässig ist (§ 3 Abs 2 WEG; § 56 Abs 4 und
12 WEG).
Für jene Verträge die neue „gemischte Anlagen“ vorsehen, wurde
keine Übergangsfrist festgelegt, was umso unverständlicher ist, als
in zahllosen derzeit in Abwicklung befindlichen Kauf- und Woh-
nungseigentumsverträgen Probleme der Rückabwicklung, Neueini-
gung und vor allem der Tragung erheblicher Mehrkosten zu lösen
sein werden.
2) Die Begründung von selbstständigem Wohnungseigentum an
Substandardwohnungen ist wieder zulässig (§ 2 Abs 2 WEG). Mit
der Übergangsbestimmung des § 56 Abs 2 wird eine „Sanierung“
jener Fälle angeordnet, in denen im Geltungsbereich des § 1
Abs 3 WEG 1975 gesetzwidrig dennoch Wohnungseigentum
begründet wurde. Es fällt auf, dass diese Sanierungsanordnung
des Gesetzes nur für Substandardwohnungen und Kfz-Abstell-
plätze, nicht jedoch für Hausbesorgerwohnungen gilt, die offen-
sichtlich einer „Sanierungsnovelle“ vorbehalten bleiben.
3) Ab dem 1. 7. 2002 ist der Abstellplatz für ein Kraftfahrzeug
ein zur Begründung von selbstständigem Wohnungseigentum taug-
liches Objekt (§ 2 Abs 2, § 5 Abs 2, § 8 Abs 3 und § 56 Abs 1, 2,
4, 6 WEG).
An einem Kfz-Abstellplatz darf nach neuem Recht Zubehörwoh-
nungseigentum nicht mehr begründet werden.
Einschränkend normiert § 5 Abs 2, dass bis zum Ablauf von drei
Jahren nach Begründung von WE an der Liegenschaft Wohnungs-
eigentum an einem Abstellplatz nur von Personen oder Eigentümer-
partnerschaften erworben werden kann, denen Wohnungseigen-
tum an einer Wohnung oder sonstigen selbstständigen Räumlich-
keit der Liegenschaft zukommt. Während der dreijährigen Frist
kann von diesen Personen oder Eigentümerpartnerschaften Woh-
nungseigentum an mehr als einem Abstellplatz nur dann erworben
werden, soweit die Zahl der auf der Liegenschaft vorhandenen
Abstellplätze die Zahl der Wohnungen und selbstständigen Räum-
lichkeiten übersteigt.

Ein Rechtsanspruch auf Erwerb des Wohnungseigentums an
Abstellplätzen durch Wohnungseigentümer der gleichen Liegen-
schaft ist damit noch nicht gegeben.
4) Der Alleineigentümer einer Liegenschaft kann auf der Grund-
lage einer schriftlichen Errichtungserklärung (Wohnungseigentums-
statut) vorläufiges Wohnungseigentum begründen (§§ 45–51; § 2
Abs 6 WEG). Die Begründung von vorläufigem Wohnungseigen-
tum ist nur dann zulässig, wenn sie sich auf alle Wohnungen und
alle sonstigen selbstständigen Räumlichkeiten der Liegenschaft
sowie auf alle Abstellplätze für Kraftfahrzeuge bezieht, die nach
der Widmung des Alleineigentümers als Wohnungseigentums-
objekte vorgesehen sind. Im Grundbuch ist in diesem Fall „vorläu-
figes“ Wohnungseigentum einzutragen. Mit der grundbücherli-
chen Einverleibung einer weiteren Person geht das vorläufige
Wohnungseigentum in Wohnungseigentum über.
5) Für Teilungsverfahren, die nach dem 30. 6. 2002 eingeleitet
wurden, besteht die Möglichkeit, dass nicht nur der Beklagte
sondern auch der Kläger die Begründung von Wohnungseigentum
beantragen kann (§ 3 Abs 1 Z 3 WEG). Für früher eingeleitete
Verfahren ist die Möglichkeit der Begründung von Wohnungs-
eigentum noch anhand der bisherigen Rechtslage zu beurteilen
(§ 56 Abs 3 WEG).
6) Besonders wichtig ist die Neuregelung des § 37 Abs 1 WEG,
womit zum Schutz des Wohnungseigentumsbewerbers ein Annah-
meverbot von Zahlungen normiert wird.
Vor der Eintragung der Anmerkung der Einräumung von Woh-
nungseigentum (§ 40 Abs 2) werden die mit dem Wohnungseigen-
tumsbewerber vereinbarten Zahlungen nicht fällig. Der Wohnungs-
eigentumsorganisator darf die vereinbarten Zahlungen vor diesem
Zeitpunkt weder fordern noch annehmen! Der Wohnungseigentums-
bewerber kann jetzt alle Zahlungen, die entgegen diesem Verbot
angenommen wurden, zurückfordern. Der Wohnungseigentums-
organisator hat diese angenommenen Beträge ab dem Zahlungstag
mit einem den jeweiligen Basiszinssatz (§ 1 Abs 1, 1. Euro-JuBeG)
um 6%-Punkte übersteigenden Zinssatz zu verzinsen.
7) § 4 WEG normiert neu, dass mit der Begründung des Woh-
nungseigentums an einem Mietobjekt die Rechtsstellung des Ver-
mieters auf den Wohnungseigentümer, der das vermietete Objekt
erwirbt, übergeht (§§ 4, 48, 56 Abs 5 WEG).
Dieser gesetzlich normierte Wechsel des Vertragspartners gilt
allerdings noch nicht für die Begründung des vorläufigen Woh-
nungseigentums durch einen Alleineigentümer.
Soweit der Hauptmieter des Wohnungseigentumsobjektes Geld-
ansprüche aus dem Mietverhältnis, die noch aus der Zeit vor der
Begründung des Wohnungseigentums an dem von ihm gemieteten
Objekt herrühren, gegen den Wohnungseigentümer auch durch
Exekution nicht hereinbringen kann, haftet die Eigentümergemein-
schaft für den Ausfall.
Beim Kauf von Eigentumswohnungen in Häusern, in denen zum
Zeitpunkt des Kaufes noch Altmietverhältnisse bestehen, sind die
Käufer auf diese allfälligen Ansprüche von Altmietern hinzuweisen.
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Diese Aufklärung kann nur pauschal erfolgen, weil es dem Ver-
tragserrichter in der Regel unmöglich sein wird, die Rechtsverhält-
nisse der anderen nicht kaufgegenständlichen Wohnungen zu prü-
fen. Diese Neuregelung kommt nicht für den Fall der Vermietung
erst durch den Wohnungseigentümer zur Anwendung.
Der Altmieter kann jedoch ungeachtet der Rechtsstellung des jewei-
ligen Wohnungseigentümers als Vermieter mietrechtliche Ansprü-
che, die sich auf die allgemeinen Teile der Liegenschaft oder auf
die Liegenschaft als Gesamtheit beziehen, auch gegen die Eigen-
tümergemeinschaft geltend machen. Hier werden vor allem
Ansprüche nach dem Mietrechtsgesetz geltend zu machen sein,
die ohne Mitwirkung aller Miteigentümer nicht zu erfüllen sind.
8) Wohnungseigentum kann auch von zwei natürlichen Personen
erworben werden, die keine Ehegatten sind. Die Eigentümerpart-
nerschaft, neu geregelt in den §§ 13–15 WEG, § 2 Abs 10 WEG
und § 56 Abs 8 WEG, ist auf zwei natürliche Personen
beschränkt, weshalb eine größere Personenanzahl für die Mög-
lichkeit gemeinsamen Wohnungseigentums an einem Objekt, zB
auf die eingetragene Erwerbsgesellschaft (EEG), verwiesen ist.
Artikel III des Wohnungseigentumsbegleitgesetzes 2002 normiert
eine Änderung des § 1 Erwerbsgesellschaftengesetzes, wonach
nach dem Wort „Erwerb“ die Wendung „oder auf die Nutzung
und Verwaltung eigenen Vermögens“ eingefügt wird.
Die Partner einer Eigentümerpartnerschaft müssen Eigentümer je
eines halben Mindestanteiles sein. Die Haftung der Partner für die

Verbindlichkeiten aus dem gemeinsamen Wohnungseigentum be-
steht zur ungeteilten Hand, wobei Verfügungen über das gemein-
same Wohnungseigentum und die Nutzung des Wohnungseigen-
tumsobjektes nur gemeinsam erfolgen dürfen. Wie im Fall des Ehe-
gattenwohnungseigentums stehen die Mitwirkungsrechte den Part-
nern nur gemeinsam zu.
Für den Vertragserrichter ist zu beachten, dass eine Teilungsklage
nur für die ersten drei Jahre ab Einverleibung der Partnerschaft im
Grundbuch rechtswirksam ausgeschlossen werden kann. Sind die
Partner Ehegatten und dient das Wohnungseigentumsobjekt einem
von ihnen zur Befriedigung seines dringenden Wohnbedürfnisses,
so ist die Aufhebungsklage des anderen während der Ehe unzuläs-
sig.
9) § 14 WEG regelt das Wohnungseigentum der Partner im
Todesfall.
Ist der überlebende Partner nicht ohnehin Erbe oder Vermächtnis-
nehmer, so geht der Anteil des Verstorbenen, vorbehaltlich einer
abweichenden schriftlichen Vereinbarung unter Lebenden, unmit-
telbar in das Eigentum des überlebenden Partners über. Er hat der
Verlassenschaft des Verstorbenen die Hälfte des Verkehrswertes
des Mindestanteiles zu bezahlen. Das Verlassenschaftsgericht
wird eine angemessene Frist festsetzen, innerhalb der der über-
lebende Partner auf diesen Eigentumsübergang verzichten oder
gemeinsam mit den Erben und unter Zustimmung der Pflichtteils-
berechtigten eine andere Vereinbarung treffen kann.
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Ist der überlebende Partner pflichtteilsberechtigt und dient ihm die
Wohnung zur Befriedigung seines dringenden Wohnbedürfnisses,
so hat er allfällig vorhandenen anderen Pflichtteilsberechtigten
jenen Betrag zu bezahlen, der den Pflichtteilsansprüchen der ande-
ren in Bezug auf den halben Verkehrswert entspricht.
Um diese Rechtsfolgen zu vermeiden, können die Partner zu Leb-
zeiten schriftliche anders lautende Vereinbarungen treffen. Die
Rechte anderer Pflichtteilsberechtigter können dadurch aber nicht
wirksam beschränkt werden.
10) § 20 WEG regelt die Aufgaben und Befugnisse des Ver-
walters. Mit der Vorausschau hat der Verwalter auch die in
absehbarer Zeit notwendigen, über die laufende Erhaltung hinaus-
gehenden Erhaltungsarbeiten und die in Aussicht genommenen
Verbesserungsarbeiten, die dafür erforderlichen Beträge zur
Rücklage und die sonst vorhersehbaren Aufwendungen, vor allem
die Bewirtschaftungskosten und die sich daraus ergebenden
Vorauszahlungen bekanntzugeben. Neben der ordentlichen und
richtigen Abrechnung ist gegebenenfalls nach den Regelungen
des Heizkostenabrechnungsgesetzes die Abrechnung über die
Heiz- und Warmwasserkosten gleichfalls zu legen (§ 20 Abs 3
WEG).
Beabsichtigt der Verwalter mit einer Person, die mit ihm durch ein
familiäres oder wirtschaftliches Naheverhältnis verbunden ist, ein
Rechtsgeschäft abzuschließen, so sind die Wohnungseigentümer
auf dieses Naheverhältnis hinzuweisen (§ 20 Abs 4 WEG). Die
laufende Geschäftsbeziehung des Verwalters zu einem bestimmten
Unternehmen ist noch nicht als wirtschaftliches Naheverhältnis
anzusehen.
Der Verwalter hat für Erhaltungsarbeiten, die über die laufende
Instandhaltung hinausgehen und für größere Verbesserungsarbei-
ten mindestens drei Angebote einzuholen. Der Verwalter hat alle
die Eigentümergemeinschaft betreffenden Ein- und Auszahlungen
über ein auf die Gemeinschaft lautendes und für jeden Wohnungs-
eigentümer einsehbares gesondertes Konto durchzuführen.
Eigentümer eines auf diesem Konto vorhandenen Guthabens ist die
Eigentümergemeinschaft (§ 20 Abs 6 WEG). Das bedeutet, dass
spätestens zum 1. 1. 2003 sämtliche Anderkonten der Haus-
verwalter auf eigene Konten der Eigentümergemeinschaften umzu-
stellen sind. Nach § 20 Abs 8 WEG kann die Eigentümergemein-
schaft neben allfälligen Schadenersatzansprüchen auch eine
Herabsetzung des mit dem Verwalter vereinbarten Entgelts nach
Maßgabe der mit dem Pflichtenverstoß einhergehenden Minde-
rung des Nutzens aus der Verwaltertätigkeit verlangen, wenn der
Verwalter seine Pflichten grob verletzt hat. Ein weites Feld, für das
§ 52 Abs 1 Z 6 WEG das streitige Verfahren anordnet.
11) Gemäß § 22 WEG kann die Eigentümergemeinschaft aus
dem Kreis der Wohnungseigentümer eine natürliche Person zum
Eigentümervertreter bestellen. Der Eigentümervertreter vertritt die
Eigentümergemeinschaft gegenüber dem bestellten Verwalter nur
so weit, als dieser die Belange der Gemeinschaft wegen wider-
streitender eigener Interessen nicht ausreichend wahrnehmen

kann. Darüber hinaus auch gegenüber Dritten in Geschäftsberei-
chen, die von dieser Interessenskollision betroffen sind. Die Bestel-
lung ist ab dem 1. 7. 2002 mit einfacher Mehrheit der Miteigen-
tumsanteile vorzunehmen und endet spätestens zwei Jahre
danach. Der Eigentümervertreter hat Weisungen der Mehrheit der
Wohnungseigentümer zu befolgen, soweit diese nicht gesetzwid-
rig sind. Im Rahmen der Vertretung der Eigentümergemeinschaft ist
er auch zur Bestellung eines berufsmäßigen Parteienvertreters
befugt (§ 22 Abs 2 WEG). Aufgrund des beachtlichen Haftungs-
rahmens wird es sich empfehlen, zum Eigentümervertreter einen
Rechtsanwalt zu bestellen, der für die Übernahme der Tätigkeit
einen Anspruch auf Honorar hat.
12) § 25 WEG verpflichtet den Verwalter dazu, alle zwei Jahre
eine Eigentümerversammlung einzuberufen, soweit nichts anderes
vereinbart oder mit einer Mehrheit von zwei Drittel der Anteile
beschlossen wird. Tag und Zeitpunkt der Eigentümerversammlung
sind so zu wählen, dass voraussichtlich möglichst viele Wohnungs-
eigentümer daran teilnehmen können. Auch diese Bestimmung
birgt einiges an advokatorisch nutzbaren Argumenten, um Be-
schlüsse anzufechten oder Entgelte zu mindern.
Wesentlich ist die Neuregelung des § 25 Abs 3 WEG, wonach
der Verwalter über die Teilnahme an und über das Geschehen bei
der Eigentümerversammlung, insbesondere über die Ergebnisse
von Abstimmungen und gefasste Beschlüsse, eine Niederschrift
aufzunehmen und jedem Wohnungseigentümer zur Kenntnis zu
bringen hat. Hat eine Abstimmung keine Mehrheit der Miteigen-
tumsanteile für oder gegen einen Vorschlag ergeben, so hat der
Verwalter zur Herbeiführung eines Beschlusses die bei der Ver-
sammlung nicht erschienenen und auch nicht rechtswirksam vertre-
tenen Wohnungseigentümer zugleich mit der Bekanntmachung der
Niederschrift aufzufordern, sich zu dieser Frage ihm gegenüber
innerhalb einer zu bestimmenden Frist schriftlich zu äußern.
Die Aufgaben des Verwalters werden damit nicht leichter.
13) § 26 WEG statuiert eine Gemeinschaftsordnung, wonach
sämtliche Wohnungseigentümer eine Vereinbarung über die Ein-
richtung bestimmter Funktionen innerhalb der Eigentümergemein-
schaft oder über die Willensbildung treffen können. Die mit einer
solchen Funktion betrauten Wohnungseigentümer können mit Ver-
tretungsbefugnis ausgestattet werden. Das Erfordernis der Einstim-
migkeit macht die Regelung praktisch schwer durchsetzbar. Im
Rahmen der Vertragserrichtung wird auf allfällig bestehende
Gemeinschaftsordnungen Bedacht zu nehmen sein.
14) § 34 WEG ordnet an, dass der Anspruch der Wohnungs-
eigentümer auf Rechnungslegung nunmehr in drei Jahren ab dem
Ende der Abrechnungsfrist verjährt. Die bisherige Verjährungsfrist
betrug 30 Jahre, wobei auf die Übergangsbestimmung des § 56
Abs 10 WEG Bedacht genommen werden muss. Die Neuregelung
gilt auch für Rechnungslegungsansprüche, die vor dem 1. 7. 2002
fällig wurden. In diesen Fällen beginnt die dreijährige Verjährungs-
frist erst mit 1. 7. 2002 zu laufen.

Dr. Michael Auer
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Termine

Inland
23. Juli Wien

Verlag Österreich – Akademie: Die VwGH-Be-
schwerde – HR Dr. Johannes Wolfgang Steiner

24. Juli Wien
Verlag Österreich – Akademie: Die VfGH-Be-
schwerde – HR Dr. Johannes Wolfgang Steiner

5. Aug. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Bundesvergabegesetz
NEU – Dr. Michael Fruhmann, Dr. Thomas Haunold

20. Aug. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Schadenersatzansprü-
che aus dem Verkehrsunfall – Sen.-Präs. DDr. Paul
Nechvatal

22. Aug. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Dachbodenausbau
NEU – Dr. Andreas Vonkilch

26. und
27. Aug.

Wien
Institute for International Research (IIR): Der Jurist im
Unternehmen – Kostenstelle oder Service Center? –
Referententeam

3. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

25. Sept. Wien
Wiener Juristische Gesellschaft: Rechtsschutz im Ver-
waltungsrecht: Landesverwaltungsgerichte bzw die
UVS als Berufungsbehörden gemäß § 67h AVG (idF
des Verwaltungsreformgesetzes 2001) – Vize-Präs.
des VwGH o.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Pesendorfer

25. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Grundseminar – RAe
Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

26. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Einführungsseminar – RAe
Dr. W. Steger, Dr. W. Miller
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Termine

Ausland

26. und
27. Sept.

Eisenstadt
ÖRAK Delegiertentag

1. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Fristen – RA Mag. Peter Fassl

4. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten – RA Dr. Andreas Grundei

17. und
18. Okt.

Rust am Neusiedlersee
Business Circle: RuSt – Recht und Steuern, 6. Jahres-
tagung

4. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch III – ADir Anton Jauk

6. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RAe
Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

6. Nov. Wien
Wiener Juristische Gesellschaft: Wohnungseigen-
tumsrecht – LStA Dr. Johannes Stabentheiner

20. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RAe
Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

27. Nov. Wien
Wiener Juristische Gesellschaft: Zur Revision des
Handelsgesetzbuches – o.Univ.-Prof. Dr. Heinz Krejci

25. bis
30. Aug.

Oslo
International Fiscal Association (IFA): 56th Congress

27. bis
31. Aug.

Lissabon
International Association of Young Lawyers (AIJA):
40. Jahreskongress

12. und
13. Sept.

Kopenhagen
Danish Bar Association: European Conference –
Lawyers as defenders of democratic rights – Lawyers’
rights in a democratic society

20. und
21. Sept.

Peking
International Bar Association (IBA): Business Law

23. bis
25. Sept.

London
International Bar Association (IBA): International
Wealth Transfer Practice

11. Okt. Marseille
UAE: Die strafrechtliche Haftung des Transportunter-
nehmers

20. bis
25. Okt.

Durban
International Bar Association (IBA): IBA 2002 Confe-
rence

27. bis
31. Okt.

Sydney
Union Internationale des Avocats (UIA): 46th Congress

14. und
15. Nov.

Texas
International Bar Association (IBA): Business Law

15. und
16. Nov.

Tokio
International Bar Association (IBA): 4th Asia Pacific
Financial Law Conference

20. bis
23. Nov.

Santiago de Chile
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Executive Committee Meeting

4. und
5. Dez.

Miami
International Bar Association (IBA): Law and Psycho-
logy

1. März bis
8. März
2003

Zakopane (Polen)
30. SKILEX-Kongress

Die komplette
EDV-Lösung
für Ihre
Anwalts-
kanzlei.

Benutzer-
freundliche,
rasche und
effiziente
Bearbeitung
der Akten.

Umfangreiche
Funktionalität
zum bestmöglichen
Preis/Leistungs-
verhältnis.

Anpassbar an den
Bedarf Ihrer
Kanzlei.
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§ 26 Abs 1 GmbHG; §§ 11, 12 FBG: Anmeldung eines GmbH-
Gesellschafterwechsels, Rekursrecht
1. Der Geschäftsführer einer GmbH muss bei der Anmeldung
eines ihm nachgewiesenen Gesellschafterwechsels zum Firmen-
buch keine Urkunden vorlegen; das FB-Gericht prüft die Unzuläs-
sigkeit des Abtretungsvorgangs nur, wenn aufgrund vorgelegter
Urkunden Bedenken bestehen.
2. Ein Mitgesellschafter hat nur dann ein Rekursrecht gegen die
Eintragung eines Gesellschafterwechsels, wenn es um seine Eintra-
gung oder Nichteintragung geht. OGH 16. 5. 2001, 6 Ob 111/
01v, ecolex 2002/10 = RdW 2001/614 (LS).

■

Art 234 EGV; RL 80/987/EWG: Vorabentscheidungsverfahren
über die Frage der Anwendung des Eigenkapitalersatzrechts auf
Arbeitnehmer-Gesellschafter
Der OGH hat dem EuGH zur Anwendung des Eigenkapitalersatz-
rechts folgende Fragen vorgelegt:
1. Widerspricht es den Zielen der RL 80/987/EWG des Rates
vom 20. 10. 1980 (Arbeitnehmerschutz-RL), dass ein Arbeitneh-
mer-Gesellschafter ohne beherrschenden Einfluss nach den Grund-

sätzen des Eigenkapitalersatzrechts unter bestimmten Umständen
seinen Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld verliert?
2. Umfasst dieser Anspruchsverlust alle unberichtigten Ansprüche
aus dem Arbeitsverhältnis? OGH 26. 4. 2001, 8 Ob S 249/00a,
EvBl 2001/171 = wbl 2001/224 = ZIK 2001/229 = ARD
5239/7/2001 = RdW 2001/615 (LS).

■

§§ 12 Abs 2 Z 1 und 2, 19 Abs 2 Z 5 UmgrStG; § 3 Z 15 FBG;
§§ 193, 202 HGB: Prüfungsumfang des FB-Gerichts bei einer rück-
wirkenden Einbringung
1. Eine Einbringung ist, wenn keine Sachgründung erfolgt, für die
übernehmende Gesellschaft ein laufendes Geschäft, das erst in der
folgenden Jahresbilanz abgebildet wird; die Aufstellung einer han-
delsrechtlichen Zwischenbilanz ist nicht vorgeschrieben.
2. Die Bewertung des eingebrachten Vermögens richtet sich nach
§ 202 HGB.
3. Für eine Einbringung nach § 12 UmgrStG kann ein in der Ver-
gangenheit liegender Einbringungsstichtag gewählt werden; zu
diesem müssen die beteiligten Gesellschaften noch nicht bestanden
haben.
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4. Das FB-Gericht hat bei einer Einbringung nur die Einhaltung
zwingender handelsrechtlicher Normen zu prüfen, jedoch keine
Prüfpflicht in steuerrechtlicher Hinsicht. OGH 26. 4. 2001, 6 Ob
4/01h und 6 Ob 5/01f, RdW 2001/616 = ecolex 2002/12.

■

§§ 32 und 34 Abs 1 Z 18 StGB; § 363a Abs 2 StPO: Erneuerung
des Strafverfahrens nach von EGMR festgestellter Konventionsver-
letzung durch OGH.
Wurde in einem Urteil des EGMR eine Konventionsverletzung
durch eine Berufungsentscheidung des OGH festgestellt, so hebt
der zur Erneuerung des Verfahrens angerufene OGH seine eigene
Entscheidung auf und erkennt in der Sache selbst neuerlich über
die Berufung.
Die Strafzumessungsschuld iSd § 32 Abs 1 StGB umfasst neben
dem Gesinnungs- und dem Handlungsunwert auch den verschulde-
ten Erfolgunwert. OGH 14. 12. 2000, 15 Os 89/00; JBl 2001/
670.

■

§ 114 Abs 4 und § 179 Abs 4 StPO: Verschlimmerungsverbot bei
Haftbeschwerden.
Die zusätzliche Annahme eines Haftgrundes bzw ein Austausch
der Haftgründe durch das Beschwerdegericht anlässlich einer
lediglich vom Angeklagten erhobenen Beschwerde gegen die Fort-
setzung der Untersuchungshaft verstößt nicht gegen das Verbot der
reformatio in peius. OGH 14. 9. 2000, 12 Os 78/00; JBl 2001/
672.

■

§§ 61 und 159aF StGB; Art III Abs 2 des BG, mit dem das Straf-
gesetzbuch und die Strafprozessordnung geändert werden, vom
11. 7. 2000 BGBl I 2000/58: Keine Straffestsetzung für rechtskräf-
tigen Schuldspruch nach Außerkrafttreten des zu Grunde liegenden
Delikts:
Ein rechtskräftiger Schuldspruch wegen fahrlässiger Krida nach
§ 159aF StGB, für den es infolge Aufhebung durch den OGH kei-
nen Strafausspruch gibt, bildet nach Außerkrafttreten des angeführ-
ten Delikttatbestandes keine materiellrechtliche Basis mehr für einen
nachträglichen Sanktionsausspruch. OGH 18. 1. 2001, 12 Os
149, 150/00; JBl 2001/738.

■

Rügepflicht und Handelskauf:
Handelskauf ist ein Kaufvertrag über Waren oder Wertpapiere,
nicht jedoch über Unternehmen. Daher ist eine direkte Anwendung

der §§ 377ff HGB auszuschließen, die Regeln über die Obliegen-
heit zur Untersuchung und Rüge von Sachen daher bei einem Un-
ternehmenskauf verfehlt. Das gilt auch dann, wenn es sich beim
Kauf des Unternehmens um ein beiderseitiges Handelsgeschäft
handelt. OGH 20. 3. 2002, 3 Ob 290/01w, zu finden unter
http://ris.bka.gv.at
(Im vorliegenden Fall kaufte eine GmbH von einer GmbH & Co KG
ein Gaststättenunternehmen um mehr als ATS 8 Mio und begehrte
im Prozess Vertragsanpassung wegen Irrtums. Die zweite Instanz
war – entgegen OGH – der Ansicht, dass Unternehmenskauf als
beiderseitiges Handelsgeschäft bei Anfechtung des Kaufvertrages
wegen Irrtums über die Beschaffenheit die unverzügliche Mängel-
rüge voraussetze. Wichtige Aspekte in dieser Entscheidung für
viele Fragen des Unternehmenskaufes! Bisanz).

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RA Dr. Ullrich
Saurer.
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Mag. Dr. Maria Joklik-Fürst*), Wien, und Mag. Josef Tröszter**), Wien

System und Praxis der Zusammenschlüsse von Rechtsanwälten
(Art IV UmgrStG)

I. Einleitung

Aufgrund der Anpassung berufsrechtlicher Vorschriften ist bei den
freien Berufen (insbesondere bei den rechtsberatenden Berufen)
verstärktes Interesse der Rechtsanwender und ein Trend zu Um-
gründungen festzustellen.

Da das Umgründungssteuergesetz als allgemeines Ertragssteuer-
recht konzipiert ist, unterliegen alle Vorgänge, die unter die ge-
setzliche Umschreibung fallen, zwingend und mit allen Konsequen-
zen den umgründungssteuerrechtlichen Vorschriften (zB Buchwert-
fortführung, Meldepflichten, positiver Verkehrswert uam). Dieser
weite Anwendungsbereich hat in der Vergangenheit unter ande-
rem gerade im Bereich des Art IV zu Umgründungsvorgängen
geführt, die auf Grund von Unkenntnis oder Missverständnis der
Rechtsanwender missglückt sind. Auf die oft gravierenden Folgen
solcher Vorgänge wird noch näher einzugehen sein.

Aus dem Titel „Zusammenschluss zu Personengesellschaften“ er-
gibt sich, dass sich die Bestimmungen des Art IV UmgrStG in der
Hauptsache mit der gesellschafts- und steuerrechtlichen Behand-
lung von Mitunternehmerschaften befassen. Da Mitunternehmer-
schaften im Hinblick auf die Bewertung (insbesondere Äquivalenz-
prinzip und Steuerlastverschiebungen) sensible Bereiche aufwei-
sen, sei dem Anwender vorweg ein Leitsatz vor Augen geführt: Die
Planung und Durchführung von „Zusammenschlüssen“ erfordert in
besonderem Maße Vorbereitung, Genauigkeit und Detailarbeit.

1. Praktische Anwendungsfälle des Zusammen-
schlusses nach Art IV UmgrStG

Für den Berufsstand der Rechtsanwälte lassen sich insbesondere
folgende Anwendungsfälle des Zusammenschlusses nach Art IV
UmgrStG ableiten:1)

• Einzelanwalt mit Kanzlei oder eine bereits bestehende Sozietät
(Personengesellschaft) nimmt einen Rechtsanwalt noch ohne
eigene Kanzlei als Partner auf, der Bar- und/oder Sacheinlagen
leistet und/oder seine Arbeitskraft als Arbeitsgesellschafter zur
Verfügung stellt. Dies gilt auch dann, wenn gleichzeitig mehrere
Partner auf einen einheitlichen Stichtag aufgenommen werden.
Die Aufnahme eines neuen Partners ohne Vermögensbeteiligung
(= Arbeitsgesellschafter) führt dann zur Anwendung des Art IV
UmgrStG, wenn der Beitretende ertragsteuerlich Mitunterneh-
merstellung erlangt.

• Zwei oder mehrere Einzelanwälte mit eigenen Kanzleien schlie-
ßen sich zu einer (neuen) Personengesellschaft zusammen: Die
Rechtsanwälte übertragen ihre Kanzleien („betriebliche Einhei-

ten“) auf die neue Sozietät und erhalten dafür Gesellschafter-
rechte an dieser. Dies gilt idR auch dann, wenn die betriebliche
Einheit nur aus selbstständiger Substitutionstätigkeit besteht.

• Ein Rechtsanwalt bringt seine Kanzlei in eine bereits bestehende
Sozietät gegen Gewährung von Gesellschafterrechten ein: Es
liegt – wie bereits ausgeführt – ertragsteuerlich fiktiv der Zusam-
menschluss zu einer erweiterten Mitunternehmerschaft vor.

• Bestehende Sozietäten werden zu einer neuen erweiterten Mit-
unternehmerschaft zusammengeschlossen („Fusion“ bzw „Ver-
schmelzung“ von zwei oder mehreren Mitunternehmerschaften
durch Aufnahme oder Neubildung).Werden jeweils alle Mitun-
ternehmeranteile an einer Y-OEG in eine bestehende X-OEG
übertragen, so bewirkt die Vereinigung aller Anteile in einer
Hand nach § 142 HGB ein „Anwachsen“ der Y-OEG bei der
X-OEG im Wege der Gesamtrechtsnachfolge.

• Der (bisherige) Arbeitsgesellschafter einer Sozietät wird am Ver-
mögen der Sozietät beteiligt, oder ein schon bisher vermögens-
beteiligter Partner erhöht seine Beteiligung durch eine weitere
Einlage. Dies bedeutet, dass auch immer dann, wenn die Gesell-
schafter einer bestehenden Sozietät die Beteiligungsverhältnisse
mittels Einlage untereinander verändern, der Zusammenschluss
zu einer neuen Mitunternehmerschaft in veränderter Zusammen-
setzung vorliegt und daher die Bestimmungen des Art IV
UmgrStG beachtet werden müssen.

• Auch die Umwandlung einer GesnbR in eine OEG oder KEG
ohne Beteiligungsveränderung ist ein Anwendungsfall des Art IV
UmgrStG. Damit können die Vereinfachungen bei der Umsatz-
steuer, Lohnsteuer und bestimmte Befreiungsbestimmungen (zB
§ 42 UmgrStG) zur Anwendung gelangen.

2. Zusammenschlussvarianten außerhalb des
Geltungsbereiches des Artikel IV UmgrStG

Keine Anwendungsfälle des Art IV UmgrStG sind insbesondere:

• Zwei neu eingetragene Rechtsanwälte, von denen noch keiner
über eine eigene Kanzlei bzw einen Klientenstock verfügt oder
als selbstständiger Substitut tätig war, schließen sich zu einer
Sozietät zusammen: Es wird keine betriebliche Einheit übertra-

*) Gruppenleiterin in der Großbetriebsprüfung Wien mit Themenschwer-
punkt rechtsberatende Berufe.

**) Gruppenleiter in der Großbetriebsprüfung Wien mit langjähriger Prü-
fungserfahrung bei Angehörigen freier Berufe.

1) Wiesner/Schwarzinger/Sedlacek/Sulz, Zusammenschluss und Realtei-
lung von Rechtsanwälten, 23, vgl dazu ähnlich Benn-Ibler, Kammer-
nachrichten der Wiener Anwaltskammer, Beilage Oktober 1995.
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gen, Art IV UmgrStG ist daher nicht anzuwenden (ua ist damit
der Zusammenschluss auf einen rückwirkenden Stichtag nicht
möglich). Sofern bei der Neugründung der Personengesellschaft
einzelne Wirtschaftsgüter übertragen werden, kommt die Bewer-
tungsbestimmung des § 6 Z 8 lit a EStG für Betriebseröffnungen
zur Anwendung.

• Für den auf eine Sozietät übertragenen Rechtsanwalts-Betrieb
werden (teilweise) Zahlungen in das Privatvermögen des über-
tragenden Rechtsanwaltes geleistet, oder es erfolgen durch den
hinzutretenden Rechtsanwalt Zahlungen in das Privatvermögen
der bisherigen Gesellschafter (Art IV UmgrStG ist zur Gänze
nicht anwendbar: Tausch mit steuerlicher Wirkung, Veräuße-
rungsgewinnbesteuerung). Ebenso wie das Erbringen von
Geldleistungen stehen auch andere Gegenleistungen im Privat-
bereich der Buchwertfortführung entgegen.

• Unentgeltliche Übertragung eines Anteiles an einer Einzelkanz-
lei oder eines Anteils an einer Sozietät unter Buchwertfortfüh-
rung nach § 6 Z 9 lit a EStG 1988.

• Entgeltliche Abtretung von Anteilen an einer Sozietät oder eines
Anteiles an einer Einzelkanzlei, wodurch eine Sozietät entsteht.

• Übertragung einer „Kanzlei“, wobei der bestehende Klienten-
stock zur Gänze zurückbehalten wird und kein anderer Partner
bestehende Mandanten (samt Betrieb), in die neue Mitunterneh-
merschaft überträgt. Es entsteht daher eine bloße Regiegemein-
schaft: Wird die neue Sozietät nur mit der Betreuung der Man-
danten beauftragt, ohne dass es zu einer tatsächlichen Übertra-
gung des Klientenstocks auf die Sozietät kommt, liegt infolge
des Zurückbehaltens der wesentlichen Grundlage keine Übertra-
gung einer betrieblichen Einheit vor und ist damit kein Anwen-
dungsbereich des Art IV UmgrStG gegeben.

• Übertragung eines Teiles des Klientenstocks, ohne dass dies als
(Teil)Betriebsübertragung gewertet werden kann. Die für Realtei-
lungen auf Stichtage seit 1. 1. 1996 in den Art V UmgrStG auf-
genommene Teilbetriebsfiktion des § 27 Abs 3 Z 2 UmgrStG gilt
nicht für den Zusammenschluss.

II. Der Begriff Zusammenschluss nach Art IV UmgrStG

Da eine handelsrechtliche Definition fehlt, wird der Begriff des
Zusammenschlusses im Umgründungssteuergesetz selbst beschrie-
ben. § 23 UmgrStG definiert den Zusammenschluss als Vereini-
gung zweier oder mehrerer Personen zu einer Personengesell-
schaft bzw Mitunternehmerschaft, wenn zumindest ein Partner

• eine Einheit, die dem Betriebsbegriff entspricht (Betrieb, Teil-
betrieb oder Mitunternehmeranteil zur Erzielung von Einkünften
iSd § 2 Abs 3 Z 1 bis 3 EStG)

• mit positivem Verkehrswert

• auf Grundlage eines Zusammenschlussvertrages

• zu jedem beliebigen Stichtag

• auf eine Mitunternehmerschaft jeder Art

• ausschließlich gegen Gewährung von Gesellschafterrechten an
dieser Mitunternehmerschaft

• tatsächlich überträgt.

1. Zusammenschlussfähiges Vermögen

Unter den Anwendungsbereich des Umgründungssteuergesetzes
fällt ausschließlich die Übertragung eines Betriebes, Teilbetriebes
oder Mitunternehmeranteiles. (sog „zusammenschlussfähiges Ver-
mögen“)

Mangels einer gesetzlichen Definition ergeben sich die Begriffe
„Betrieb“ und Teilbetrieb aus dem allgemeinen Steuerrecht.

Unter einem Betrieb wird die Zusammenfassung menschlicher
Arbeitskraft und sachlicher Produktionsmittel in einer organisatori-
schen Einheit verstanden.

Bei freiberuflichen Betrieben wird der Klientenstock als Betrieb
angesehen.2)

Bei den Freien Berufen zählt der gesamte Klientenstock zur wesent-
lichen Betriebsgrundlage.3) Nach der Judikatur des VwGH genügt
es, wenn der „größte Teil des Klientenstocks“ übertragen wird.
Damit ist allerdings nicht gemeint, dass der Übertragende den rest-
lichen Klientenstock zurückbehalten kann. Behält sich der Übertra-
gende auch nur einen kleinen Teil des einheitlichen Klientenstocks
zurück, liegt für ihn kein begünstigter Zusammenschluss nach Art IV
UmgrStG, sondern ein Veräußerungsvorgang vor. Unschädlich ist
bloß, wenn Klienten von sich aus nicht zur übernehmenden Sozie-
tät wechseln.4)

Vom Betrieb unterscheidet sich der Teilbetrieb dadurch, dass es
sich bei diesem um einen

• organisatorisch in sich geschlossenen

• mit einer gewissen Selbstständigkeit ausgestatteten Teil eines
Betriebes handelt,

• der es aufgrund seiner Geschlossenheit ermöglicht,

• die gleiche Erwerbstätigkeit ohne weiteres fortzusetzen.5)

Die räumliche Trennung von Betriebssparten, das Vorhandensein
eines eigenen Personals bzw Leitungsorganes , eine eigene Buch-
führung und ein eigener Kundenstamm sind Indizien für das Vorlie-
gen eines Teilbetriebes.6) Die von der Verwaltungspraxis und
Rechtsprechung herausgearbeiteten Kriterien des Teilbetriebes tref-
fen auch auf jene des Freiberuflers zu. Eine sachlich einheitliche

2) Vgl OGH 13. 2. 1997, 6 Ob 2110/96d, wbl 1997, 256, Schneider,
Umgründungen im österreichischen Gewerberecht, ZfV 1996, 530ff;
FN 35 mit Verweis auf VwGH 11. 11. 1992, 91/13/0152 und 25. 1.
1995, 93/15/0100; Tschernutter/Joklik-Fürst/Tröszter, Handbuch für
Freiberufler, Ein steuerrechtlicher Ratgeber, 150ff.

3) Siehe Tschernutter/Joklik-Fürst/Tröszter, Handbuch für Freiberufler, Ein
steuerrechtlicher Ratgeber,150ff.

4) Vgl Doralt, EStG, 3. Auflage, § 24 Tz 37, Wiesner/Schwarzinger/
Sedlacek/Sulz, aaO, 22.

5) BMF 13. 4. 2000, RdW 2000, 420.
6) BMF 30. 1. 1995, SWK 1995, A 258.
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Praxis mit gleichartiger Tätigkeit kann nicht aus Teilbetrieben beste-
hen. Teilbetriebe könnten dann angenommen werden, wenn in
mehreren organisatorisch selbstständigen Praxisteilen verschie-
dene Berufstätigkeiten mit verschiedenen Mandantenkreisen aus-
geübt werden. Eine solche nach außen hin erkennbare Selbststän-
digkeit kann zB gegeben sein, wenn ein Rechtsanwalt neben der
Anwaltskanzlei eine organisatorisch selbstständige Hausverwal-
tung betreibt.7)

Besteht die Kanzlei des Rechtsanwaltes aus den jeweils einen Teil-
betrieb verkörpernden Betriebs-(Praxis)teilen Rechtsanwaltskanzlei
und Hausverwaltung, sind die Teilbetriebe iSd Art IV UmgrStG
zusammenschlussfähig.8)

• Eine wichtige Voraussetzung für die Vermögensübertragung be-
steht darin, dass zum Übertragungsstichtag eine Steuerbilanz
(Evidenzstatus) für den gesamten Betrieb vorliegt. Dies gilt auch
dann, wenn die Übertragung nur einen Teilbetrieb betrifft.

In sämtlichen Fällen gilt, dass die Übertragung eines (Teil)Betriebes
nur dann dem Umgründungssteuergesetz unterliegt, wenn der
(Teil)Betrieb eine Einkunftsquelle darstellt und zur Erzielung von be-
trieblichen Einkünften dient. Daher ist zB die Übertragung von Lieb-
habereibetrieben (sog Voluptuarbetriebe) oder ein auf die Liegen-
schaftsverwaltung beschränkter Teilbetrieb eines Unternehmens
nicht zusammenschlussfähig.

Mitunternehmeranteil: Der steuerliche Mitunternehmeranteil des
Mitunternehmers besteht aus seinem Anteil (Quote) am Gesell-
schaftsvermögen der Personengesellschaft einschließlich der Mehr-
oder Minderwerte einer Ergänzungsbilanz und seinem Sonder-
betriebsvermögen.9)

2. Positiver Verkehrswert

Gem § 23 UmgrStG muss das übertragende Vermögen am Zusam-
menschlussstichtag, jedenfalls aber am Tage des Abschlusses des
Zusammenschlussvertrages einen positiven Verkehrswert aufwei-
sen. Maßgeblich ist dabei jenes Vermögen, das unmittelbar in das
gemeinschaftliche Betriebsvermögen der Mitunternehmerschaft
übertragen wird. Zurückbehaltenes (Sonderbetriebs-)Vermögen
bleibt bei der Beurteilung, ob ein positiver Verkehrswert vorliegt,
außer Betracht.10)

Das BMF hat zur Frage des Verkehrswertes bei Rechtsanwälten in
der Einzelerledigung vom 13. 9. 1996 11) dahingehend Stellung
genommen, dass vorrangig die Grundsätze der Unternehmens-
bewertung, wie sie etwa im Fachgutachten KFS/BW1 des Instituts
für Betriebswirtschaft, Steuerrecht und Organisation der Kammer
der Wirtschaftstreuhänder dargestellt werden, ein taugliches Hilfs-
mittel sind und dass die aufgrund der Unsicherheit der Werthaltig-
keit des übertragenen Klientenstocks dennoch durchgeführte Be-
wertung nur vorläufig sein kann, die bei eintretender Wertände-
rung zu einer Korrektur des Verkehrswertes und der Folgemaßnah-
men führt: Weiters wird ausgeführt , dass bei freiberuflichen Betrie-

ben auch mit branchenüblichen Prozentsätzen des Umsatzes bei
der Ermittlung des Verkehrswertes bewertet werden kann.12)
Liegt zum Zusammenschlussstichtag kein positiver Verkehrswert
vor, dann ist die reale Überschuldung vom Umgründenden bis zum
Tag des Abschlusses des Zusammenschlussvertrages zu beseitigen.
Dies kann beispielsweise durch rückwirkendes Zuführen von Ver-
mögen (Geld oder sonstige Aktiva) oder Zurückbehalten von Ver-
bindlichkeiten geschehen. (sog rückwirkende Vermögensänderun-
gen iSd §§ 24 Abs 1, 16 Abs 5 UmgrStG).
Im Zweifel ist dieser positive Verkehrswert der Abgabenbehörde
durch das Gutachten eines Sachverständigen nachzuweisen.

3. Rückwirkende Vermögensänderungen

Mit Beginn des dem Zusammenschlussstichtag folgenden Tages
entsteht ertragsteuerlich die neue Mitunternehmerschaft und über-
nimmt diese die betrieblichen Einheiten. Laufende Entnahmen (Bar-
und Sachentnahmen) nach dem Stichtag sind daher ertragssteuer-
lich (ohne Rückbeziehung) so zu werten, als wären sie bereits aus
der neuen Mitunternehmerschaft getätigt worden. Diese führen
demnach nicht zu einer Verringerung des zum Zusammenschluss-
stichtag auf die Mitunternehmerschaft übertragenen Vermögens.
Abgehend von diesem Grundsatz bietet § 16 Abs 5 UmgrStG die
Möglichkeit, den Buch- und Verkehrswert der zu übertragenden
betrieblichen Einheit bis zum Abschluss des Zusammenschlussver-
trages rückbezogen auf den Zusammenschlussstichtag zu vermin-
dern bzw zu erhöhen. Zu den rückwirkenden Vermögensänderun-
gen zählen im Falle des Art IV UmgrStG:

• Bare Einlagen und bare Entnahmen

• Zurückbehalten von Anlagevermögen und Verbindlichkeiten

• Verschieben von Vermögensteilen

Derartige Vermögensänderungen werden in der Praxis insbeson-
dere zur Herstellung eines positiven Verkehrswertes bzw der Äqui-
valenz der Buch- und Verkehrswerte durchgeführt.
Werden rückwirkende Entnahmen getätigt, so ist zu beachten,
dass die Grundvoraussetzungen der Einbringung gem Art IV nicht
verletzt werden.
Das Einbringungsvermögen darf auch durch etwaige rückwirkende
Entnahmen seine Eigenschaft als (Teil)Betrieb nicht verlieren.
Ebenso muss ein positiver Verkehrswert jedenfalls erhalten wer-

7) EStR 2000, 5594.
8) BMF 20. 11. 2000, ecolex 2001, 234.
9) Siehe EStR 2000, Rz 5912.

10) Siehe BMF 14. 2. 1994, SWK 1994, A 282 , BMF 19. 2. 1993, RdW
131, SWK A 286.

11) Siehe ÖStZ 1996, 508f.
12) Siehe Tschernutter/Joklik-Fürst/Tröszter; Handbuch für Freiberufler –

Ein steuerrechtlicher Ratgeber, 403f, Dolezel Alexandra, Der Praxis-
wert – Determinanten, Wertermittlung sowie handels- und steuerrechtli-
che Behandlung, Diplomarbeit, WU Wien, 1996, 82ff, Mandl/Rabl,
Unternehmensbewertung, Graz 1997, 268ff.
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den:13) So wären theoretisch Barentnahmen bis zur Höhe des posi-
tiven Verkehrwertes möglich. Als Vorsichtsgründen sollte diese
Möglichkeit nicht voll ausgeschöpft werden, damit die Anwendung
des Art IV UmgrStG auch bei etwaigen erst später festgestellten
Änderungen des übertragenen Vermögens – zB im Zuge einer
Betriebsprüfung – gewährleistet ist.

a) Bare Einlagen und bare Entnahmen (§ 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG)

Unter baren Einlagen und baren Entnahmen versteht man nicht nur
die Einlage und Entnahme von Bargeld und liquiden Mitteln, son-
dern Einlagen und Entnahmen sämtlichen Vermögens, die in der
Zeit zwischen dem Einbringungsstichtag und dem Tag des
Abschlusses des Einbringungsvertrages tatsächlich getätigt wer-
den. Ein Einzelanwalt kann zB Forderungen entnehmen und selbst
liquidieren.14)

Dargestellt werden die baren Einlagen und Entnahmen in der Ein-
bringungsbilanz: Für bare Einlagen ist eine Aktivpost (Forderung),
für bare Entnahmen eine Passivpost (Verbindlichkeit) einzustellen.

b) Zurückbehalten von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens und/oder Ver-
bindlichkeiten

Der Einbringende kann im Zuge der Einbringung Anlagevermögen
(zB Mietrechte, Grundstücke oder PKW) und Verbindlichkeiten zu-
rückbehalten.

Das Zurückbehalten einzelner Mandanten ist als Verletzung einer
Anwendungsvoraussetzung, nämlich dem Erfordernis der Übertra-
gung aller wesentlichen Grundlagen, schädlich. Zudem stellen ein-
zelnen Auftragsverhältnisse keine Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens dar und sind daher von der Zurückhaltensbestimmung
nicht erfasst. Unschädlich ist, wenn einzelne Klienten trotz Übertra-
gungsvereinbarung im Zusammenschlussvertrag das Mandatsver-
hältnis mit der Sozietät nicht akzeptieren und auf ihren Wunsch hin
vom Übertragenden weiter betreut werden.15)

Das Zurückbehalten wird durch die Nichtaufnahme des Anlagever-
mögens oder der Verbindlichkeit in die Einbringungsbilanz zum
Ausdruck gebracht.

c) Verschieben von Vermögensteilen

Der Einbringende kann Wirtschaftsgüter (Aktiva und Passiva) des
eingebrachten Teilbetriebes zurückbehalten und dem Betriebsver-
mögen des verbleibenden Restbetriebes zuordnen. Umgekehrt ist
es auch möglich, Aktiva und Passiva des verbleibenden Restbetrie-
bes dem eingebrachten Teilbetrieb zuzuordnen. Dieses Verschie-
ben von Wirtschaftgütern zwischen zwei Teilbetrieben erfolgt
durch Aufnahme bzw Nichtaufnahme der verschobenen Wirt-
schaftsgüter in die Einbringungsbilanz. Das Verschieben von Wirt-
schaftsgütern löst keine Entnahmebesteuerung aus. Voraussetzung
für das steuerneutrale Verschieben von Wirtschaftsgütern zwischen
Teilbetrieben ist jedoch, dass das verschobene Wirtschaftsgut zum
Betriebsvermögen des aufnehmenden Teilbetriebes gehört.

Es darf allerdings auch die jeweilige betriebliche Einheit (Teil-
betrieb) nicht untergehen und der positive Verkehrswert des über-
tragenen Vermögens nicht verloren gehen. Geht man davon aus,
dass die wesentliche Grundlage des Rechtsanwalts-Betriebes der
Klientenstock ist, kommt dem Zuordnen von Anlagegütern bzw Um-
laufvermögen und Verbindlichkeiten keine besondere Bedeutung
zu. Es könnte aber zB das einem Standort zuzurechnende Miet-
recht durch Verschiebetechnik dem am anderen Standort betriebe-
nen Teilbetrieb zugeordnet werden.

d) Die steuerlichen Konsequenzen der Nichtübertragung von Wirtschaftsgütern

aa) (Rückwirkende) Zurückbehaltung

Wie oben dargestellt, ist die Zurückbehaltung von Vermögenstei-
len des zu übertragenden (Teil)Betriebes oder Mitunternehmer-
anteiles anlässlich des Zusammenschlusses rückwirkend auf den
Zusammenschlussstichtag möglich. Der Erhalt der (Teil)Betriebs-
eigenschaft sowie des positiven Verkehrswertes ist zu beachten.
Diesbezüglich sind mehrere Varianten denkbar:

• Vorliegen des Entnahmetatbestandes: Es liegt sowohl in einkom-
mensteuerlicher als auch in umsatzsteuerlicher Hinsicht ein Ent-
nahmetatbestand mit allen diesbezüglichen Folgen vor. Stille
Reserven in den zurückbehaltenen Vermögensteilen werden als
laufender Entnahmegewinn erfasst, wobei die für Veräußerungs-
gewinne iSd § 24 EStG vorgesehenen Begünstigungen nicht zu-
stehen. Das Wirtschaftsgut stellt ab dem Zusammenschlussstich-
tag steuerliches Privatvermögen dar. Die Spekulationsfrist be-
ginnt – in Hinblick auf eine etwaige spätere Veräußerung – man-
gels Anschaffungsvorganges nicht neu zu laufen. In umsatzsteu-
erlicher Hinsicht kann sich eventuell ein Berichtigungserfordernis
der Vorsteuern gem § 12 Abs 10ff UStG 1994 ergeben.
Die Entnahme gilt als am Zusammenschlussstichtag erfolgt, so
dass der dadurch entstehende Entnahmegewinn beim jeweili-
gen Partner im Veranlagungsjahr des Zusammenschlussstich-
tages zu erfassen ist. Wird ein Wirtschaftsgut entnommen, für
das ein IFB geltend gemacht worden ist, so gilt die vierjährige
Behaltefrist für das Abreifen dann als erfüllt, wenn dies bereits
am Zusammenschlussstichtag zutrifft.16)

• Dem Einbringenden bleibt nach dem Zusammenschluss noch Be-
triebsvermögen, dem das zurückbehaltene Vermögen zugeord-
net werden kann. Die stillen Reserven bleiben steuerhängig.
Diesbezüglich liegt kein Entnahmetatbestand vor.

• Eine weitere Variante stellt die Überführung von Wirtschafts-
gütern in das Sonderbetriebsvermögen dar. Die diesbezügli-
chen Konsequenzen werden im nachfolgenden Kapitel behan-
delt.

13) Siehe BMF 11. 11. 1992, SWK 1993, A 43.
14) Vgl Schwarzinger/Wiesner; Umgründungssteuer-Leitfaden2, 1993.

Wiesner/Schwarzinger/Sedlacek/Sulz, aaO, 44.
15) Wiesner/Schwarzinger/Sedlacek/Sulz, aaO, 46.
16) Vgl BMF 26. 2. 1998, RdW 1998, 237.
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bb) Überführung von Wirtschaftsgütern in das Sonderbetriebsvermögen

Im Bereich des Art IV UmgrStG ist es möglich, Wirtschaftsgüter
zurückzubehalten und diese der Personengesellschaft zur Nutzung
zu überlassen. Nach den Prinzipien der steuerlichen Behandlung
von Mitunternehmerschaften erhalten diese Wirtschaftsgüter da-
durch die Eigenschaft von Sonderbetriebsvermögen des jeweiligen
Gesellschafters.

• Bei Übertragung eines Betriebes durch einen Einzelunternehmer
ist die gleichzeitige Überführung von betrieblichen Wirtschafts-
gütern in das Sonderbetriebsvermögen zu Buchwerten mög-
lich.17)

• Die Überführung von Wirtschaftsgütern aus dem Gesellschafts-,
Gemeinschaftsvermögen einer Personengesellschaft (zB Betriebs-
liegenschaft) in individuelles Quoteneigentum der Gesellschafter
ist Entnahme iSd § 6 Z 4 EStG18) und Einlage in das Sonder-
betriebsvermögen iSd § 6 Z 5 EStG.19) Hinsichtlich der Umsatz-
steuer liegt ebenfalls ein umsatzsteuerbarer Tatbestand vor. In
der Praxis ist auch hier die mögliche Berichtigungserfordernis
gem § 12 Abs 10ff UStG 1994 zu beachten.

Die Bewertung richtet sich nach Rz 5926 EStR:

Der Teilwert abnutzbarer Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens
deckt sich mit den seinerzeitigen Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten, vermindert um die laufende Absetzung für Abnutzung (also
idR Buchwert); übertragene § 12 Rücklagen sind nachzuversteu-
ern.

Alle übrigen Wirtschaftsgüter sind mit dem Einlagewert anzuset-
zen; dieser entspricht dem Entnahmewert. Bei Übertragung von
Grund und Boden durch eine nicht unter § 5 EStG fallende Mit-
unternehmerschaft kommt eine steuerneutrale Aufwertung auf den
höheren Teilwert gem § 4 Abs 10 Z 3 lit a EStG in Betracht.

Verbindlichkeiten, die zB zur Beseitigung einer Überschuldung
nicht in das Gesellschaftsvermögen übertragen werden, sind dem
Übertragenden idR als negatives Sonderbetriebsvermögen zuzu-
rechnen.20)

Forderungen gegen Mandanten, die anlässlich des Zusammen-
schlusses nicht in das gemeinschaftliche Betriebsvermögen der Mit-
unternehmerschaft, sondern in das Sonderbetriebsvermögen über-
tragen werden, lösen bei bestehenden Sozietäten einen ertrag-
steuerwirksamen entnahmeveranlassten Zufluss aus.21) Hinsichtlich
der Umsatzsteuer ist diesfalls zu beachten: Wenn mit dem Zusam-
menschluss die Unternehmereigenschaft des Übertragenden endet,
sind zurückbehaltene Forderungen aus offenen Honoraren- auch
bei fortgesetzter Einnahmen-/Ausgaben-Rechnung nach vereinbar-
ten Entgelten zu erfassen. (§ 17 Abs 7 iVm §§ 4 Abs 7 und 17
Abs 4 UStG 1994).22)

cc) Zurückbehaltung von Wirtschaftgütern einer Mitunternehmerschaft

Eine bereits bestehende Mitunternehmerschaft überträgt ihren Be-
trieb unter Zurückbehaltung von Wirtschaftsgütern des Anlagever-

mögens (zB Mietrecht, PKW). Diesfalls liegt eine Überführung aus
dem gemeinschaftlichen Betriebsvermögen der Mitunternehmer-
schaft in das Quotenvermögen der Mitunternehmerschaft vor. Dies
führt zur Realisierung und Besteuerung der in diesen Wirtschafts-
gütern enthaltenen stillen Reserven.23) Es liegt auch hier somit24)
eine einkommensteuerlich und umsatzsteuerlich relevante Ent-
nahme vor. Die Abgabenbehörde geht dabei von einer Entnahme
zum Teilwert iSd § 6 Z 4 EStG und – bei weiterer Nutzung durch
die neue Mitunternehmerschaft – von einer nachfolgenden Einlage
iSd § 6 Z 5 EStG in das (neue) Sonderbetriebsvermögen aus.25)

4. Übertragung auf eine Mitunternehmerschaft

Zulässig iSd Umgründungssteuergesetzes sind alle Gesellschaften,
bei denen die Gesellschafter als Mitunternehmer (betriebliche Ein-
künfte) anzusehen sind. Das kann auch zB eine OEG, KEG,
GesnbR oder eine atypisch stille Gesellschaft sein. Unerheblich ist,
ob die Personengesellschaft bereits besteht oder aus Anlass des
Zusammenschlusses gegründet wird.

Für Rechtsanwälte sind hinsichtlich der Wahl der Rechtsform zu-
sätzlich die jeweiligen berufsrechtlichen Vorschriften zu beachten.
Die Vergesellschaftung von Freiberuflern zu einer mitunternehmeri-
schen Innen- bzw Außengesellschaft kann jedoch unabhängig von
der berufsrechtlichen Zulässigkeit unter Art IV fallen.26)

5. Zusammenschlussvertrag

Die rechtsgeschäftliche Grundlage für den Zusammenschluss bildet
gem § 23 Abs 1 UmgrStG der Zusammenschlussvertrag, der ins-
besondere das in die übernehmende Personengesellschaft zu über-
tragende Vermögen sowie die hiefür zu erbringende Gegenleis-
tung festzuhalten hat. Da das Umgründungssteuergesetz Schrift-
lichkeit nicht verlangt, richtet sich die Form des Zusammenschluss-
vertrages nach den im Zivilrecht geltenden Grundsätzen, so dass
dieser – soweit es das Zivilrecht zulässt – auch mündlich abge-
schlossen werden kann. Ein mündlicher Vertrag wird von der
Abgabenbehörde nur dann anerkannt werden, wenn die Verein-

17) BMF vom 19.3. und 31. 8. 1992, SWK 1992, A i 148 und 306.
18) Abgesehen vom nackten Grund und Boden (§ 4 Abs 1 EStG).
19) BMF vom 19.3. und 31. 8. 1992, SWK 1992, A i 148 und 306, BMF

16. 4. 1993, ecolex 1993, 491, RdW 1993, 194, SWK 1993,
A 355, BMF 8. 2. 1996, ecolex 1996, 312.

20) BMF 14. 2. 1994, ecolex 269, Margreiter/Wakounig/Glega, Steuer-
liche Sonderbilanzen in der Praxis, 196.

21) Wiesner/Schwarzinger/Sedlacek/Sulz, aaO, 40.
22) Ebenda, 70.
23) Die Versteuerung der stillen Reserven, die auf den nackten Grund und

Boden entfallen, wird nur im Falle der Gewinnermittlung gem § 5 EStG
vorgenommen.

24) Siehe oben.
25) Vgl Helbich/Wiesner, Umgründungen5, 188.
26) Vgl BMF 11. 5. 98, SWK 397 hinsichtlich Ärzte.
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barung von den Vertragspartnern glaubhaft gemacht werden
kann, andernfalls fällt die Umgründung nicht unter Art IV
UmgrStG.27)

6. Übertragungsbilanz

Die Erstellung einer Übertragungsbilanz stellt in allen Fällen eine
Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Umgründungssteuer-
gesetzes dar. Die Bilanz hat das der Umgründung zugrunde lie-
gende Vermögen vollständig unter Anwendung des Prinzips der
Buchwertfortführung (Ausnahmen siehe oben) auf den Umgrün-
dungsstichtag darzustellen. Eventuelle rückwirkende Entnahmen
und Einlagen sind in der Übertragungsbilanz zu berücksichtigen.
Die Übertragungsbilanz iSd § 24 Abs 1 UmgrStG besitzt bei ein-
bringenden Einnahmen-/Ausgaben-Rechnern nur Statuscharakter
und bedeutet keinen Wechsel der Gewinnermittlungsart, wenn die
übernehmende Mitunternehmerschaft weiterhin ihren Gewinn nach
§ 4 Abs 3 EStG ermittelt.

Die Bewertung der Wirtschaftgüter in der Übertragungsbilanz
erfolgt nach Maßgabe des § 6 EStG.

Dabei sind die einzelnen Wirtschaftsgüter einschließlich selbst
geschaffener unkörperlicher Wirtschaftsgüter, wie insbesondere
des Wertes der Rechtsanwaltskanzlei mit ihren Teilwerten anzuset-
zen.

Für den Rechtsanwalt und die Rechtsanwaltsgemeinschaft bedeutet
dies insbesondere:28)

• Feststellung des Wertes des Anlagevermögens, gegebenenfalls
der Vorräte

• Feststellung der offenen Forderungen

• Feststellung des Wertes der angefangenen und nicht abgerech-
neten Leistungen (unfertige Leistungen)

• Ansatz eines Wertes der Rechtsanwaltskanzlei (Firmenwert)

Unfertige Arbeiten sind dabei zu den bis dato angefallenen Her-
stellungskosten zu bewerten. Diese beinhalten im Wesentlichen die
den jeweiligen Aufträgen direkt zuzurechenden Material- und
Gehaltskosten zuzüglich der diesbezüglichen Gemeinkosten. Die
bisher von den Mitunternehmern persönlich erbrachten Leistungen,
die Gewinntangente sowie grundsätzlich auch die Verwaltungs-
gemeinkosten sind nicht anzusetzen. 29)

7. Übertragung gegen Gewährung von Gesellschafts-
rechten

Eine weitere unabdingbare Voraussetzung besteht darin, dass
der Vermögensträger, sei er nun Eigentümer eines Betriebes oder
Teilbetriebes oder Mitunternehmer, als Gegenleistung für seine
Übertragung Gesellschaftsrechte der Zusammenschlussgesell-
schaft erwerben muss. Der Betriebs- oder Teilbetriebsinhaber
bzw der Mitunternehmer muss also der Zusammenschlussgesell-
schaft angehören und zwar in der Weise, dass ihm in der Zusam-

menschlussgesellschaft die Stellung eines Mitunternehmers zu-
kommt.

Die Anwendbarkeit des Umgründungssteuerechtes ist nur dann ge-
geben, wenn als Gegenleistung ausschließlich Gesellschaftsrechte
erworben werden.

Die Gewährung von anderen Vorteilen (zB Zuzahlungen der über-
nehmenden Personengesellschaft) unterwirft den Zusammenschluss
den Folgen des allgemeinen Steuerrechts.

8. Zusammenschlussstichtag

Unter dem Zusammenschlussstichtag versteht man jenen Tag, mit
dessen Ablauf das Vermögen mit steuerlicher Wirkung auf die
übernehmende Personengesellschaft übergehen soll (§§ 24 Abs 1,
13 Abs 1 UmgrStG ). Der Zusammenschlussstichtag ist frei wähl-
bar. Grundvoraussetzung ist, dass auf diesen Tag eine Bilanz
(Jahresabschluss oder Zwischenabschluss bzw bei Einnahmen-/
Ausgaben-Rechnern ein Evidenzstatus) nach § 23 Abs 2 iVm § 12
Abs UmgrStG aufgestellt wird. Für einen Zwischenstichtag ist keine
Zustimmung der Abgabenbehörde nach § 2 Abs 7 EStG erforder-
lich. In der Praxis empfiehlt es sich, Zusammenschlüsse auf den
31.12. eines Jahres zu planen, damit nicht ein zusätzlicher Jahres-
abschluss erforderlich wird.

Im Sinne der Rückwirkung kann der Zusammenschlussstichtag vor
dem Tag des Abschlusses des Zusammenschlussvertrages liegen.
Formelle Voraussetzungen für einen Zusammenschluss sind die
Anmeldung zum Firmenbuch und/oder die Meldung an das
Betriebsfinanzamt.

• Die Anmeldung hat beim Firmenbuch zu erfolgen, wenn im
Zuge des Zusammenschlusses die Sachgründung einer einzutra-
genden Personengesellschaft erfolgt oder ein Gesellschafter in
eine bereits eingetragene Personengesellschaft neu eintritt.

• In den übrigen Fällen hat die diesbezügliche Meldung beim
gem § 54 BAO zuständigen Betriebsfinanzamt der überneh-
menden Sozietät zu erfolgen.

Die Anmeldung zum Firmenbuch (wenn vorgesehen) oder die
Meldung an das zuständige Finanzamt muss innerhalb von neun
Monaten nach dem Stichtag erfolgen (bei einem Umgründungs-
stichtag 31. 12 also bis spätestens 30. 9. des folgenden Kalender-
jahres). Wird diese Frist versäumt, gilt als Ersatzstichtag für den
Zusammenschluss der Tag des tatsächlichen Einlangens der Anmel-
dung bzw Meldung.

27) Wiesner/Schwarzinger, Umgründung und Betriebsprüfung – Check-
listen zur Durchführung und Gegenprüfung von Umgründungen, in
ÖStZ 20a/1996, 141.

28) Benn-Ibler, Rechtsanwaltsgesellschaften und Umgründungssteuergesetz,
Beilage zu den Kammernachrichten der Rechtsanwaltskammer Wien,
Oktober 1995.

29) Ausführlich bei Hadatsch/Joklik-Fürst/Treer; Praktische Kostenrech-
nung, Verlag Weiß, 210ff, weiters EStR 2195ff.
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III. Wesentliche Grundsätze des Art IV UmgrStG

1. Das Prinzip der Buchwertfortführung

Die Regelungen des Umgründungssteuerrechts zielen ertragsteuer-
lich grundsätzlich auf eine steuerlich neutrale Vorgangsweise. Da-
her gilt auch für Zusammenschlüsse ertragsteuerlich zwingend das
Prinzip der Buchwertfortführung. Nur in jenen Fällen, in denen aus-
ländisches Vermögen beteiligt ist, ist eine Aufwertungsoption nor-
miert. Voraussetzung hiefür ist, dass auf Grund eines DBA mit An-
rechnungsmethode mit einem anderen Staat die Gefahr einer Dop-
pelbesteuerung bestünde.

Im Falle der Buchwertfortführung hat die übernehmende Mitunter-
nehmerschaft die Wertansätze des Übertragenden zwingend zu
übernehmen.

Buchwertfortführung bedeutet beispielsweise:

• Beibehaltung der Abschreibungssätze

• Fortführung einer etwaigen Jubiläumsgeldrückstellung, Pensions-
rückstellung sowie Abfertigungsvorsorge (jeweils inklusive Wert-
papierdeckung)

• Übernahme der steuerfreien Rücklagen iSd der §§ 10 und 12
EStG

Offene Wartetastenverluste gem § 10 Abs 8 EStG sind – personen-
bezogen – weiterhin den übertragenden Partnern in ihrer Stellung
als Gesellschafter zuzurechnen und nur im Rahmen der einheitli-
chen und gesonderten Gewinnfeststellung gem § 188 BAO mit
zukünftigen Gewinnen aus der Mitunternehmerschaft verrechen-
bar.

Die ertragsteuerliche Gesamtrechtsnachfolge kann einen Über-
gang der steuerlichen Verlustvorträge gem § 18 EStG auf die
Sozietät mangels deren Einkommensteuersubjekteigenschaft nicht
bewirken. Diese steuerlichen Verlustvorträge bleiben bei den Part-
nern des Zusammenschlusses als Teil der Einkommensermittlung
bestehen.

Vom Grundsatz der Buchwertfortführung ist jenes Vermögen nicht
betroffen, das anlässlich des Zusammenschlusses aus dem gemein-
schaftlichen Betriebsvermögen („Gesamthandvermögen“ bzw
„Gemeinschaftsvermögen“) der Mitunternehmerschaft in das Son-
derbetriebsvermögen überführt wird.30) Hinsichtlich der Wertan-
sätze wird auf die Ausführungen zu II.3.d). verwiesen.

Kosten des Zusammenschlusses einschließlich Grunderwerbsteuer
(GrEst) sind wie Gründungskosten sofort abzugsfähig.31)

2. Äquivalenzerfordernis

Die Regelungen des Art IV UmgrStG weisen besonders sensible
Bereiche im Hinblick auf Äquivalenzverletzungen und Steuerlast-
verschiebungen auf.

Der Äquivalenzgrundsatz bezieht sich auf das „Austauschverhält-
nis“. Demnach muss der Wert des übertragenen Vermögens dem

Wert der Gegenleistung genau entsprechen. Verletzungen des
Äquivalenzprinzips führen zur Annahme einer fiktiven Anteils-
schenkung (Schenkungsfiktion, § 6 Abs 2 UmgrStG). Zum Aus-
gleich von Äquivalenzdifferenzen eignen sich nur Gewinnvorab
und Liquidationsvorab sowie die ausdrücklich im Gesetz vorgese-
henen limitierten Ausgleichszahlungen.

• Achtung! Misslungene Wertausgleiche stellen eine Verletzung
von Anwendungsvoraussetzungen dar und können zur Anwen-
dung des Tauschgrundsatzes gem. § 6 Z 14 EStG. führen.

3. Maßnahmen zur Vermeidung der Verschiebung
der Steuerlast

Von dem beschriebenen Äquivalenzproblem ist der Begriff der
Steuerlastverschiebung strikt zu trennen. Während es beim Äqui-
valenzverhältnis um den Wertaustausch zwischen Leistung und
Gegenleistung in Bezug auf eine Person geht, stellt sich beim letz-
teren Problem die Frage nach Steuerlastverschiebungen durch Ver-
schiebung stiller Reserven zwischen den beteiligten Personen. Die
Schenkungsfiktion ist in solchen Fällen jedenfalls nicht anwendbar.

Voraussetzung für die Buchwertfortführung ist daher,

• dass es durch den Zusammenschluss zu keiner Verschiebung
von stillen Reserven und damit zur Verschiebung von Steuerlas-
ten kommen kann oder

• dass anlässlich des Zusammenschlusses für die weitere Gewinn-
ermittlung Vorsorge gegen eine drohende endgültige Verschie-
bung von stillen Reserven (Steuerlasten) getroffen wird. (§ 24
Abs 2 Z 1 UmgrStG)

Stille Reserven einschließlich eines allfälligen Firmenwertes werden
bei Rechtsanwälten insbesondere im Klientenstock, Anlagevermö-
gen (Grund und Boden), in unfertigen, noch nicht abrechenbaren
Leistungen (weil diese in der Zusammenschlussbilanz ohne Ge-
winntangente anzusetzen sind) und – auch in umgekehrter Rich-
tung als stille Lasten – idR in der Abfertigungsvorsorge zu finden
sein.

30) Vgl BMF vom 19. 3. 1992, ÖStZ 1992, 129, 8. 2. 1996, SWK 1996,
A 192, Schwarzinger/Wiesner, Umgründungssteuer-Leitfaden2, 1923,
Beispiel IV/8.

31) EStR 2000, Rz 1662.

Äquivalenz-
grundsatz

Maßnahme Folge

Gewahrt – UmgrStG anwendbar

Nicht gewahrt gelungener Aus-
gleich (siehe oben)

UmgrStG anwendbar

Nicht gewahrt misslungener Aus-
gleich

§ 6 Z 14 EStG; Aufde-
ckung und Versteuerung
der stillen Reserven.

nicht gewahrt kein Ausgleich Schenkungsfiktion
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Dabei sind nur jene stillen Reserven einschließlich eines allfälligen
Firmenwertes zu beachten, die in das steuerliche gemeinschaftli-
che Betriebsvermögen der Mitunternehmer eingehen, Sonderbe-
triebsvermögen eines Partners bleibt außer Betracht.

Wird im Einzelfall trotz Vorliegens von stillen Reserven einschließ-
lich eines bestehenden Firmenwerts auf eine Vorsorge zur Gänze
oder teilweise verzichtet, liegt stets ein Fall der Steuerlastverschie-
bung und damit ein Aufwertungstatbestand iSd § 24 Abs 2
UmgrStG vor (= Versteuerung eines Veräußerungsgewinnes).32)

Die Vermeidung einer endgültigen Verschiebung der Steuerbelas-
tung der am Zusammenschluss beteiligten Personen muss durch
Maßnahmen bewirkt werden, die im Bereich der (zukünftigen)
Gewinnermittlung liegen. Eine auf Gesellschafterebene getroffene
Vereinbarung von Zahlungen zum Ausgleich von Mehr- bzw Min-
derbelastungen von Einkommensteuer ist nicht ausreichend. Die
gesetzten Maßnahmen müssen erkennbar vom Bestreben getragen
sein, die Verschiebung stiller Reserven zu vermeiden.

Nach den EB zur RV zu § 24 UmgrStG kommen als Maßnahme
der Gewinnermittlung iSd § 24 Abs 2 UmgrSt insbesondere fol-
gende Instrumentarien in Betracht:

• Kapitalkonten(Buchwert)zusammenschluss

• Verkehrswertzusammenschluss

a) Buchwertzusammenschluss

Beim Buchwertzusammenschluss werden die Beteiligten im Verhält-
nis der Buchwerte ausgewiesen (Kapitalkontenzusammenschluss).

Zum Ausgleich von Steuerlast- und Äquivalenzverschiebungen ste-
hen folgende Maßnahmen zur Verfügung:

aa) Vorbehalt der stillen Reserven

Eine in den Erläuterungen zum Umgründungssteuergesetz nicht
ausdrücklich erwähnte, aber umgründungssteuerneutrale Vorsor-
gemethode kann mit dem Vorbehaltszusammenschluss33) verwirk-
licht werden. Dabei wird begünstigtes Vermögen iSd § 24 Abs 2
UmgrStG mit dem gesellschaftsvertraglichen Vorbehalt übertragen,
dass der oder die Partner des Zusammenschlusses von den am
Zusammenschlussstichtag bestehenden stillen Reserven einschließ-
lich eines bestehenden Firmenwertes ausgeschlossen sein sollen.
Das Risiko hinsichtlich des Fortbestehens oder Nichtfortbestehens
dieser Gesamtreserven verbleibt in diesem Fall bei dem oder den
Übertragenden, so dass mangels eines Überganges von Steuerlas-
ten auf die Mitunternehmerschaft kein Vorsorgeerfordernis besteht.
Die Beteiligung des Zusammenschlusspartners misst sich diesfalls
am Buchwert des übertragenen Vermögens.

Beispiele:

• Die Veräußerung von Anlagegütern, bei denen ein Ansteigen
der stillen Reserven nicht anzunehmen ist (zB Kanzleiausstat-
tung, Maschinen), wird zur Gänze dem Übertragenden zuzu-
rechnen sein.

• Bei der Veräußerung einer Liegenschaft ist der Verkehrswert
zum Zusammenschlussstichtag zu ermitteln und sind diese stil-
len Reserven zur Gänze dem Übertragenden zuzurechnen.
Dabei ist hinzuweisen, dass Wertänderungen des nackten
Grund- und Bodens nur bei der Gewinnermittlung gem § 5
EStG erfasst werden. Mitunternehmerschaften von Rechts-
anwälten werden ihren Gewinn grundsätzlich nicht nach § 5
EStG ermitteln.34)

• Gleiches gilt für den Firmenwert. Hier werden Aufzeichnungen
für eine Ermittlung zum Stichtag notwendig sein. Beispielsweise
wird bei einem Freiberufler-Zusammenschluss der zum Stichtag
dem Übertragenden zurechnende Kundenstock zu dokumentie-
ren sein; die Wertsteigerung der zum Stichtag vorhandenen
Klienten und neu hinzugekommene Klienten sind den Partnern
zuzurechnen.

bb) Gewinnvorab

Beim Gewinnvorab werden die Beteiligten im Verhältnis der
Buchwerte ausgewiesen und die stillen Reserven durch einen
Vorweggewinn ausgeglichen. Dieser Vorweggewinn ist bei dem-
jenigen, dessen stille Reserven abgefunden werden, laufender
steuerpflichtiger Gewinn. Beim anderen Gesellschafter kommt es
zu entsprechend niedrigeren Gewinnanteilen. Mangels eines
Veräußerungsvorganges werden keine Ergänzungsbilanzen auf-
gestellt.

Hingegen würde die Vereinbarung eines Gewinnvorab in festen
Jahresbeträgen als Ratenzahlung zu werten sein und zur Annahme
eines Veräußerungsvorganges führen.

Sollte in der Durchführung des Vertrages entgegen der Gewinnvor-
abvereinbarung ein Verlustvorab vorgenommen worden sein, liegt
ein Vollzugsfehler vor, der zur Nichtanerkennung des Verlustvorab
führt, ohne die Geltung des Art IV UmgrStG bzw des Buchwertzu-
sammenschlusses zu beeinträchtigen.

Beispiel:

Das Einzelunternehmen des A weist einen Buchwert von 1,5 Mio
und einen Teilwert von 2 Mio auf. B leistet eine Bareinlage iHv
1,5 Mio. Die Kapitalkonten betragen somit je 1,5 Mio, die stillen
Reserven bleiben bei A. Der Gewinn steht nach dem Beteiligungs-
verhältnis A und B zu gleichen Teilen zu. A erhält aber zum Aus-
gleich der stillen Reserven einen Gewinnvoraus iHv 10% des Ge-
samtgewinnes, bis der Betrag der stillen Reserven iHv 500.000,–
erreicht ist. Beim anderen Gesellschafter vermindert sich der
Gewinnanteil entsprechend. Ist zu erwarten, dass die zukünftigen
Gewinne zum Ausgleich nicht ausreichen könnten, empfiehlt sich
die Vereinbarung einer „Schlussausgleichsregelung“.

32) BMF 12. 5. 1998, ÖStZ 1998/19.
33) BMF 12. 5. 1998, ÖStZ, 306.
34) Tschernutter/Joklik-Fürst/Tröszter, Handbuch für Freiberufler, 20ff.
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cc) Liquidationsvorab

Beim Liquidationsvorab werden die Beteiligten ebenfalls im Ver-
hältnis der Buchwerte ausgewiesen und die stillen Reserven durch
einen höheren Anteil am Liquidationserlös abgegolten. Auch hier
werden keine Ergänzungsbilanzen aufgestellt. Diese Variante ist
zu empfehlen, wenn die stillen Reserven in erster Linie im Firmen-
wert und in anderen langfristig nutzbaren Wirtschaftsgütern enthal-
ten sind.

Beispiel:

Sachverhalt wie im letzten Beispiel. Vereinbart wird, dass A bei
Liquidation ein Äquivalent für seine eingebrachten stillen Reserven
erhält. Ist die stille Reserve einem einzigen Wirtschaftsgut zuzuord-
nen (zB Grundstück), wäre es auch denkbar, den Ausgleich
dadurch herbeizuführen, dass für den Fall der Veräußerung der
Gewinn ausschließlich dem Einbringenden zugerechnet wird
(soweit er die stillen Reserven im Zeitpunkt des Zusammenschlusses
nicht übersteigt).

dd) Lock-Step

In der Literatur35) wird diese Gestaltung als alternatives Zusammen-
schlussmodell für Rechtsanwälte bezeichnet. Dabei erwirbt ein
Juniorpartner beim Eintritt in die Sozietät vom Eintritt an einen fix
(prozentmäßig oder nach Köpfen) vereinbarten Vermögensanteil
an der Sozietät und verzichtet in der Folge auf einen Teil des ihm
auf Grund seiner Vermögensbeteiligung zustehenden Gewinnan-
teils. Dieser Verzicht bewirkt, dass sich der Juniorpartner mit dem
jährlichen Gewinnverzicht in die vorläufig vorbehaltenen stillen
Reserven einschließlich eines allfälligen Firmenwertes des die
betriebliche Einheit übertragenden Partners dadurch einkauft, dass
Letztere stufenweise ihren Vorbehalt aufgeben, wobei sich der
Rhythmus aus einem hiefür jeweils festgelegten kanzleiinternen
(Punkte) System ergibt.

b) Verkehrswertzusammenschluss36)

Bei dieser Variante vereinbaren die am Zusammenschluss beteilig-
ten Steuerpflichtigen eine Beteiligung im Verhältnis der jeweiligen
Verkehrswerte des übertragenen Vermögens. Die Beteiligungsver-
hältnisse der Gesellschafter sind bei der übernehmenden Mitunter-
nehmerschaft durch die Höhe der Kapitalkonten zum Ausdruck zu
bringen. IdR wird der Buchwert des übertragenen Vermögens nicht
dem Verkehrswert entsprechen. Da jedoch das Umgründungssteu-
ergesetz meist zur Fortführung der Buchwerte zwingt, werden die
Kapitalkonten der übernehmenden Personengesellschaft nicht
ohne weitere Maßnahmen die Beteiligungsverhältnisse der Gesell-
schafter widerspiegeln. Zur Herstellung des richtigen Verhältnisses
bei den Kapitalkonten sind folgende Maßnahmen vorgesehen:

• Quotenverschiebung

• Aufwertung

aa) Quotenverschiebung

Bei der Quotenverschiebung werden die Kapitalkonten der Gesell-
schafter solange äquivalent auf- oder abgestockt, bis die Kapital-
konten den Beteiligungsverhältnissen entsprechen. Die durch die
Auf- oder Abstockung eintretende Verschiebung von stillen Reser-
ven ist in den Ergänzungsbilanzen der Gesellschafter wieder zu
korrigieren. Andernfalls käme es zu einer Realisierung der im über-
tragenen Vermögen enthaltenen stillen Reserven.

Die in den Ergänzungsbilanzen eingestellten Korrekturposten (sog
Mehr bzw Minderwerte) entsprechen den in der Gesellschafts-
bilanz verschobenen stillen Reserven und teilen daher das (steuer-
liche) Schicksal jener Wirtschaftsgüter, welchen diese stillen Reser-
ven zuzuordnen sind. Sie sind daher mit den betreffenden Wirt-
schaftsgütern abzuschreiben und beeinflussen einen etwaigen Ver-
äußerungsgewinn bzw -verlust.

bb) Aufwertung

Setzt die übernehmende Mitunternehmerschaft das übernommene
Vermögen handelsrechtlich nicht mit dem Buchwert, sondern mit
dem Verkehrswert an, dann weisen die Kapitalkonten der Gesell-
schafter automatisch das richtige Beteiligungsverhältnis aus. Da
das übertragene Vermögen aber in unterschiedlichem Ausmaß
stille Reserven enthalten wird, käme es ohne weitere Maßnahmen
zu einer Verschiebung von stillen Reserven und damit zu einer Ver-
schiebung von Steuerlasten.

Beabsichtigen die Zusammenschlusspartner daher im Rahmen des
Zusammenschlusses eine Gewinnrealisierung zu vermeiden, dann
müssen die Kapitalkonten in Ergänzungsbilanzen abgestockt wer-
den.

Die in den Ergänzungsbilanzen eingestellten Korrekturposten (sog
Minderwerte) entsprechen den in der Gesellschaftsbilanz aufge-
deckten stillen Reserven und teilen daher das Schicksal jener
Wirtschaftsgüter, welchen diese stillen Reserven zuzuordnen sind.
Die in den Ergänzungsbilanzen eingestellten Minderwerte werden
daher in der Folge in dem Ausmaß gewinnerhöhend aufgelöst, in
dem es durch die (handelsrechtliche) Aufwertung zu steuerlich
überhöhten Abschreibungen kommt.

Beispiel37)

Das Einzelunternehmen des A weist einen Buchwert von 1,5 Mio.
und einen Teilwert von 2 Mio. auf. B soll als Gesellschafter aufge-
nommen und mit 50% beteiligt werden. B leistet in die neu gegrün-
dete Gesellschaft eine Bareinlage von 2 Mio. B ist nunmehr auch
an 50% der stillen Reserven im Unternehmen des A (= 250.000,–)
beteiligt.

35) Schwarzinger/Wiesner/Sedlacek/Sulz, aaO, 67, 146ff.
36) BMF 12. 5. 1998, ÖStZ, 306, BMF 10. 3. 2000, StInd-Anh 2000/35.
37) Aus den Materialien nach Doralt/Ruppe, Grundriss des österrei-

chischen Steuerrechts, 345.



376 AnwBl 2002/7–8

Abhandlungen

Variante Quotenverschiebung:

Das Betriebsvermögen beträgt 3,5 Mio. A und B erhalten davon
ein Kapitalkonto iHv 1.750.000,–. Für A kommt es zu einer
Aufstockung um 250.000,– bei B zu einer Abstockung um
250.000,–. A kann, um die Versteuerung des Aufstockungsbetra-
ges zu verhindern, eine Ergänzungsbilanz aufstellen, die folgendes
Aussehen hat:
Minderkapital A 250.000,– Minderwert für Aktiva 250.000,–

B stellt hingegen eine spiegelbildliche Ergänzungsbilanz auf:
Mehrwert für Aktiva 250.000,– Mehrkapital B 250.000,–

Variante Aufwertung:

Das Betriebsvermögen wird insgesamt mit dem Teilwert von 4 Mio.
angesetzt. A und B erhalten je ein Kapitalkonto von 2 Mio. Für A
kommt es zu einer Aufstockung des Kapitalkontos um 500.000,–.
Die Versteuerung kann wieder durch Aufstellung einer Ergän-
zungsbilanz verhindert werden:

Minderkapital A 500.000,– Minderwert für Aktiva 500.000,–

Die Materialien äußern sich nicht zum weiteren Schicksal dieser
Ergänzungsbilanzen. Richtigerweise müssten die stillen Reserven
einzeln den verschiedenen Wirtschaftsgütern zugeordnet werden,
um zu den richtigen (steuerwirksamen) Abschreibungen bzw Auf-
lösungen bei Veräußerungen etc zu kommen.

IV. Folgen eines Zusammenschlusses nach
Art IV UmgrStG bei fortgesetzter
Einnahmen-/Ausgaben-Rechnung

Die Übertragungsbilanz iSd § 24 Abs 1 UmgrStG besitzt bei ein-
bringenden Einnahmen-/Ausgaben-Rechnern nur Statuscharakter
und bedeutet keinen Wechsel der Gewinnermittlungsart, wenn die
übernehmende Mitunternehmerschaft weiterhin ihren Gewinn nach
§ 4 Abs 3 EStG ermittelt.

Liegen die Anwendungsvoraussetzungen des Art IV für einen Buch-
wertzusammenschluss vor und ermitteln die (Rechts-)Nachfolger
nach der Umgründung den Gewinn weiterhin im Wege der
Einnahmen-/Ausgaben-Rechnung (§ 4 Abs 3 EStG), kommt es
nach geltender Verwaltungspraxis38) zu keinem doppelten Wech-
sel der Gewinnermittlungsart (nämlich zum Umgründungsstichtag
zu einem Wechsel von der Gewinnermittlung nach § 4 Abs 3 EStG
zu jener nach § 4 Abs 1 leg cit und im ersten Wirtschaftsjahr des
Nachfolgers von § 4 Abs 1 zu § 4 Abs 3 EStG). Das nach § 23
Abs 2 UmgrStG als Anwendungsvorausssetzung erforderliche Auf-
stellen einer Bilanz zum Umgründungsstichtag nach den Grund-
sätzen des § 4 Abs 1 EStG hat diesfalls nur die Bedeutung eines
Status, der für die Feststellung des Buchwertes des umzugründen-
den Vermögens und der Höhe der stillen Reserven einschließlich
eines allfälligen Firmenwertes Bedeutung hat.

Der Verzicht auf einen doppelten Wechsel der Gewinnermittlungs-
art ändert allerdings nichts daran, dass sich durch die umgrün-

dungsbedingte Änderung der Vermögens- und Einkommenszurech-
nung Steuerwirkungen verschieben können, die bei Vorliegen von
Waren, unfertigen oder fertigen Erzeugnissen (Arbeiten), Forde-
rungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (aus-
genommen Verbindlichkeiten aus der Anschaffung von Anlagever-
mögen), Rückstellungen und Rechnungsabgrenzungen im Umgrün-
dungsstatus nicht unberücksichtigt bleiben können. Bei Zusammen-
schlüssen hat sich der neue Mitunternehmer in die Aktiva und Pas-
siva des übertragenen (Teil-)Betriebes durch seine Einlage quoten-
mäßig eingekauft, sodass dieser „Kaufpreis“ bei der späteren
Vereinnahmung und Verausgabung in der Mitunternehmerschaft
berücksichtigt werden muss. Es handelt sich dabei weder um die
Frage einer Steuerlastverschiebung iSd § 24 Abs 2 UmgrStG, die
sich auf stille Reserven einschließlich eines allfälligen Firmenwertes
bezieht, noch um die Frage einer Äquivalenzverletzung iSd § 26
Abs 1 Z 1 UmgrStG, die sich auf eine den übertragenen Werten
nicht entsprechende Gegenleistung bezieht. Es liegt daher eine
Frage der objektiv richtigen Gewinnermittlung und Gewinnzurech-
nung nach der Umgründung vor, die von der Abgabenbehörde
von Amts wegen zu berücksichtigen ist.

Der objektiv richtige Gewinn kann bei Zusammenschlüssen da-
durch erfasst werden, dass der doppelte Wechsel der Gewinner-
mittlungsart zum Umgründungsstichtag simuliert, dh (nur) rechne-
risch vorgenommen und bei allen Betroffenen zunächst in Evidenz
genommen wird. Da die Einlagenleistung bzw die Vermögens-
abfindung Vereinnahmungs- bzw Verausgabungswirkung hat, sind
die festgestellten Beträge bei der Gewinnermittlung des ersten
Wirtschaftsjahres nach der Umgründung als Betriebseinnahmen
bzw Betriebsausgaben unabhängig von der Vereinnahmung und
Verausgabung der betreffenden Aktiva und Passiva laut Umgrün-
dungsbilanz zu berücksichtigen. Dabei ist wie folgt zu verfahren:

Bei Zusammenschlüssen hat (je)der einen (Teil-)Betrieb Übertra-
gende mit Hilfe der Bilanz (Status) die rechnerischen Wirkungen
eines Wechsels zur Gewinnermittlung nach § 4 Abs 1 EStG zu
erfassen. Nach dem Zusammenschluss sind die rechnerischen Wir-
kungen eines Wechsels zur Gewinnermittlungsart nach § 4 Abs 3
EStG bei allen Mitunternehmern quotenmäßig zu erfassen. Hat der
den (Teil-)Betrieb Übertragende einen rechnerischen Übergangs-
gewinn (Übergangsverlust) ermittelt, wird dieser bei allen Mitunter-
nehmern nach dem Zusammenschluss quotenmäßig als Über-
gangsverlust (Übergangsgewinn) festgehalten.

Da kein doppelter Wechsel vorliegt, kommt § 4 Abs 10 EStG nicht
zur Anwendung. Es ist vielmehr in diesem Bereich von dem mit
Art IV UmgrStG verbundenen Grundsatz auszugehen, wonach bei
jedem Zusammenschluss eine neue Mitunternehmerschaft entstan-
den ist, sodass die rechnerisch ermittelten Übergangsbeträge im
ersten Wirtschaftsjahr steuerwirksam werden (dh keine Verteilung
rechnerischer Übergangsverluste auf sieben Jahre).

38) BMF 7. 9. 1998, ecolex 1998, 881.
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• Bei dem den (Teil-)Betrieb Übertragenden ist daher der Saldo
aus dem rechnerisch ermittelten und zunächst in Evidenz genom-
menen Übergangsgewinn oder -verlust mit dem ihm quoten-
mäßig zukommenden Übergangsverlust oder -gewinn im ersten
Wirtschaftsjahr steuerwirksam anzusetzen, dh dem Gewinn-
oder Verlustanteil zuzuschlagen.

• Bei dem kein Vermögen iSd § 23 Abs 2 UmgrStG Übertragen-
den ist der ihm quotenmäßig zukommende rechnerische Über-
gangsverlust oder -gewinn im ersten Wirtschaftsjahr ebenfalls
steuerwirksam anzusetzen, dh dem Gewinn- oder Verlustanteil
zuzuschlagen.

Beispiel:

B tritt dem von A geführten Einzelunternehmen zum 31. 12. 01 mit
einer Geldeinlage bei. Die von A erstellte Bilanz (Status) zum
31. 12. 01 zeigt den Bestand an voll bezahlten Waren iHv 400,
Forderungen iHv 1200 und Verbindlichkeiten aus Warenlieferun-
gen und Leistungen iHv 800 auf. Der rechnerische Übergangs-
gewinn des A beträgt 800. Dieser rechnerische Übergangsgewinn
ist aufgrund der mitunternehmerischen Beteiligung des A mit
75 Prozent und des B mit 25 Prozent bei A mit 600 und bei B mit
200 als rechnerischer Übergangsverlust festzuhalten. Bei der
Gewinnermittlung des ersten Wirtschaftsjahres der Mitunterneh-
merschaft, also 02, hat A seinem Gewinnanteil den Saldo aus dem
rechnerischen Übergangsgewinn (800) und quotenmäßigen rech-
nerischen Übergangsverlust (600) iHv 200 zuzurechnen und B sei-
nen Gewinnanteil um den rechnerischen Übergangsverlust von
200 zu kürzen.

Die oben dargestellten steuerlichen Folgen können im Einzelfall zu
Härten in der Besteuerung führen, wenn in der Bilanz (Status) ein
erheblicher Forderungsbestand ausgewiesen ist und mit dem Ein-
gang in dem der Umgründung folgenden Wirtschaftsjahr nicht zu
rechnen ist. Es bestehen daher keine Bedenken, wenn alle an der
Umgründung Beteiligten dahingehend übereinkommen, dass die
rechnerischen Ergebnisse des doppelten Wechsels in die dem
§ 24 Abs 2 UmgrStG entsprechende Vorsorgemethode des Ge-
winnvorab einschließlich einer Ersatzausgleichsvereinbarung ein-
gekleidet werden. Da nur die Technik der Vorsorgemethoden
angesprochen ist, kann sie unabhängig davon angewendet wer-
den, ob im Rahmen eines Verkehrswert- oder Buchwert-(Kapital-
konten-)Zusammenschlusses eine Vorsorgemethode zur endgülti-
gen Vermeidung einer Steuerlastverschiebung angewendet wird.
In diesem Fall ist die gewählte Alternativmethode von allen
Beteiligten durchzuführen. Zur Vermeidung von Zweifeln wird die
gewählte Alternativmethode in geeigneter Weise der Abgabenbe-
hörde zu dokumentieren sein; sollte sie mit einer zur Vermeidung
einer endgültigen Steuerlastverschiebung erforderlichen Methode
kombiniert werden, steht der Erfassung in einer Summe nichts im
Wege, wenn die Bemessungsgrundlagen der beiden Methoden
getrennt dokumentiert werden.

Fortsetzung des Beispiels:

Vereinbaren A und B als Alternative zur Berücksichtigung der rech-
nerischen Ergebnisse des doppelten Wechsels der Gewinnermitt-
lungsart bei der Gewinnermittlung des Jahres 02 zB die Verteilung
nach Art des Gewinnvorab mit 10 Prozent, erhält A ab dem Jahr
vor der Gewinnverteilung so lange einen Gewinnvorab iHv
10 Prozent, bis der Betrag von 200 erreicht wird. B kann in die-
sem Fall den rechnerischen Übergangsverlust von 200 im ersten
Wirtschaftsjahr nicht absetzen, die Steuerwirkung ergibt sich
durch den Gewinnverzicht zu Gunsten des A, bis die Endgröße
von 200 erreicht wird. Sollte dieser Vorab in der Folge bis zur
Beendigung der Mitunternehmerschaft oder dem steuerwirksamen
Ausscheiden eines Mitunternehmers nicht erfüllt sein, hat die
Ersatzausgleichsregelung auch hier zu gelten.

Werden die zuvor dargestellten Vorgangsweisen mangels Doku-
mentation nicht in Anspruch genommen, hat die Abgabenbehörde
das erklärte steuerliche Ergebnis des ersten Wirtschaftsjahres nach
dem Umgründungssteuergesetz entsprechend zu berichtigen. Wur-
den die dargestellten Möglichkeiten in rechtskräftig bereits abge-
schlossenen Fällen der Vergangenheit nicht wahrgenommen und
erfolgte auch seitens der Abgabenbehörde keine Berichtigung, hat
eine solche nur im Falle einer Wiederaufnahme des Veranlagungs-
verfahrens aus anderen Gründen zu erfolgen. Ein Berichtigungs-
erfordernis stellt somit keinen Wiederaufnahmegrund des Verfah-
rens dar.

In der Praxis besteht auch die Möglichkeit, jene Vermögensteile,
die zum Übergangsergebnis iSd § 4 Abs 10 EStG führen (wür-
den), wie zB Forderungen gegen Mandanten, anlässlich des
Zusammenschlusses nicht in das gemeinsame Betriebsvermögen
der Mitunternehmerschaft, sondern in das Sonderbetriebsvermö-
gen zu übertragen. Da bei bestehenden Sozietäten damit ein
ertragswirksamer entnahmeveranlasster Zufluss verbunden ist,
kann durch eine von den Beteiligungsverhältnissen abweichende
Gewinnverteilung zu Gunsten der Sozietät bereits angehörenden
Gesellschafter wirtschaftlich das gleiche Ergebnis erzielt wer-
den.39)

V. Fallbeispiel

Sachverhalt: Der bisher in der Anwaltskanzlei des A als Konzipient
tätige Jurist B soll in eine neu zu gründende OEG als Partner des A
eintreten. Die Vermögens- und Erfolgsbeteiligung des B soll über
eine Geldeinlage, die sich einerseits nach seinen finanziellen
Möglichkeiten, andererseits nach dem angestrebten Beteiligungs-
verhältnis richtet, bestimmt werden. Es wird ein Buchwert-(Kapital-
konten) zusammenschluss mit einem Beteiligungsverhältnis am Er-
folg und Vermögen von je 50% angestrebt. Die jedenfalls aufzu-
stellende Zusammenschlussbilanz (auch bei vorheriger oder fortge-

39) Wiesner/Schwarzinger/Sedlacek/Sulz, aaO, 40.
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setzter Einnahmen-Ausgaben-Rechnung) zeigt zunächst folgendes
Bild:

Der Verkehrswert der Kanzlei beträgt 1.450. Der Zusammen-
schluss unterliegt Art IV UmgrStG, da ein Partner Vermögen im
Sinne des § 24 UmgrStG einlegt. Da B nur eine Einlage in Höhe
von 450 aufbringen kann wird vereinbart, dass A einen Betrag
von 500 zwecks Gleichstellung der Kapitalkonten bar entnimmt.
Die Entnahme wird fremd finanziert d.h. die Mitunternehmerschaft
nimmt Mittel bei der Bank auf,40) die zwischen dem Zusammen-
schlussstichtag und dem Vertragsabschlusstag an A überwiesen
werden. Aufgrund der linearen Abstockung des Eigenkapitals von
A durch die Entnahme zeigt sich folgende Zusammenschlussbilanz:

Das angestrebte Beteiligungsverhältnis von je 50% für die Gesell-
schafter A und B ist durch den Gleichstand der buchmäßigen Kapi-
talkonten hergestellt. Dies ändert jedoch nichts daran, dass durch
das Bestehen von stillen Reserven (Altreserven) im Betrieb des A in
Höhe von 500 eine Äquivalenzverletzung vorliegen würde. Dies
ändert weiters nichts daran, dass sich im Falle einer Abschichtung,
Betriebsveräußerung oder Aufgabe Steuerlastverschiebungen von
A auf B ergeben würden, da im Hinblick auf den Gewinnvertei-
lungsschlüssel die Hälfte der stillen Reserven (= 250) von B versteu-
ert würden, während bei A der gleiche Betrag aus der Besteuerung
herausfiele. Gemäß § 24 Abs 2 UmgrStG ist für Zwecke der Buch-
wertfortführung Vorsorge zu treffen, dass es durch den Zusammen-
schluss zu keiner endgültigen Verschiebung der Steuerbelastung
kommt. Die Vorsorgemethoden sind oben dargestellt.

VI. Umsatzsteuerliche Regelungen

Zusammenschlüsse gelten gem § 26 Abs 1 Z 2 iVm § 22 Abs 2
UmgrStG als nicht steuerbare Umsätze iSd UStG. Aufgrund dieser
Sonderbestimmung ist bei Zusammenschlüssen weder eine Um-
satzbesteuerung noch eine Vorsteuerkorrektur vorzunehmen. Vor-
steuern, die im Zusammenhang mit dem Zusammenschluss (zB
durch Beratungsaufwendungen) entstehen, sind – als Folge der in
§ 26 Abs 1 Z 2 UmgrStG normierten Nichtsteuerbarkeit des Um-
satzes – abzugsfähig.41)

Da die übernehmende Mitunternehmerschaft in sämtliche Rechte
und Pflichten des übertragenden Unternehmers tritt, kann diese
erforderlichenfalls auch Rechnungsberichtigungen durchführen.

AV 300 EK 950

UV 700 FK 50

1000 1000

AV 300 EK A 450

UV 1150 EK B 450

FK 550

1450 1450

Das Umgründungssteuergesetz sieht keine umsatzsteuerliche Rück-
wirkung vor. Für den mit dem einzubringenden Vermögen zusam-
menhängenden Bereich endet die Unternehmereigenschaft des
Einbringenden mit dem Tag der Anmeldung des Zusammenschlus-
ses in das Firmenbuch oder – wenn dies gesetzlich nicht vorgese-
hen ist – mit dem Tag der Meldung der Einbringung an das für die
übernehmende Mitunternehmerschaft zuständige Finanzamt (§ 13
Abs 1 UmgrStG). Ab diesem Zeitpunkt können die Umsätze bzw
Vorsteuerbeträge (für den eingebrachten Bereich) der überneh-
menden Mitunternehmerschaft zugerechnet werden.42) In der Pra-
xis wird häufig – nach vorheriger Abstimmung mit dem Finanzamt –
der darauf folgende Monatserste gewählt.

Bei jedem Zusammenschluss sollte – falls erforderlich – rechtzeitig
eine UID-Nummer beim Finanzamt beantragt werden.

Werden im Zuge umgründungssteuerlicher Maßnahmen Entnah-
men getätigt, sind etwaige umsatzsteuerliche Konsequenzen zu
beachten.

VII. Lohnsteuerliche Regelungen

Die Arbeitgeberstellung richtet sich ebenfalls nach dem Zeitpunkt
des tatsächlichen Vermögensüberganges.

VIII. Gebühren und Verkehrssteuern

Das Umgründungssteuergesetz normiert eine weitgehende Befrei-
ung der Umgründungsvorgänge von Gebühren und Verkehrssteu-
ern. Voraussetzung für die Befreiung ist, dass die übertragende
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Anmeldung seit zwei Jahren be-
steht oder dass das übertragene Vermögen dem Übertragenden
seit mehr als zwei Jahren zuzurechnen ist.

Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbssteuer ist der zwei-
fache Einheitswert, wobei zu beachten ist, dass bei Mehrfach-
zügen jeder einzelne Vorgang steuerpflichtig ist.

IX. Folgen missglückter Umgründungen

Gem § 24 Abs 7 EStG ist ein Veräußerungsgewinn dann nicht zu
ermitteln, soweit das Umgründungssteuergesetz eine Buchwertfort-
führung vorsieht. Fällt die gesellschaftsvertragliche Übertragung
von (Teil)Betrieben oder Mitunternehmeranteilen nicht unter Art IV
oder V, ist der Veräußerungsgewinn auf den nach dem Umgrün-
dungssteuergesetz maßgeblichen Stichtag zu beziehen.

Dies kommt in der Wirkung einer (Teil)betriebsveräußerung bzw
Mitunternehmeranteilsveräußerung gleich. (Vollaufdeckung der
stillen Reserven samt Firmenwert)

40) Kritisch Doralt, Missbrauch bei Umgründungen, RdW 2/2002, 120,
Tröszter, Nochmals: Missbrauch bei Umgründungen, SWK 2002 in
Druck.

41) Siehe Ruppe, USt-Kommentar, § 12 Tz 161.
42) BMF 5. 11. 1993, ÖStZ 1993, 339.
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Beispiele:

• Fehlende bzw unzureichende Vorsorgemaßnahmen43)
Werden Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung einer endgülti-
gen Verschiebung stiller Reserven nicht getroffen, ist im Rahmen
des Art IV der Teilwert der Wirtschaftsgüter einschließlich selbst
geschaffener unkörperlicher Wirtschaftsgüter anzusetzen (Auf-
deckung und Versteuerung aller stillen Reserven einschließlich
eines Firmenwertes).44)
Wird beim Kapitalkontenzusammenschluss der Ausgleich nicht
in einem von künftigen Gewinnen abhängigen Ausmaß festge-
legt, sondern in festen gewinnunabhängigen Beträgen (Raten),
in umsatz- aber nicht gewinnabhängigen Beträgen oder aus-
drücklich in einem Verlustvorab, liegt keine umgründungssteuer-
liche Vorsorge iSd § 24 Abs 2 UmgrStG und damit ein Aufwer-
tungs (Veräußerungs)tatbestand zum Zusammenschlussstichtag
vor. Sollte allerdings in der Durchführung des Vertrages ent-
gegen der Gewinnvorabvereinbarung zB ein Verlustvorab vor-
genommen worden sein, liegt ein Vollzugsfehler vor, der zur
Nichtanerkennung des Verlustvorab führt, ohne die Geltung des
Art IV UmgrStG bzw des Buchwertzusammenschlusses zu beein-
trächtigen.
Bei solchen missglückten Zusammenschlüssen bleibt bei recht-
zeitiger Anmeldung (andernfalls ist der Tag des Zusammen-
schlusses maßgebend) die umgründungsteuerliche Rückwirkung

erhalten und gehen die übrigen Wirkungen des Umgründungs-
steuergesetzes (Umsatzsteuer, Verkehrssteuern) nicht verloren.

• Fehlen des positiven Verkehrswertes
Ist der (Teil)betrieb oder Mitunternehmeranteil wirtschaftlich
überschuldet, ist ein Veräußerungsgewinn rückwirkend zum ge-
wählten Zusammenschlussstichtag zu ermitteln (§ 24 Abs 7
EStG). Für mit einer Geldeinlage oder sonstigen Wirtschaftsgü-
tern Beitretende ist jedoch – weil der von Art IV geforderte posi-
tive Verkehrswert fehlt – die Rückwirkung nicht anwendbar.
Diese nehmen demnach am Betriebsergebnis frühestens ab dem
Abschlusstag des Zusammenschlussvertrages teil. Auch die übri-
gen Wirkungen des Umgründungssteuergesetzes (Umsatz-
steuer, Verkehrssteuern) sind nicht anwendbar.45)

• Äquivalenzverletzung
Zum Ausgleich von Äquivalenzdifferenzen eignen sich nur
Gewinnvorab und Liquidationsvorab sowie die ausdrücklich im
Gesetz vorgesehenen limitierten Ausgleichszahlungen. Misslun-
gene Wertausgleiche stellen eine Verletzung von Anwendungs-
voraussetzungen dar und können zur Anwendung des Tausch-
grundsatzes gem § 6 Z 14 EStG führen.

43) BMF 12. 5. 1998, ÖStZ – BMF 1998/19.
44) § 24 Abs 2 letzter Satz UmgrStG iVm § 24 Abs 7 EStG.
45) BMF 26. 3. 1998, ARD 4940/11/98, Margreiter/Wakounig/Glega,

Steuerliche Sonderbilanzen in der Praxis, 202.
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Mag. Dr. Dr. h. c. Adrian Hollaender, Wien

Ein „ingeniöser Weg“ zur Rechtsrichtigkeit?
Zulässigkeit und Reichweite konkreter Wirkungen infolge
von Nichtigkeitsbeschwerden zur Wahrung des Gesetzes
Analyse der Entscheidung des Obersten Gerichtshofes 14 Os 8/02-12 vom 9. 4. 2002

I. Zur Vorgeschichte

Mit dem vorliegenden aus Anlass einer Nichtigkeitsbeschwerde
zur Wahrung des Gesetzes ergangenen Urteil – oder in diesem
Fall genauer gesagt: mit dem nur eine der Klarstellung dienende
Beseitigung eines Beschlusses bewirkenden Rechtsakt – des Obers-
ten Gerichtshofes wurde in einem spektakulären Rechtsfall im
Wege einer formal eher ungewöhnlich erscheinenden Vorgangs-
weise die Möglichkeit einer nochmaligen Beschlussfassung des
Oberlandesgerichtes Wien über die Zulässigkeit der Auslieferung
des verurteilten Sholam Weiss in die USA eröffnet.
Der OGH beseitigte damit eine Entscheidung des OLG Wien, mit
der die Auslieferung des aus den USA geflüchteten (rechtskräftig
verurteilten) Verbrechers abgelehnt worden war. Experten warfen
dem OGH daraufhin Gesetzesbruch vor (Zitat „Die Presse“ vom
29. 4. 2002).
Sholam Weiss ist in Florida wegen gigantischer Betrügereien zu
einer Rekordstrafe von 845 Jahren Haft verurteilt worden (in den
USA werden die Strafen für jedes Delikt addiert). Das bedeutet:
lebenslang ohne Aussicht, das Gefängnis lebend zu verlassen.
Knapp vor dem Urteilspruch hatte Weiss sich jedoch ins Ausland
abgesetzt. Seine Flucht endete in Wien, wo er einen Schwager
hat. Weiss hatte eine US-Pensionsversicherung in den Ruin getrie-
ben und damit tausende Pensionisten um ihre Ersparnisse ge-
bracht. Als er in Wien aufgrund eines internationalen Haftbefehls
festgenommen wurde, deponierten die USA sogleich über ihre Bot-
schaft in Wien ihr Interesse an einer Auslieferung des Dollarmillio-
nen-Betrügers und stellten einen Auslieferungsantrag.
Das OLG als erste und einzige Instanz hinsichtlich der Zulässigkeit
der von den USA begehrten Auslieferung des Verurteilten erklärte
diese zunächst für unzulässig, auch wenn die im Auslieferungsver-
trag mit den USA normierten Voraussetzungen auf den ersten Blick
erfüllt schienen. Zur Begründung führte das OLG nicht etwa die aus
hiesiger Sicht enorme Strafe an (etwa in dem Sinne, dass lebens-
lange Haft ohne Aussicht auf ein vorzeitiges Ende eine „unmensch-
liche oder erniedrigende Strafe“ sei, die Art 3 der Europäischen
Menschenrechtskonvention widersprechen könnte), sondern statt-
dessen stützte sich das Gericht auf Art 2 des 7. Zusatzprotokolls
zur Europäischen Menschenrechtskonvention, nach dem Straftäter
das Recht haben müssen, ihre Verurteilung durch ein übergeordne-
tes Gericht prüfen zu lassen: Indem Weiss geflüchtet war, hatte er

sich – in den USA ständig durch einen Anwalt vertreten – aber
(wenn auch aus eigenem Verhalten) eines Teils seiner Rechtsmittel
begeben. Folge der abschlägigen OLG-Entscheidung war, dass in
Österreich ein Verfahren gegen Weiss (bei bekanntlich nach den
österreichischen Strafnormen erheblich geringerer Strafdrohung)
eingeleitet wurde. Das bedeutet: Ohne Auslieferung hätte Weiss
maximal 10 Jahre Freiheitsstrafe in Österreich zu befürchten ge-
habt, bei Auslieferung hingegen eine lebenslange Freiheitsstrafe in
den USA ohne Aussicht auf vorzeitige Entlassung.

Im Interesse der Vertragstreue gegenüber den USA hatte das öster-
reichische Bundesministerium für Justiz laut Medienberichten (vgl
„Die Presse“, aaO) alles ihm Mögliche getan, um eine Korrektur
der Entscheidung des OLGs zu erreichen. Während im Zuge des-
sen ein Antrag der Oberstaatsanwaltschaft auf Wiederaufnahme
vom OLG abgewiesen wurde, zeitigte eine auf Anregung des
Ministeriums von der Generalprokuratur erhobene Nichtigkeits-
beschwerde zur Wahrung des Gesetzes Erfolg. Zur Verwunderung
mancher Experten nutzte der Oberste Gerichtshof diesen Rechts-
behelf, um die Entscheidung des OLGs zu kippen. Ungewöhnlich
erschien dabei Folgendes: Wahrungsbeschwerden dürfen sich
grundsätzlich nur zum Vorteil, nie aber zum Nachteil des Betroffe-
nen auswirken. „Eine Verschlechterung aus Sicht des Betroffenen
ist vom Gesetz nicht gedeckt“, wurde dazu etwa ein bekannter
Universitätprofessor für Strafrecht in den Medien zitiert. Eine Ent-
scheidung für die Auslieferung wäre laut Zitat eine Verschlechte-
rung gegenüber der OLG-Entscheidung gewesen, ob diese nun
richtig war oder nicht.

Das Höchstgericht warf dem OLG im vorliegenden Fall im Wesent-
lichen vor, seine Befugnisse im Auslieferungsverfahren überschrit-
ten zu haben (nach einer positiven Entscheidung des OLG wäre
auch eine Bewilligung der Auslieferung durch den Bundesminister
für Justiz erforderlich, an eine negative Entscheidung des OLG hin-
sichtlich der Zulässigkeit der Auslieferung ist der BMJ hingegen ge-
bunden) und sprach damit der OLG-Entscheidung die Wirksamkeit
ab, indem er judizierte: „Der im Ergebnis erfolgreich angefochtene
Beschluss war daher nur zur Klarstellung zu beseitigen“.

Ungeachtet Zeitungsmeldungen des Inhalts „Gesetzesbruch des
Obersten Gerichtshofes“ und entgegen Rechtsgutachten von gleich
vier namhaften österreichischen Strafrechtsprofessoren, die ein
Verschlechterungsverbot für eine neuerliche Auslieferungsentschei-
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dung postulierten, wurde in Folge der referierten Entscheidung des
OGHs sodann vom OLG Wien in einer neuerlichen Beschluss-
fassung die Auslieferung des amerikanischen Millionenbetrügers
Sholam Weiss an die US-Behörden beschlossen, wogegen kein
ordentliches Rechtsmittel mehr zulässig ist, so dass das gerichtliche
Verfahren insofern zum Abschluss gelangt ist.1)

II. Zur Entscheidung des OGHs

1. Zur formalen Vorgangsweise

Die Entscheidung des OGHs 14 Os 8/02-12 mag in der Tat auf
den ersten Blick überraschend erscheinen, stattete sie doch – aus-
gehend von der verfassungsrechtlichen Abgrenzung zwischen Ver-
waltung und Gerichtsbarkeit und in darauf gegründeter Heraus-
arbeitung von diesbezüglichen Abgrenzungskriterien bei der Ent-
scheidungskompetenz des OLGs gegenüber jener des BMJ in Aus-
lieferungsfragen (zumal ja sowohl das OLG als auch der BMJ –
und zwar eben unter den unterschiedlichen Aspekten nach dem
ARHG – mit der Entscheidung über ein Auslieferungsbegehren zu
befassen ist) – in scheinbar einmaliger Art und Weise ein auf
Grund einer Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes
ergangenes Urteil (entgegen dem bloß auf Feststellung der Rechts-
verletzung abzielenden Antrag des Generalprokurators) mit einer
konkreten Wirkung aus, von der es zumindest nicht auszuschließen
war, dass sie zu Ungunsten des Beschuldigten sei. Dies hat
offenbar Experten veranlasst, dem Obersten Gerichtshof Gesetzes-
bruch vorzuwerfen.

Die diesbezügliche Verwunderung ist prima vista durchaus ver-
ständlich, liegt doch zu einer solchen Vorgangsweise – in Auslie-
ferungssachen – bisher keine diese stützende Judikatur des OGHs
vor und ist prinzipiell im Verfahren von Urteilen auf Grund von
Wahrungsbeschwerden die Beschränkung auf eine Rechtsverlet-
zungsfeststellung nach §§ 33, 292 StPO der übliche und dem-
gegenüber die klarstellende Beseitigung eines angefochtenen
Beschlusses mit faktischer Wirkung zu Ungunsten des Verurteilten
aus dem Grunde kompetenzüberschreitungssbedingter Nichtigkeit
eines Beschlusses an sich der eher unübliche Weg. An sich gilt ja
grundsätzlich, dass ein Verurteilter durch die Entscheidung des
OGH über eine Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Geset-
zes nicht ungünstiger gestellt werden darf als ohne diese Entschei-
dung (§ 292 StPO letzter Satz)2).

Doch ist dies tatsächlich der Inhalt der Entscheidung des OGH?

Bei näherer Begutachtung ergibt sich, dass der OGH offenbar
nicht eine formelle Entscheidung auf Grund der §§ 33, 292 StPO
getroffen zu haben scheint, sondern vielmehr bloß die Nichtigkeit
der Entscheidung des OLG wegen Kompetenzüberschreitung fest-
gestellt und den angefochteten Beschluss lediglich zur Klarstellung
beseitigt hat.

Interpretationsvariante 1:

Dabei ist man zunächst versucht, an einen Fall absoluter Nichtig-
keit (als so genanntes iudicium nullum)3) zu denken:
Der OGH hätte diesfalls also nur klargestellt, was zuvor bereits die
seiner Auffassung nach rechtsrichtige Lage war: Ein absolut nichti-
ger Beschluss entfaltet ja keinerlei Rechtswirkung, sondern ist quasi
ein – bloß faktisch existierendes – Nullum ohne rechtlichen Be-
stand.
Dieses braucht streng genommen nicht einmal beseitigt zu werden,
hat es doch – rechtlich – nie existiert! In Ausübung der Aufsichts-
funktion kann das Obergericht dies feststellen, ohne damit eine for-
melle Entscheidung treffen zu müssen (denn es gäbe ja nichts, wo-
rüber entschieden werden könnte, es würde bloß dieses „Nichts“
aufgezeigt), und somit wäre diese Beseitigung auch nicht an die
Grenzen der Versehung einer auf Grund einer Wahrungsbe-
schwerde ergangenen Entscheidung mit konkreter Wirkung nur zu
Gunsten, nicht aber zu Ungunsten des Beschuldigten, gebunden.
Was nicht war, ist auch nicht. Dass es nicht war, braucht nur auf-
gezeigt zu werden. Dies ist das Wesen absoluter Nichtigkeit. Man
mag diese überhaupt als Rechtsfigur bestreiten und das Dogma
von der blossen Vernichtbarkeit entgegen dem der (originären) ab-
soluten Nichtigkeit vertreten; tut man dies aber nicht – und aner-
kennt sohin grundsätzlich die Möglichkeit der absoluten Nichtig-
keit von Beschlüssen und bezieht diese im konkreten Fall auf den
Anlass gebenden Beschluss des OLGs, – so könnte insoweit in der
Vorgangsweise des OGHs (falls dies der beschrittene Weg war
und freilich die – im Folgenden erörterten – inhaltlichen Vorausset-
zungen für eine diesen stützende Annahme gegeben waren) kein
formeller Rechtsfehler erblickt werden.
Verneint man hingegen (allgemein oder im Hinblick auf die vom
OGH in diesem Fall angenommene Kompetenzwidrigkeit des
OLG-Beschlusses) die Rechtsfigur der absoluten Nichtigkeit, dann
hätte es auch keine konkrete Wirkung des auf Grund der Wah-
rungsbeschwerde ergangenen OGH-Erkenntnisses geben dürfen,
sondern nur eine allfällige Gesetzesverletzungsfeststellung (worauf
ja auch der Antrag des Generalprokurators gerichtet war) und

1) Auch in verwaltungsrechtlicher Hinsicht hat mittlerweile – nach einer
einstweiligen Hemmung des Auslieferungsverfahrens durch den Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte, deren aufschiebende Wir-
kung aber nicht verlängert worden ist (wobei mittlerweile übrigens auch
das in Strassburg anhängig gemachte MRK-Verfahren durch Rückzie-
hung der Beschwerde beendet worden ist) – der Bundesminister für Jus-
tiz die Auslieferung bewilligt und wurde (nach Verfassung der gegen-
ständlichen Abhandlung) die Behandlung der in der Folge dagegen
gerichteten Beschwerde vom Verfassungsgerichtshof wegen Aussichts-
losigkeit abgelehnt. Dementsprechend wurde auch bereits der erste
(allerdings vorerst noch an einer unmittelbar am Flughafen Wien-
Schwechat plötzlich akut gewordenen Erkrankung des Auszuliefernden
gescheiterte) Auslieferungsversuch unternommen und in einem zweiten
Anlauf schließlich die Auslieferung erfolgreich bewerkstelligt.

2) SSt 42/44; EvBl 1956/82; EvBl 1977/250 uvm.
3) Vgl dazu etwa KH 3976; SSt 9/63; SSt 17/34; SSt 29/85.
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somit auch gar keine neuerliche Entscheidung des OLGs über die
Auslieferung. Daher erscheint diese Frage zunächst auch als – for-
maler – Kernpunkt der als Rechtsbruch kritisierten Entscheidung des
OGHs.

Bei Bejahung der Möglichkeit absoluter Nichtigkeit von kompe-
tenzwidrigen Beschlüssen im Allgemeinen und bei Bejahung der
Kompetenzüberschreitung des OLGs bei seiner Beschlussfassung
im konkreten Fall erwiese sich der vorliegende Rechtsakt des
OGHs allerdings – wie erwähnt, auf Grundlage der für die
Annahme absoluter Nichtigkeit erforderlichen inhaltlichen Prämis-
sen – als formal einwandfrei.

Dabei würde dem Umstand, dass die Wendung, der mit der Wah-
rungsbeschwerde angefochtene Beschluss des OLGs „wird aufge-
hoben“ im Spruch des Urteils des OGHs insofern unpassend wäre,
Abhilfe geschaffen, indem in der Begründung, die ja eine Einheit
mit dem Spruch bildet und mit ihm zusammen zu verstehen ist,
deutlich gemacht wird: „Der im Ergebnis erfolgreich angefochtene
Beschluss war daher nur zur Klarstellung zu beseitigen.“ (Ob da-
bei der Verweis auf eine zum Zeitpunkt der Urteilszustellung noch
nicht erschienene Literaturstelle4) aufschlussreich ist, mag bezwei-
felt werden, ändert aber an der formalen Korrektheit der Vor-
gangsweise ebenso wenig wie die semantisch zweifelhafte Wen-
dung „wird aufgehoben“, die insofern verwundert, als ja – wie da-
getan – eine Aufhebung absolut nichtiger Beschlüsse mangels de-
ren rechtlicher Existenz von vornherein prinzipiell gar nicht in Be-
tracht käme.)

In erster Linie ist man tatsächlich auch versucht, an diese – zuletzt
auch in den Medien mehrfach erwähnte – Rechtsfigur einer sol-
chen absoluten Nichtigkeit zu denken, deren Wirkung wie aufge-
zeigt darin liegt, dass der kontaminierte Akt auch ohne Vernich-
tung keinerlei Rechtswirkungen entfaltet, und absolut nichtige Akte
müsste der OGH demnach auch nicht (konstitutiv) aufheben, son-
dern nur – wie es im vorliegenden Urteil der Fall zu sein scheint –
(deklarativ) feststellen, weil sie bereits an und für sich wirkungslos
sind. Wird ein Rechtsakt sohin als absolut nichtig erkannt, stellt der
OGH auch folgerichtig diese absolute Nichtigkeit nur deklarativ
fest und beseitigt üblicher Weise solche Akte „zur Klarstellung“.

Interpretationsvariante 2:

Als absolut nichtig hat der OGH aber, liest man die Entscheidung
genau, den Beschluss des OLGs nicht bezeichnet, sondern ihm
vielmehr nur die Wirkung abgesprochen, den Bundesminister für
Justiz im Sinne des § 34 Abs 1 dritter Satz ARHG bei seiner Ent-
scheidung über die Bewilligung der Auslieferung zu binden, weil
das OLG der rechtsirrigen Ansicht gewesen sei, über die Bedeu-
tung des 7. ZPEMRK für die Zulässigkeit der Auslieferung entschei-
den zu müssen, obwohl eine solche Prüfung auf Grund der verfas-
sungsrechtlichen Trennung zwischen Justiz und Verwaltung nicht in
die Gerichtskompetenz falle.5)

Nach Ansicht des OGHs hatte das OLG (inhaltlich) eine Verlet-
zung des 7. ZPEMRK als gegeben angenommen und deshalb die
Auslieferung für unzulässig erklärt. Weil aber bereits ein Unzuläs-
sigkeitsgrund genügt – so die aus der Entscheidung erhellende An-
sicht des OGHs –, war zu befürchten, dass das OLG die Prüfung
des Ersuchens auf andere (in seine Kompetenz fallende) Ausliefe-
rungshindernisse abgebrochen und nur einige „beiläufige“ Erwä-
gungen dazu angestellt habe, ohne jedoch seinen Beschluss auf
ein in die Gerichtszuständigkeit fallendes Auslieferungshindernis
zu stützen.

Demnach hätte es eine rechtliche Kategorie6) als „Unzulässigkeits-
grund“ bezeichnet, dessen Prüfung der Gesetzgeber zur Entschei-
dung gerade nicht den Gerichten, sondern dem BMJ überlassen
habe. Nicht anders, als wenn umgekehrt zum Beispiel das Grund-
buchsgericht einen Demolierungsbescheid erlassen hätte, den die
Baubehörde nicht zu vollziehen hätte und sich bei der Beurteilung
der Baufälligkeit eines Hauses an einen solchen Gerichtsbeschluss
nicht gebunden fühlen müsste, hätte als Konsequenz der vom OGH
vertretenen Ansicht der BMJ im vorliegenden Fall die Auslieferung
ja eigentlich sofort bewilligen können, weil der Aspekt, auf den
das OLG seine Entscheidung der Unzulässigkeit gegründet habe,
eben kein solcher war, über den es zu entscheiden gehabt hätte
(also eine Art partielle Nichtigkeit).

Dadurch, dass der OGH nun den – wie gesagt, als Konsequenz
der vom OGH vertretenen Rechtsansicht, den BMJ bei seiner Ent-
scheidung nicht bindenden, also in dieser Richtung unwirksamen –
Beschluss des OLGs „zur Klarstellung“ beseitigte, wollte er offen-
bar sicherstellen, dass das OLG nicht durch diese für den BMJ ja
wirkungslose Entscheidung gehindert sei, nun erstmals wirklich in-
nerhalb seiner Kompetenz über die Zulässigkeitsfrage einen (gülti-
gen) Beschluss zu fassen. War nämlich der Beschluss des OLGs für
den BMJ deshalb wirkungslos, weil sich das OLG die Kompeten-
zen des BMJ anmaßte – und damit dem Grundsatz der Gewalten-
trennung zuwider handelte –, stand einer die Gerichtskompetenz
wahrnehmenden neuerlichen Entscheidung des OLGs die Sperrwir-
kung des angefochtenen Beschlusses entgegen, so dass erst durch
dessen Beseitigung Sholam Weiss die Chance auf Prüfung der ei-
gentlichen Zulässigkeitskriterien eröffnet wurde. So gesehen, wäre
die Beseitigung des (für den BMJ ohnehin wirkungslosen) Beschlus-
ses zum Vorteil des Betroffenen!

Die klarstellende Beseitigung von Beschlüssen durch den OGH hat
durchaus auch eine in der Judikatur7) seine Stütze findende
Tradition. Dann nämlich, wenn bei Widerrufsentscheidungen die
Verständigungspflichten des § 494a Abs 7 StPO vernachlässigt

4) Ratz, Wiener Kommentar zur Strafprozessordnung, § 292 Rz 12, 43,
45f.

5) Vgl Seite 16 zweiter Abs der Entscheidung des OGHs.
6) Vgl Seite 19 der Entscheidung des OGHs.
7) Vgl JBl 1989, 400 = EvBl 1989/64; zuletzt auch etwa 13 Os 27/00;

eingehend: Jerabek in Wiener Kommentar2, Rz 58 zu § 53 StGB.
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werden, kommt es zuweilen vor, dass eine bereits widerrufene
bedingte Nachsicht in einem nachfolgenden Beschluss endgültig
nachgesehen wird. Es ist bisher – soweit ersichtlich – auch nicht
auf Kritik in der Fachliteratur gestoßen, dass der OGH in solchen
Fällen nicht etwa die den Verurteilten benachteiligende – aller-
dings rechtsrichtige – erste Entscheidung, sondern die ihn – wenn
auch zu Unrecht, so doch rechtswirksam – begünstigende zweite
Entscheidung „zur Klarstellung“ zu beseitigen pflegte. Und das
obwohl der nachfolgende Beschluss in diesen Fallkonstellationen
keineswegs absolut nicht ist, vielmehr bloß die Sperrwirkung miss-
achtet. Eine konkrete Maßnahme nach dem letzten Satz des § 292
StPO soll nämlich nach traditioneller Rechtsprechung den Verurteil-
ten zwar vor ungerechtfertigten Nachteilen schützen, ihm aber
nicht ungerechtfertigte Vorteile bringen8)

Diese Interpretationsvariante bietet sich, näher besehen, wohl am
ehesten für die vorliegende Entscheidung des OGHs an. Sie er-
scheint allerdings in formeller Hinsicht nicht ganz so einwandfrei,
ruft man sich demgegenüber etwa die in LSK 1995/129 veröffent-
lichte Entscheidung des OGHs in Erinnerung, die für eine durchaus
vergleichbare Fallkonstellation (zu § 53 StGB) besagt: „Die end-
gültige Strafnachsicht war zwar gesetzwidrig, weil die verlängerte
Probezeit noch nicht abgelaufen war. Da sie sich aber zum Vorteil
des Angeklagten ausgewirkt hat, kann sie im Wege des § 292
StPO nicht beseitigt werden. Sie bleibt rechtswirksam.“9)

Dies zeigt, dass in der vorliegenden Interpretationsvariante die
Frage der Richtigkeit der Vorgangsweise im Wesentlichen auf die
Frage nach Vorteil oder Nachteil des Verurteilten (in diesem Fall:
des Auszuliefernden) hinaus läuft. Folgt man der vorstehenden
Argumentation (und nimmt man weiters hypothetisch an, dass der
BMJ sich auch tatsächlich – mit derselben Argumentation wie vom
OGH vertreten – für an den ersten OLG-Beschluss nicht gebunden
erachtet hätte, was in concreto keineswegs gesichert erscheint),
kann diese Frage zwar mit dem Hinweis auf einen „potenziellen
Vorteil“ im aufgezeigten Umfang bejaht werden; betrachtet man
hingegen aber die nachfolgenden faktischen Auswirkungen der
Entscheidung des OGHs für den Auszuliefernden im konkreten Fall
(das OLG hat ja bei seiner zweiten Entscheidung – im Gegensatz
zu seiner ersten Entscheidung – die Zulässigkeit der Auslieferung
bejaht), so mag dies bezweifelt werden.

2. Zur meritorischen Beurteilung der Rechtslage

Nach diesen beiden Interpretationsvarianten des OGH-Urteils ist
es nun erforderlich, einmal die inhaltliche Richtigkeit der vom
OGH angestellten Erwägungen (und damit im Sinne der ersten
Deutungsform die Prämisse für die Annahme einer aus Kompetenz-
überschreitung herrührenden absoluten Nichtigkeit des angefoch-
tenen OLG-Beschlusses, aber auch die gleichfalls für die zweite
Deutungsform – wenn auch mit anderen inhaltlichen Schwerpunk-
ten – erforderliche Prämisse, ohne die ja eine konkrete Wirkung

des OGH-Urteils und eine Beseitigung des angefochtenen Be-
schlusses im gegebenen Zusammenhang nicht denkbar wäre),
näherhin zu betrachten:

Zunächst mag man dabei versucht sein, im Ergebnis durchaus der
vom früheren Richter am Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte Univ.-Prof. Dr. Franz Matscher öffentlich bekundeten Ansicht
beizupflichten, dass der OGH eben einen „ingeniösen“ Weg ge-
funden habe, um eine neue OLG-Entscheidung zu erwirken, denn
dieser veröffentlichten Rechtsansicht zu Folge habe das OLG die
Tragweite der Menschenrechtskonvention überschätzt, und das
Fairnessgebot bzw die Rechtsmittelgarantien seien nicht verletzt,
wenn sich ein Beschuldigter knapp vor Urteilsberatung selbst der
Möglichkeit begeben habe, Rechtsschutz zu suchen, und eine Aus-
lieferung zu (über-)lebenslanger Haft (was im Ergebnis lebens-
langer Haft ohne Aussicht auf vorzeitige Entlassung gleichkommt)
widerspreche überdies auch nicht dem Verbot unmenschlicher Be-
handlung, was Matscher unter Hinweis auf den Fall Soering dahin-
gehend begründete, dass der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte dessen Auslieferung zwar für konventionswidrig er-
klärt hatte, aber nicht wegen der über den deutschen Staatsbürger
in den USA verhängten Todesstrafe, sondern wegen der zermür-
benden Wartezeit im Todestrakt, weshalb bei einer Verurteilung
zu einer noch so hohen Haftstrafe nichts gegen eine Auslieferung
sprechen könne, wenn – wie im Fall Soering – selbst eine dro-
hende Todesstrafe an und für sich nicht gegen eine Auslieferung zu
sprechen vermag. Ob diese Erwägungen wirklich die gebotene
Interpretation der (an sich die Beschuldigtenrechte im Auge
habenden) EMRK darstellen, kann vorliegendenfalls aber dahin
gestellt bleiben, denn auch wenn man ihnen zustimmt, treffen sie in
Wirklichkeit nicht das eigentliche rechtliche Kernproblem, nämlich
ob der OGH nun die Entscheidung des OLGs aufzuheben hatte
oder ob er nur eine allfällige Gesetzesverletzung festzustellen
hatte.

8) Vgl Foregger/Fabrizy, StPO8, Rz 3 zu § 292.
9) Zitiert nach Mayerhofer, StPO4, zweite Entscheidung unter E Nr 20b zu

§ 494a, mwN.
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Bezüglich dieses Kernproblems drängen sich folgende Fragen auf:
Erstens die Frage, ob Art 2 des in Österreich im Verfassungsrang
stehenden 7. ZPEMRK in verfassungskonformer Interpretation des
ARHG nicht doch in die Entscheidung des OLG über die Zulässig-
keit der Auslieferung (sohin in dessen Entscheidungskompetenz
verfassungsgemäß erweiternder Weise) einzufließen hatte (wie im
OLG-Beschluss angenommen), denn einfachgesetzliche Regelun-
gen wie etwa das ARHG – oder auch aus einfachgesetzlichen Re-
gelungen gezogene Umkehrschlüsse (wie vom OGH in seiner Ent-
scheidung vorgenommen) – können ja verfassungsrechtliche Rege-
lungen – ganz unabhängig von der Frage, ob diese nun zum Kern-
bestand der EMRK gehören oder nicht – an sich nicht in ihrer all-
gemeinen Anwendbarkeit beeinträchtigen;
zweitens die Frage, ob die (jedenfalls nicht kompetenzwidrige) teil-
weise (laut OGH: „beiläufige“) Stützung des OLG-Beschlusses auf
Art 9 des (generell transformierten) Auslieferungsvertrages über
die innerstaatliche Kompetenzaufteilung bei der Auslieferung aus
Österreich nicht – angesichts der diesbezüglich dem OLG unstrittig
zukommenden Beurteilungskompetenz und somit ungeachtet der
Frage einer allfällig festzustellenden, aber nicht zur Beseitigung
des Beschlusses führenden Rechtsirrigkeit des Beschlusses – inso-
fern der Annahme absoluter Nichtigkeit des OLG-Beschlusses mit
der Begründung der Kompetenzüberschreitung entgegenstünde;
drittens die Frage, ob nicht doch eine dem angefochtenen Be-
schluss immanente (zumindest implizite) Beurteilung des Beschlus-
ses des OLGs auch unter dem Aspekt des Art 3 EMRK in Verbin-
dung mit §§ 19 Z 1 u 2, 20 Abs 3 ARHG bei der Entscheidung des
OGHs über den Beschluss nicht doch anzunehmen gewesen wäre
und insofern im Lichte der aus § 34 Abs 1 letzter Satz ARHG zu-
mindest in dieser Hinsicht hervorgehenden verbindlichen Entschei-
dung(skompetenz) des OLGs über die Zulässigkeit der Auslieferung
nicht zu einem anderen Ergebnis hätte führen sollen als zum Auf-
trag neuerlicher Beschlussfassung an das OLG (das sich vielleicht
an auf höherer Ebene angestellte Erwägungen gebunden gefühlt
haben mag und so nunmehr im Rahmen des vom OGH herbeige-
führten zweiten Beschlusses auch unter diesem Aspekt zu einem für
den Verurteilten nicht gerade günstigeren Ergebnis gelangt ist);
viertens die (bereits unter I/2 angeschnittene) Frage, ob die Ent-
scheidung des OGHs im Ergebnis nicht doch eine faktische Ver-
schlechterung der Position des Verurteilten bewirkt hat, die insofern
Rechtsschutzbedenken im Hinblick auf das Verschlechterungsver-
bot in dem in der vorliegenden verfahrensrechtlichen Fallgestal-
tung bewirkten zweiten Rechtsgang zu wecken geeignet ist.
Nach Ansicht des Verfassers dieser Urteilsanmerkung ist dabei die
zweite Frage der entscheidende Ansatzpunkt:
Der Irrtum des OLGs über seine Entscheidungskompetenz – wenn
es ein Irrtum gewesen ist (vgl dazu erstens) – betraf offensichtlich
nicht Art 9 des Auslieferungsvertrages. Über diesen hat das OLG
nämlich, sei es auch „beiläufig“ oder rechtsirrig, ersichtlich mitent-
schieden.

Denn selbst wenn man aus der diesbezüglich vom OGH vermein-
ten „Beiläufigkeit“ dieser Mitentscheidung des OLGs über den
genannten Vertragsartikel schließt, dass das OLG darüber nicht
(hinreichend) explizit entschieden habe, so hat es ihn zumindest
erwähnt, wodurch kaum etwas Anderes zum Ausdruck kommen
kann, als dass das OLG ihn offenbar zumindest implizit in das
Ergebnis seiner (die Zulässigkeit der Auslieferung verneinenden)
Entscheidung hat einfließen lassen. Diese letztere Annahme wäre
wohl die für den Beschuldigten rechtsschutzfreundlichste gewesen,
hätte sie doch diesfalls die Unzulässigkeitsentscheidung des OLGs
als bindend bestehen lassen können.

Weiters erhebt sich dabei aber auch die Frage, was genau denn
das OLG sorgfältiger und expliziter zum Vertragsart 9 hätte ent-
scheiden sollen. Denn selbst wenn das OLG, wie der OGH ver-
meint hat, in Folge eines Kompetenzirrtums und einer daraus erflie-
ßenden (ausschließlichen) Konzentration auf Art 2 des 7. ZPEMRK,
die eben nach der Argumentation des OGH wirkungslos wäre,
über den (unstrittig in die Entscheidungskompetenz des OLGs fal-
lenden) Vertragsart 9 nicht voll und ganz entschieden, sondern ihn
nur beiläufig erwähnt hat: Über welche Fragen hätte das OLG
denn unter dem Gesichtspunkt des Art 9 bezüglich der (insofern
einzig relevanten) Frage des Abwesenheitsurteils denn näherhin
entscheiden sollen, die es nicht bereits durch die – sei es auch aus
Sicht des OGHs allzu beiläufige – Erwähnung des Vertragsart 9
erfasst hatte? Welche hat es offen gelassen?

Eine diesbezüglich auf „beiläufige“ Erwähnungen und Erwägun-
gen gestützte Entscheidung ist schließlich keine Nichtentscheidung
über diesen Aspekt; es mag insoweit eine unrichtige oder auch
eine im Sinne des § 281 Abs 1 Z 5 StPO unzureichend begründete
Entscheidung sein, aber darin schlechthin eine Nichtentscheidung
über diesen Auslieferungszulässigkeitsaspekt zu erblicken und des-
halb – (logisch folgerichtig, aber eben unter Ermangelung der da-
für erforderlichen Prämisse) sozusagen also zum Zweck der Wah-
rung der Rechte des Verurteilten10) – dem OLG unter Aufhebung
seines Beschlusses eine Neuentscheidung im Hinblick auf den Ver-
tragsart 9 aufzutragen, wie es der OGH mit seiner Entscheidung
getan hat, erscheint sohin letzen Endes doch eher als eine (wenn-
gleich an hochinteressanten rechtsdogmatischen Facetten überaus
reichhaltige) Argumentation vom Ergebnis her, der das Bestreben
einer inhaltlichen Korrektur der OLG-Entscheidung (und zwar auch
in Bezug auf jenen rechtlichen Aspekt, der sehr wohl in die Ent-
scheidungskompetenz des OLGs fällt) innegewohnt haben mag,
und somit in gesamtheitlicher Betrachtung als eine Entscheidung
des OGHs, die sich nicht zum Vorteil des Verurteilten ausgewirkt
hat – und eine solche konkrete Wirkung ist im Wege eines auf
Grund einer Wahrungsbeschwerde ergehenden Urteils nicht statt-
haft.

10) Vgl dazu insbesondere Seite 20 der Entscheidung des OGH unten und
Seite 21 oben.
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Streitschlichtungsverfahren für die TLD .at – Der Stein der Weisen?1)

Der OGH hat bereits in zwei Entscheidungen festgestellt, dass die
nic.at – entgegen ihrer in den Verfahren geäußerten Rechtsan-
sicht – einer (beschränkten) Haftung für die Vergabe von Domains
unterliegt. Die österreichische Domain-Vergabestelle hat nunmehr
auf diese Situation reagiert und wird mit 1. 10. 2002 ein Streit-
schlichtungsverfahren einführen. Im Folgenden wird zu beleuchten
sein, ob diese Maßnahme generell und das konkrete Verfahren im
Speziellen geeignet ist, die nic.at von den Folgen der Haftung zu
befreien.

I. Ausgangssituation

Wie in der Literatur schon hinlänglich besprochen, hat der OGH in
seinen beiden Entscheidungen in der Rechtssache „fpo.at“ festge-
stellt, dass die nic.at einer (beschränkten) Haftung für die Registrie-
rung von Domains unterliegt.2) Richtigerweise nicht durchgesetzt
hat sich somit die österreichische Domain-Vergabestelle mit ihrer
Argumentation, wonach ausschließlich der Domain-Anmelder ver-
antwortlich und eine Inanspruchnahme der nic.at ausgeschlossen
wäre.3)

Die nic.at ist somit unter Zugzwang geraten, sich so gut wie mög-
lich vor einer zukünftigen Inanspruchnahme eines durch eine Do-
main Verletzten zu schützen. Eine Möglichkeit wäre die komplette
Änderung der derzeitigen liberalen Vergabepraxis in Form einer
beschränkten Vorabkontrolle bei Anmeldung der Domain4) oder
die Einführung von Negativlisten5) gewesen. Statt zu diesem muti-
gen Schritt, der zu einer Reduzierung der Domainrechtsstreitigkei-
ten auf ein paar Einzelfälle geführt hätte,6) entschied sich die nic.at
jedoch bloß für ein Streitschlichtungsverfahren. Im Folgenden
werde ich das Potenzial solch eines Verfahrens im Generellen bzw
des von der nic.at vorgelegten Modells im Konkreten überprüfen.

II. Prinzipielle Eignung des
Streitschlichtungsverfahrens

Der Gedanke hinter der Einführung eines Streitschlichtungsverfah-
rens ist recht simpel. Dem durch eine Domain Verletzten wird ein
alternatives Verfahren angeboten, dafür sieht die Schiedsordnung
einen Verzicht auf sämtliche Ansprüche des Verletzten gegen die
Vergabestelle vor. Die gemäß § 577 ZPO notwendige Unterwer-
fung unter das Schiedsverfahren kann entweder schon verpflich-
tend mit Anmeldung einer Domain für sämtliche Rechtsstreitigkeiten
aus der Registrierung oder individuell für einen konkreten Einzelfall
erfolgen. Um eine freiwillige Unterwerfung im Einzelfall realistisch
zu machen, muss das Schiedsverfahren allerdings beiden Parteien
wesentliche Vorteile gegenüber einem normalen Verfahren bieten.

Auf Grund der naturgemäß widerstrebenden Interessen ist dies
schon im Normalfall nur sehr schwer erreichbar.7) Im konkreten An-
wendungsbereich kommt jedoch verschärfend hinzu, dass der Ver-
letzte auf seine Ansprüche gegenüber der nic.at verzichten muss.8)
Damit sich der Verletzte dem Streitschlichtungsverfahren trotz die-
ser einseitigen Last9) unterwirft, müssen ihm im Rahmen des Verfah-
rens kompensierende Vorteile gewährt werden. Dies kann aber
nur zu Lasten des Domain-Inhabers gehen, der seinerseits dann
nicht bereit sein wird, sich dem Verfahren zu unterwerfen. Es
entsteht somit ein Teufelskreis, der nur sehr schwer durchbrochen
werden kann.

Eine denkbare Alternative wäre – wie schon oben erwähnt – eine
verpflichtende Unterwerfung unter das Streitschlichtungsverfahren
schon bei Registrierung der Domain. Zu beachten ist hier aller-
dings, dass eine solche Verpflichtung nur gegenüber dem Domain-

1) Der Autor, Absolvent des Universitätslehrganges für Informationsrecht
und Rechtsinformation, ist Rechtsanwaltsanwärter bei Schönherr Rechts-
anwälte OEG. Näheres zur Person und zum Thema finden sie unter
www.it-law.at.

2) Siehe dazu etwa Stomper, Verantwortung der Domain-Vergabestelle
für Kennzeichenverletzungen, Rdw 2001/155, Schanda, ecolex
2001, 54 sowie 2002, 19 und Anderl, ecolex 2002, 189.

3) ME hätten die Gerichte richtigerweise sogar eine weiter gehende Haf-
tung der Domain-Vergabestelle judizieren müssen. Siehe dazu Anderl,
Kritische Gedanken zur Judikatur über die Haftung der Domain-Verga-
bestellen, AnwBl 2002, 138, online auch unter www.it-law.at abruf-
bar.

4) Unter beschränkter Vorabkontrolle verstehe ich, dass bei Anmeldung
eines Firmennamens, einer Marke oder eines berühmten Namens als
Domain die Berechtigung des Anmelders zur Führung des Kennzei-
chens überprüft wird. Eine Vorabkontrolle wird etwa in Frankreich,
Schweden und Australien bereits praktiziert.

5) Nach dieser Idee sollte die nic.at verpflichtet werden eine Liste zu
führen, in die sich Inhaber von Marken und Firmennamen sowie be-
rühmte Persönlichkeiten unter Hinweis auf ihre Berechtigung eintragen
lassen können. Möchte ein Dritter eine auf dieser Liste enthaltene Be-
zeichnung als Domain registrieren, muss er seinerseits eine Berech-
tigung nachweisen. Siehe dazu Anderl, AnwBl 2002, 138. Diese For-
derung wird durch die nunmehrige Intention der Europäische Union, in
den Vergaberichtlinien für die neue TLD .eu eine Form einer Negativ-
liste einzuführen, bestätigt (siehe dazu http://doteu.info/presse/
artansicht.php3?lnkid=00000027).

6) Siehe dazu die geringe Anzahl an Domainstreitigkeiten in den Staaten,
die bereits eine (beschränkte) Vorabkontrolle durchführen (zB Austra-
lien, Frankreich und Schweden).

7) So hat nur der Verletzte ein Interesse an einer schnellen Entscheidung,
während der momentane Domain-Inhaber die Domain möglichst lange
nutzen wird wollen.

8) Ohne diese Vorgabe wäre die Einführung eines Streitschlichtungsver-
fahrens für die nic.at überhaupt nicht von Interesse.

9) Der Domain-Inhaber hat in der Regel keine Haftungsansprüche gegen
die nic.at, daher trifft ihn der Verzicht auf solche Ansprüche nicht.
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Inhaber, mangels Vertragsbeziehung aber nicht gegenüber einem
verletzten Dritten wirksam werden kann. Durch Verpflichtung des
Domain-Anmelders kann das Streitschlichtungsverfahren nun so
ausgestaltet werden, dass es auch dem Verletzten schmackhaft ge-
macht wird.

Im konkreten Fall ist allerdings der Zusammenhang zwischen der
Marktmacht der nic.at und der erzwungenen Unterwerfung unter
das Schiedsverfahren äußerst problematisch. So hat die nic.at am
sachlich und räumlichen relevanten Markt, nämlich bei der Ver-
gabe der TLD .at, eine Monopolstellung inne.10) Die verpflichtende
Unterwerfung unter das Schiedsverfahren und die einseitige Bevor-
zugung des verletzten Dritten ist nur erforderlich, weil die nic.at mit
dem Schiedsverfahren ihre Verantwortlichkeit ausschließen
möchte. Zu klären wäre somit, ob die nic.at bei Festsetzung einer
verpflichtenden Unterwerfung ihre marktbeherrschende Stellung
missbräuchlich ausnützt.11) Zusammengefasst kann daher festge-
stellt werden, dass die Einführung eines Streitschlichtungsverfah-
rens prinzipiell geeignet ist, die Haftung der nic.at für bereits ein-
getretene Rechtsverletzungen auszuschließen. Für die Praxis zeigt
sich allerdings, dass die Implementierung eines konkreten Verfah-
rens äußerst schwierig sein wird.

Es stellt sich weiters die Frage, ob die nic.at überhaupt befugt ist,
ein Streitschlichtungsverfahren zu implementieren. Eine Einbezie-
hung der Domain-Vergabestelle in ein Streitschlichtungsverfahren
kann sowohl hinsichtlich der Unabhängigkeit der Domain-Vergabe
als auch der des Schiedsverfahrens bedenklich sein. So sieht der
RFC 159112) vor, dass die Domain-Vergabe unparteilich zu erfol-
gen hat13) und die Vergabestelle im Falle von Rechtsverletzungen
den Streitparteien lediglich die gegenseitigen Kontaktadressen zur
Verfügung stellen darf.14) Der RFC 1591 hält allerdings auch fest,
dass die Domain-Vergabestelle keiner Haftung unterliegen
würde.15) Dies ist aber in Hinblick auf die geltende Rechtslage –
siehe die Entscheidungen in der Rechtssache „fpo.at“ – nicht
durchsetzbar. Meines Erachtens muss der Domain-Vergabestelle
daher gestattet sein, mittels Schiedsverfahren rechtsgestalterisch
auf die Frage der Haftung einzuwirken, sofern die Unabhängigkeit
der Organe des Schiedsverfahrens von der nic.at sowie die Unpar-
teilichkeit des Schiedsverfahrens gewährleistet sind.

III. Das konkrete Modell der nic.at

Anfang Februar legte die nic.at einen konkreten Entwurf eines
Streitschlichtungsverfahrens für die TLD .at zur Begutachtung durch
die Internet Community vor.16) Nach der Konsultationsphase wurde
Mitte Mai die endgültige Fassung der Streitschlichtungs- und Ge-
schäftsordnung präsentiert, mit 1. 10. 2002 soll das Schieds-
gericht seine Tätigkeit aufnehmen.17)

Als Triebfeder für die Einführung des alternativen Verfahrens
nannte die nic.at die Rechtssache „fpo.at“, da sich im Zuge dieses

Verfahrens herausgestellt habe, dass eine Rechtsverfolgung bei
einem „ausländischen Domaininhaber“ überaus schwierig sei.18)
Diese späte Erkenntnis ist überaus überraschend. So hatte sich die
nic.at in dieser Rechtssache trotz der wirklich offenkundigen
Rechtsverletzung standhaft geweigert einzugreifen. Schließlich
musste der OGH vom Verletzten zwei Mal bemüht werden, ehe
die Rechtsverletzung endlich abgestellt wurde.

10) Bei der Marktabgrenzung ist deshalb ausschließlich auf die Vergabe
der TLD .at abzustellen, da diese nicht durch andere TLD’s substituier-
bar ist. So weist ausschließlich .at auf einen Zusammenhang des Inhal-
tes einer Website mit Österreich hin, wogegen zB .de einen Zusammen-
hang des Angebotes mit Deutschland impliziert. Die länderspezifischen
ccTLD sind somit nicht gegenseitig substituierbar. Die neben ccTLD er-
hältlichen generischen Abkürzungen weisen dagegen immer auf be-
stimmte Inhalte hin (.com zB auf eine geschäftliche Nutzung der Do-
main), überdies fehlt der für Länderkennungen typische Hinweis auf den
Zusammenhang mit einem konkreten Staat. Somit decken auch gene-
rische TLD einen anderen Bedarf, .at stellt einen eigenen Markt dar. In
Österreich war die Marktstellung der nic.at noch nicht Thema einer Ge-
richtsentscheidung. Siehe aber dazu die einschlägigen Entscheidungen
in Deutschland, welche alle die TLD .de als sachlich relevanten Markt
hinsichtlich der Marktmacht der DENIC e.G. feststellten. Im Ergebnis
kamen sie zu einer zumindest marktbeherrschenden Stellung der
DENIC e.G. (Rechtssache „ambiente.de“, LG Frankfurt am Main,
14. 10. 1998, 2/06 O 283/98, OLG Frankfurt, 14. 9. 1999, 11 U
Kart 59/98, BGH, 17. 5. 2001, I ZR 251/99 sowie das LG Frankfurt
in der Rechtssache „01051.de“).

11) Um eine solche verpflichtende Unterwerfung unter das Schiedsver-
fahren für alle derzeitigen Domain-Inhaber durchsetzen zu können,
wäre ein Eingriff in bestehende Rechtsverhältnisse in Form einer Ände-
rungskündigung erforderlich. Dies würde aber sicherlich zu massiven
Widerständen und daher schlussendlich zu einer gerichtlichen Über-
prüfung führen.

12) Der RFC ist ein auf John Postel zurückgehender, rechtlich unverbind-
licher Internetstandard. Der RFC 1591 ist online unter http://
www.isi.edu/in-notes/rfc1591.txt abrufbar. Die nic.at hat ihre Ver-
gabebedingungen gemäß diesem Dokument ausgestaltet und sich in
Prozessen auch immer wieder auf diese Bestimmungen berufen.

13) Siehe dazu Punkt 3.3 des RFC.
14) Siehe dazu Punkt 4.1 des RFC.
15) Siehe Punkt 4.1, der von einer ausschließlichen Verantwortlichkeit des

Anmelders spricht.
16) Das Konsultationspapier ist unter http://www.nic.at/streitschlichtung/

Konsultationspapier.pdf, der Entwurf der Geschäftsordnung unter
http://www.nic.at/streitschlichtung/Geschaeftsordnung.pdf und der
Schiedsordnungsentwurf unter http://www.nic.at/streitschlichtung/
Schiedsordnung.pdf abrufbar. Des Weiteren können unter http://
www2.nic.at/mailarch/streitschlichtung/maillist.html sämtliche in der
zur Diskussion eingerichteten Mailinglist abgegebenen Diskussionsbei-
träge abgerufen werden.

17) Die endgültige Fassung der Geschäftsordnung ist unter http://
www.nic.at/streitschlichtung/geschaeftsordnung_neu.pdf, die End-
fassung der Streitschlichtungsordnung unter http://www.nic.at/
streitschlichtung/schlichtungsordnung.pdf sowie der Umsetzungszeit-
plan unter http://www.nic.at/streitschlichtung/Ablaufprogramm.pdf
abrufbar. Die nunmehrige Namensänderung von Schieds- auf Streit-
schlichtungsordnung ist inhaltlich nicht relevant, siehe dazu die Ausfüh-
rungen unter „Zusammenfassung“.

18) Siehe dazu Punkt II des Konsultationspapiers der nic.at.
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Das erklärte Ziel des vorliegenden Modells ist äußerst ehrgeizig:
So soll eine Rechtssache innerhalb von drei Monaten nach Klages-
einbringung entschieden werden. Erreicht werden soll dies durch
ein gestrafftes, elektronisches Verfahren. Ein schnelles Verfahren
steht natürlich in einem Spannungsfeld zu einer gründlichen, fun-
dierten Entscheidung, bei der den Parteien ausreichend Gehör ge-
boten wird. Ich werde nun im Folgenden das Modell der nic.at
überblicksartig analysieren.

1. Legistische Beurteilung

Der in Begutachtung gegebene erste Entwurf war aus legistischer
Sicht sehr mangelhaft. Dementsprechend wurden in der Stellung-
nahme der Wissenschaftlichen Interessensgemeinschaft it-law.at19)
zahlreiche Fehler aufgedeckt, welche in der nunmehrigen End-
version zumindest teilweise behoben sind. Einige Punkte sind aller-
dings leider unberücksichtigt geblieben, zusätzlich wurden bei der
Überarbeitung andere, bei sorgfältiger Bearbeitung vermeidbare
Fehler implementiert. So weist die Endfassung einerseits weiterhin
Redundanzen auf,20) während andererseits notwendige Ausfüh-
rungsbestimmungen teilweise sogar komplett fehlen.21) Auch wider-
sprüchliche Regelungen wurden in der Endfassung beibehalten
bzw neu geschaffen.

Einige konkrete Beispiele:22)

• Das Sekretariat ist gemäß 3.5.1 der Geschäftsordnung aus-
drücklich weisungsfrei, in 3.3.1 und 3.3.2 der Geschäftsord-
nung wird dagegen ein Weisungsrecht der nic.at in wirtschaft-
lichen, der Schiedsrichtern in allen anderen Belangen festge-
schrieben.

• In den allgemeinen Zustellungsvorschriften23) ist vorgesehen,
dass eine Zustellung per e-mail eine von mehreren Zustellarten
ist, der allerdings nach Möglichkeit der Vorzug zu geben ist.
Nach Punkt 5.1 der Streitschlichtungsordnung ist dagegen das
weitere Verfahren nach Klage und Klagebeantwortung zwin-
gend elektronisch durchzuführen.

• In Punkt 6.4 der Streitschlichtungsordnung wird final formu-
liert festgehalten, dass die Entscheidungen des Schiedsgerichts
in geeigneter Weise, vorzugsweise über eine Website, der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. In Punkt 9.6 der
Streitschlichtungsordnung dagegen heißt es, dass das Board
zu einer Veröffentlichung in Fachzeitschriften oder eigenen
Publikationen nur bei Nichtwidersprechen einer Partei berech-
tigt ist. Die nach der Konsultationsphase aufgenommene
Bestimmung des Punktes 6.4 widerspricht somit der schon in
der ursprünglichen Fassung enthaltenen Regelung des Punktes
9.6.24)

Es bleibt zu hoffen, dass die nic.at die nunmehr – teilweise bereits
wiederholt – aufgezeigten Mängel noch vor dem Start der Streit-
schlichtung beseitigt.

2. Geschäftsordnung

An Schiedsorganen sind ein Board, die Richter sowie ein Sekre-
tariat vorgesehen. Die zentralen Befugnisse sind beim Board ge-
bündelt, das unter anderem die Schiedsrichter bestellt,25) über
deren Befangenheit26) sowie die Enthebung des Richters wegen
Verhinderung, Untätigkeit und Verzögerung des Verfahrens27) ent-
scheidet.

Auch bei der inhaltliche Analyse der Geschäftsordnung können ei-
nige Kritikpunkte ausgemacht werden, im Folgenden liste ich die
massivsten auf:

• Unzureichende Qualifikationskriterien der Organe
Hinsichtlich der Mitglieder des Boardes enthält die Endfassung –
trotz dessen zentraler Kompetenz – überhaupt keine Qualifikati-
onskriterien, für die Schiedsrichter sind solche Regelungen nur
teilweise vorhanden. So sieht die Geschäftsordnung vor, dass
die Richter über besondere Kenntnisse und Erfahrungen auf
rechtlichem, kaufmännischem oder technischem Gebiet ver-
fügen müssen.28) Dies wird insoweit präzisiert, als Juristen zu-
mindest ein absolviertes juristisches Hochschulstudium sowie
eine mehrjährige einschlägige Berufspraxis aufweisen müssen,
für die anderen Schiedsrichter reicht eine einschlägige Berufs-
praxis auf dem Gebiet der Internet- und EDV-Technik oder des
kaufmännischen Wesens aus.29) Nach den derzeitigen Rege-
lungen fehlen somit sowohl für die Mitglieder des Boardes als
auch für die kaufmännischen bzw technischen Schiedsrichter
objektive Selektionskriterien. Vielmehr läuft die Bestellung dieser
Mitglieder durch die fehlenden bzw vagen Qualifikationsanfor-

19) Siehe dazu Anderl, Stellungnahme der Wissenschaftlichen Interessens-
gemeinschaft it-law.at zum Entwurf des Streitschlichtungsverfahren, on-
line unter www.it-law.at abrufbar. In diesem Dokument wird der Erstent-
wurf umfangreich analysiert.

20) Siehe zB die Punkte 4.14 und 9.7 der Streitschlichtungsordnung,
welche beide den Verzicht auf sämtliche Ansprüche gegen die nic.at
regeln.

21) Diese wurden teilweise bei der Überarbeitung des Erstentwurfes ersatz-
los gestrichen, teilweise haben sie schon im Erstentwurf gefehlt. Siehe
dazu zB unten „Fehlende Ausführungsbestimmungen hinsichtlich des
Boardes“.

22) Weitere legistische Mängel werden im Folgenden im jeweils konkreten
Zusammenhang aufgezeigt.

23) Siehe Punkt 3.2 der Streitschlichtungsordnung.
24) Die nunmehr postulierte generelle Veröffentlichung widerspricht weiters

der von der nic.at als Vorteil des Schiedsverfahrens propagierten Ver-
traulichkeit des Verfahrens. So wurde im Konsultationspapier unter
Punkt IV.3 noch der Ausschluss der Öffentlichkeit unter Hinweis auf das
legitime Geheimhaltungsinteresse zur Wahrung von Geschäftsgeheim-
nissen und Betriebsinterna angepriesen.

25) Siehe die Punkte 1.2.1 und 4.2.1 der Geschäftsordnung.
26) Siehe die Punkte 1.5.6 und 4.2.3 der Geschäftsordnung (Redundanz).

In Punkt 4.2.3 ist weiters ein Fehlverweis enthalten.
27) Siehe Punkt 1.5.5 der Geschäftsordnung.
28) Siehe Punkt 1.1.1 der Geschäftsordnung.
29) Siehe Punkt 1.1.2 der Geschäftsordnung.
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derungen auf eine reine Ermessensentscheidung des bestellen-
den Organs hinaus.30)

• Fehlende Ausführungsbestimmungen hinsichtlich des Boardes
Wie schon oben ausgeführt, laufen die zentralen Kompetenzen
im Schiedsverfahren beim Board zusammen. Völlig unverständ-
lich ist daher die mangelnde Konkretisierung der Ausgestaltung
dieses Organs. So hält die Geschäftsordnung lediglich fest,
dass das Board aus drei Mitgliedern besteht, welche vom Do-
mainbeirat ernannt werden.31) Qualifikationskriterien sind – wie
oben ausgeführt – überhaupt nicht vorhanden. Des Weiteren
wurden bei der Überarbeitung des Erstentwurfes die Befangen-
heitsregelung für die Mitglieder und die Bestimmungen über die
Geschäftsordnung des Boardes ersatzlos gestrichen. Beachtet
man die Machtfülle und insbesondere die juristisch sensiblen Be-
fugnisse des Boardes, erkennt man welche weit reichenden Fol-
gen das Fehlen näherer Ausführungsbestimmungen hat: So ist
nach dem Modell der nic.at derzeit möglich, dass das Board
gänzlich ohne Personen mit juristischer Ausbildung besetzt wird,
die dann über die angesprochenen sensiblen juristischen Fra-
gen, wie zB die Befangenheit von Richtern, entscheiden. Des
Weiteren ist nunmehr möglich, dass ein Mitglied des Boardes in
einer Rechtssache, in der er selbst beteiligt ist, über die Befan-
genheit des Richters oder dessen Abberufung wegen Untätigkeit
entscheidet. Es zeigt sich also, dass das Fehlen von näheren Be-
stimmungen rechtspolitisch sehr bedenklich ist.

• Einfluss der nic.at auf die Organe des Schiedsverfahrens
Eingangs habe ich ausgeführt, dass für die Implementierung ei-
nes Schiedsverfahrens durch die nic.at die Unabhängigkeit des-
selben von der Domain-Vergabestelle Grundvoraussetzung ist.
Leider erfüllt das vorgelegte Modell diese Anforderung nicht. So
ist der Domainbeirat, ein von der Internet Privatstiftung Austria,
dem Eigentümer der nic.at, zu besetztes Organ, zur Bestellung
des Boardes berechtigt.32) Wie oben ausgeführt, erfolgt diese
Bestellung mangels ausreichender Qualifikationskriterien in ei-
ner reinen Ermessensentscheidung. Das Board bestellt wiederum
die Schiedsrichter, wobei hinsichtlich der kaufmännischen und
technischen Richter objektive Kriterien fehlen.33) Somit ist unzu-
lässigerweise eine indirekte Einflussnahme der nic.at auf die
personelle Besetzung der Schiedsorgane möglich.34)35)

3. Streitschlichtungsordnung

Wie schon erwähnt, liegt das Hauptaugenmerk der Streitschlich-
tungsordnung auf der schnellen Erledigung der Rechtsstreitig-
keiten. So ist eine Entscheidung des Schiedsgerichtes innerhalb
von drei Monaten nach Klagseinbringung vorgesehen.36) Ermög-
licht werden soll dies durch die schriftliche Durchführung des Ver-
fahrens. So finden mündliche Anhörungen nur im Einzelfall, sofern
dies die Richter für notwendig erachten, statt.37) Gegen die Ent-
scheidungen ist kein Rechtsmittel vorgesehen, stattdessen ist inner-

halb von vier Wochen die Anrufung der ordentlichen Gerichte of-
fen gelassen.38) Kostenersatz ist im Verfahren nicht vorgesehen.39)
Wie im Folgenden exemplarisch erörtert wird, sind auch bei der
Streitschlichtungsordnung Mängel auszumachen, weshalb die
selbstauferlegten Ziele nicht zu erreichen sind.

• Verfahrensdauer
Hinsichtlich der Verfahrensdauer ist festzuhalten, dass die pro-
pagierten drei Monate de facto ein bloßes Schlagwort sind und
in der Praxis nicht aufrecht zu erhalten sein werden. So kann in-
nerhalb von vier Wochen nach Zustellung des Schiedsspruches
das ordentliche Gericht angerufen werden, der Schiedsspruch
wird in diesem Fall nicht rechtskräftig.40) Zu den drei Monaten
Schiedsverfahrensdauer ist somit auch noch die Dauer des Ver-
fahrens vor den ordentlichen Gerichten hinzuzuzählen, der Zeit-
raum bis zu einer rechtskräftigen Entscheidung wird bei Unter-
werfung unter das Schiedsverfahren gegenüber der sofortigen
Anrufung des Gerichts sogar verlängert.41)

30) Interessant ist, dass die nic.at nach der massiven Kritik an den mangeln-
den Qualifikationskriterien die Anforderungen für die juristischen
Schiedsrichter näher präzisiert und erhöht hat. Hinsichtlich der kauf-
männischen und technischen Entscheidungsträger wurde dagegen un-
verständlicherweise keine Präzisierung vorgenommen. Es ist nicht nach-
vollziehbar, warum nur bei den Juristen auf ein abgeschlossenes Stu-
dium und auf eine mehrjährige einschlägige Berufspraxis abgestellt
wird, während für die anderen Mitglieder des Entscheidungsorgans,
die ebenfalls ein Stimmrecht haben, kein Studium und nur eine bloße
einschlägige Beschäftigung ausreicht. Völlig unverständlich ist weiters,
dass hinsichtlich der Mitglieder des Boardes trotz der berechtigten
Kritik in der Konsultationsphase keine Qualifikationskriterien implemen-
tiert wurden, stattdessen sogar die im Erstentwurf in § 17.2 Geschäfts-
ordnung enthaltene Regelung über die Zusammmensetzung des Or-
gans ersatzlos gestrichen wurde.

31) Siehe dazu die Punkte 4.1.1 und 4.1.2 der Geschäftsordnung.
32) Siehe Punkt 4.1.1 der Geschäftsordnung. Im Erstentwurf war überhaupt

vorgesehen, dass der Vorstand der Internet Privatstiftung Austria zur Be-
stellung berechtigt sein sollte. So gesehen stellt die nunmehrige Bestim-
mung bereits eine Verbesserung dar.

33) Siehe die Punkte 1.2.1 und 4.2.1 der Geschäftsordnung.
34) Zusätzlich soll das Sekretariat bei der nic.at, welche in wirtschaftlichen

Angelegenheiten weisungsbefugt ist, angesiedelt sein (Punkt 3.3.1 der
Geschäftsordnung).

35) Zur Vermeidung tatsächlicher Verflechtungen sollte mE das Schiedsver-
fahren – wie beim Verfahren der UDNDRP – von einer komplett unab-
hängigen Institution durchgeführt werden.

36) Siehe Punkt 5.2 der Schlichtungsordnung.
37) Siehe Punkt 2.2 der Geschäftsordnung.
38) Siehe Punkt 9.1 der Schlichtungsordnung.
39) Siehe Punkt 4.1 der Schlichtungsordnung. Da der Verfahrensbeitrag ge-

mäß dem zitierten Punkt schon bei Klagseinbringung zu begleichen ist,
muss der Verletzte (!) unbilligerweise diese Kosten jedenfalls endgültig
tragen.

40) Siehe Punkt 9.1 der Schlichtungsordnung.
41) Auch wenn die Möglichkeit der nachfolgenden Anrufung der Gerichte

beseitigt werden würde, könnte die dreimonatige Verfahrensdauer
nicht aufrecht erhalten werden. In diesem Fall müsste aus Gründen der
Rechtssicherheit eine Rechtsmittelinstanz eingeführt werden, da sich
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• Schriftlichkeit des Verfahrens
Dieser Punkt ist aus zwei Gründen sehr bedenklich. Zum einen
sieht das Modell keine Vorkehrungen zur Gewährleistung eines
sicheren Verfahrens per e-mail vor. Aus Sicherheits- und Zuord-
nungsgründen sollten mE alle Schriftstücke, sowohl die von den
Parteien als auch die von den Schiedsorganen, mit einer siche-
ren Signatur versehen werden.42) Zum anderen wäre eine – auf
Antrag verpflichtende – unmittelbare Verhandlung sehr wohl
wünschenswert. Die allgemeine Zivilrechtspraxis zeigt, dass
dieses Verfahrensinstrument wesentlich zur Wahrheitsfindung
im Prozess beitragen kann.43)

• Nutznießer Domain-Grabber?
Einige Verfahrenspunkte greifen so unglücklich ineinander, dass
schlussendlich eine massive Bevorzugung von böswilligen Do-
maininhabern festgestellt werden kann. Hier die „Anleitung zum
Rechtsmissbrauch“: Der Domain-Grabber folgt der Aufforderung
des Verletzten, sich dem Verfahren zu unterwerfen und betreibt
dieses mit Mindestaufwand, nämlich ohne Rechtsvertretung. Der
verletzte Dritte seinerseits wird sich – da er auf die Ernsthaftig-
keit des Verfahrens vertraut und die Chancen seines Obsiegens
erhöhen möchte – von einem Rechtsanwalt vertreten lassen. Der
böswillige Domaininhaber kann sich nun beruhigt zurück leh-
nen. Gewinnt er wider Erwarten das Verfahren, hat er zumin-
dest Zeit, wenn nicht überhaupt die Domain gewonnen.44) Ver-
liert der Domain-Grabber das Verfahren, kann er seinerseits die
ordentlichen Gerichte anrufen und so verhindern, dass der
Schiedsspruch in Rechtskraft erwächst. Auf Grund des im Modell
nicht vorgesehenen Kostenersatzes ergibt sich folgendes Fazit:
Prozess verlängert, weitere Kosten verursacht.45) Es zeigt sich so-
mit, dass einem Verletzten nicht geraten werden kann, sich ei-
nem Streitschlichtungsverfahren in der momentanen Ausgestal-
tung zu unterwerfen.

IV. Vergleich mit der UDNDRP46)

Zwischen dem Modell der nic.at und dem bereits existierenden
Schiedsverfahren der ICANN für die gTDL’s .com, .net und .org
bestehen insoweit Parallelen, als dass beide Verfahren ihren
Schwerpunkt auf eine schnelle Entscheidungsfindung setzen. Die
daher ähnlich ausgestalteten Verfahrensgrundsätze sind allerdings
die einzige Gemeinsamkeit zwischen den beiden Schiedsverfah-
ren.47) So ist beim Verfahren der UDNDRP schon allein die Grund-
voraussetzung der Trennung der Domain-Vergabestelle von den
Organen des Schiedsverfahrens – im Gegensatz zum Modell der
nic.at – gewährleistet.48) Überhaupt nehmen die beiden Verfahren
für sich ganz unterschiedlicher Ziele in Anspruch. Während das
von der ICANN ausgearbeitete Verfahren nur Schutz für Inhaber
von registrierten Marken gegen missbräuchliche Registrierung
durch unberechtigte Dritte bietet, soll das Schiedsverfahren der
nic.at sämtliche Domainstreitigkeiten lösen. Dementsprechend

sieht das Modell der nic.at auch vor, dass die Schiedsorgane auf
Basis der gesamten österreichischen Rechtsordnung entscheiden,
während die UDNDRP autonom sehr vereinfachte Voraussetzun-
gen für eine Domainübertragung festschreibt. Schon beim
UDNDRP-Schiedsverfahren mit seinem engen Anwendungsbereich
und simplifizierten Übertragungsregeln führen die auf Schnelligkeit
ausgerichteten Verfahrensgrundsätze dazu, dass nur Sachverhalte
mit offensichtlichen Rechtsverletzungen befriedigend gelöst wer-
den können49) Auch dem Modell der nic.at kann auf Grund der
ähnlichen Verfahrensgrundsätze realistischerweise kein größerer
Anwendungsbereich zukommen. Der selbstauferlegte Anspruch,
sämtliche Domainstreitigkeiten auf Basis der gesamten österrei-
chische Rechtsordnung entscheiden zu wollen, ist mit diesen Ver-
fahrensgrundsätzen definitiv nicht realisierbar. Problematisch ist
weiters, dass bei Fällen mit offensichtlichen Rechtsverletzungen der
Verletzer in der Regel böswillig ist. Gerade für solche Fälle ist das
Schiedsverfahren der nic.at aber – wie oben aufgezeigt – ungeeig-

wohl nur wenige Parteien auf das Abenteuer eines Verfahrens mit nur
einer Instanz einlassen würden. So liegen Domainstreitigkeiten in der
Regel juristisch sehr diffizile Rechtsfragen zu Grunde, weshalb aus
Rechtsschutzgründen eine Rechtsmittelinstanz jedenfalls notwendig er-
scheint.

42) Auf Grund der weit reichenden Wirkungen von Erklärungen im laufen-
den Verfahren ist dieser Sicherheitsstandard mE notwendig. Man
denke nur an die Folgen einer manipulierte Erklärung, wonach der Klä-
ger die Klage zurückzieht und der Aufhebung des Wartestatus zu-
stimmt.

43) In der Endfassung der Geschäftsordnung ist in Punkt 2.2 nunmehr vor-
gesehen, dass die Parteien eine mündliche Verhandlung beantragen
können. Die Entscheidung über die Abhaltung derselben liegt aller-
dings beim Schiedsgericht (arg: „können. . .anberaumen“). Die Auf-
nahme der Kannbestimmung ist allerdings schon ein Fortschritt gegen-
über der Erstfassung, die nicht einmal eine solchen Antrag vorsah.

44) Bei einer Niederlage im Schiedsverfahren muss der Verletzte nachfol-
gend die ordentlichen Gerichte anrufen, um an die Domain zu kom-
men, was in der Regel recht lange dauert. Wenn der böswillige Do-
main-Inhaber Glück hat, resigniert daher der Verletzte und der Schieds-
spruch wird rechtskräftig.

45) Zusätzlich hat der Verletzte bei Unterwerfung unter das Schiedsverfah-
ren auf seine Ansprüche gegen die Domain-Vergabestelle verzichtet.
Siehe dazu obige Ausführungen und die Punkte 4.14 und 9.7 der
Streitschlichtungsordnung.

46) Die UDNDRP (Uniform Domain Name Dispute Resolution Policy) sind
die Schiedsregeln, die dem von der ICANN für die gTLD’s .com, .net
und .org eingeführten verpflichtenden Streitschlichtungsverfahren zu-
grunde liegen.

47) Siehe zB der Grundsatz des schriftlichen, mittelbaren Verfahrens.
48) So haben die Registrierungsstellen im UDNDRP-Verfahren keinerlei Ein-

fluss auf die das Verfahren durchführenden Institutionen und die Bestel-
lung der Schiedsrichter. Für das Verfahren sind insgesamt vier vollkom-
men unabhängige Einrichtungen, nämlich die World Intellectual Pro-
perty Organisation (WIPO), das Natioanl Arbitration Forum (NAF), das
CPR Institute for Dispute Resolution und das Domain Name Dispute Re-
solution Center zuständig.

49) So auch Thiele, Recht und billig – Das Internet-Domain-Schiedsgericht
der WIPO, RdW 2001, 7.



390 AnwBl 2002/7–8

Abhandlungen

net. Somit bleibt für das Schiedsverfahren in der Praxis kaum ein
denkbarer Anwendungsbereich.

V. Zusammenfassung

Im Vergleich mit dem in Begutachtung gegebenen Erstentwurf stellt
die nunmehrige Endfassung der Schlichtungs- und Geschäftsord-
nung eindeutig eine Verbesserung dar.50) Trotzdem kann nach
dem hier Ausgeführten dem vorliegenden Streitschlichtungsver-
fahren der nic.at nur sehr kritisch begegnet werden. So sprechen
schon die trotz der Überarbeitung noch immer vorhandenen
zahlreichen legistischen Mängel eine eindeutige Sprache. Wie
aufgezeigt, ist das Modell auch inhaltlich kaum geeignet, eine frei-
willige Unterwerfung unter das Streitschlichtungsverfahren und
somit einen Verzicht auf die bestehenden Ansprüche gegen
die nic.at herbeizuführen. Um eine erfolgreiche Implementierung
zu gewährleisten, erscheinen einige Nachjustierungen dringend
geboten.

So muss sich die nic.at die Vorfrage stellen, was sie mit dem Ver-
fahren bezwecken will. Die Domain-Vergabestelle ist sich über die-
sen zentralen Punkt offensichtlich selbst nicht im Klaren, was sich
auch in der Qualität der Schiedsordnung widerspiegelt. So wurde
nach der Konsultationsphase verlautbart, dass nunmehr statt einem
Schiedsverfahren eine Streitschlichtung (gemeint war damit wohl
eine Art Mediation) eingeführt werden würde.51) Der Unterschied
zum bisherigen Verfahren sollte darin liegen, dass der Schieds-
spruch nur bei ausdrücklichem Anerkenntnis durch die Streit-
parteien rechtskräftig werden sollte. Nach massiven Bedenken in
der Mailinglist52) ist von dieser Ankündigung allerdings nur der
Namenswechsel auf Streitschlichtungs- statt Schiedsverfahren ge-
blieben, die Verfahrensbausteine dagegen blieben unverändert.53)

Möchte die nic.at ein schnelles Verfahren zur Beseitigung von of-
fensichtlichen Rechtsverletzungen einführen, könnten die Verfah-
rensbestimmungen nach Beseitigung der Widersprüche und Män-
gel bei gleichzeitiger Implementierung vereinfachter Domainüber-
tragungsregeln gemäß dem Vorbild der WIPO adaptiert übernom-
men werden. Soll dagegen der Anspruch der Streitschlichtung eine
grundlegende Entscheidung sämtlicher Domainstreitigkeiten auf
Basis der gesamten Rechtsordnung sein, ist eine komplette Ände-
rung der Verfahrensrundsätze notwendig. In beiden Fällen wäre
im neuen Entwurf jedenfalls für die Unabhängigkeit der Schiedsor-
gane sowie deren ausreichende Qualifikation zu sorgen.
Auf jeden Fall muss sich die nic.at bewusst sein, dass ein Streit-
schlichtungsverfahren immer nur die zweitbeste Lösung sein kann.
Nur durch eine Änderung der Vergabepraxis können Rechtsverlet-
zungen als solches verhindert werden und so auch Rechtssicherheit
für die Domain-Vergabestelle geschaffen werden.

50) Siehe zu den ursprünglichen massiven Mängeln Anderl, Stellungnahme
der Wissenschaftlichen Interessensgemeinschaft it-law.at zum Entwurf
des Streitschlichtungsverfahren, online unter www.it-law.at abrufbar.
So war im Erstentwurf auf Grund der Zusammensetzung des Dreierse-
nates (nur ein Jurist, 2 Laienrichter, alle mit gleicher Stimme und Mehr-
heitsbeschluss) nicht einmal eine seriöse Entscheidungsfindung gewähr-
leistet. Dieser Mangel wurde jedoch – wie so mancher andere „Bug“
auch – beseitigt.

51) Siehe dazu das Mail von Haindl vom 30. 4. 2002, online unter http://
www2.nic.at/mailarch/streitschlichtung/msg00152.html abrufbar.

52) Siehe zB das Mail von Stomper vom 30. 4. 2002, http://
www2.nic.at/mailarch/streitschlichtung/msg00153.html oder Anderl
vom 5. 5. 2002, http://www2.nic.at/mailarch/streitschlichtung/msg
00157.html.

53) So wird nun auch in der Endfassung der Schiedsspruch mangels Klags-
erhebung innerhalb von vier Wochen nach Urteilszustellung rechtskräf-
tig (siehe Punkt 9.1 der Streitschlichtungsordnung).



AnwBl 2002/7–8 391

awak.intensive

NEW ECONOMY – old problems –
Rechtsberatung in einer globalisierten Welt
awak.intensive

3.–5. Oktober 2002 im Stift Melk

Die erste Euphorie ist vorbei.

Beide, die etablierten Unternehmen der „Old Economy“ und die
Start-Up-Unternehmen der „New Economy“, haben ihre Lektionen
erhalten.
Die technische und ökonomische Revolution der Digitalisierung,
des Internets, der Handy-Technologie, der Gentechnik, der totalen
globalen Kommunikation, der Globalisierung unserer Volkswirt-
schaften hat tiefe Spuren auch in der Rechtsentwicklung hinter-
lassen und für die kommenden Jahre vorgezeichnet.
Noch nie war es so spannend wie heute, als Rechtsanwalt zu
beraten.
Begleiten Sie uns ins Stift Melk durch diese Entwicklung!

Programm

Donnerstag, 3. 10. 2002

8.30 Eröffnung des Seminars durch den Präsiden-
ten der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich,
Dr. Jörg Beirer

9.00–10.00 old economy >> new economy >> one economy
Rück- und Ausblick auf eine faszinierende Ent-
wicklung
Referent:
Hon.-Prof. Dr. Guido Kucsko, RA in Wien
Moderation:
Dr. Waltraute Steger, RA in Linz

10.00–11.15 Der Anwalt online
Rechtsberatung via Internet, standes- und zivil-
rechtliche Standortbestimmung
Referenten:
Dr. Thomas G. Eustacchio, M.A., RA in Wien;
Dr. Arno Behm, M.A.S., RAA in Wien
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

11.15–11.45 Snacks aus der Stiftsküche

11.45–12.30 Der Anwalt online: Demo
Referenten:
Dr. Thomas G. Eustacchio, M.A., RA in Wien;
Dr. Arno Behm, M.A.S., RAA in Wien
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

Freitag, 4. 10. 2002

12.30–13.45 Business Lunch

13.45–14.30 „Lustwandeln“ im Stiftsgarten mit Pater Martin

14.30–15.30 Was leistet das ABGB für die New Economy?
Vertragsabschluss, Willenserklärungen im www,
Haftung für fremde Inhalte, E-CommerceG
Referent:
ao.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Zankl, Universität
Wien, Institut für Zivilrecht; Leiter des Zentrums
für e-commerce und Internetrecht
Moderation:
Dr. Willibald Stampf, RA in Mattersburg

15.30–16.30 Shopping online: Die virtuelle Einkaufswelt
FernabsatzG, E-CommerceG, Infopflicht, Rechts-
durchsetzung
Referent:
ao. Univ.-Prof. Dr. Christian Zib, Universität
Wien, Institut für Handelsrecht
Moderation:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

16.30–17.00 Snacks aus der Stiftsküche

17.00–18.00 Die neue Gewährleistung und andere Leistungs-
störungen
Gewährleistungsrecht, Werkverträge, Schaden-
ersatz
Referentin:
Univ.-Ass. Dr. Brigitta Jud, Universität Wien, Insti-
tut für Zivilrecht
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

18.00–19.00 Buffet – Wachauer Erfrischungen

19.00–21.00 Podiumsdiskussion: New Economy meets Law
Referenten:
Dr. Georg Pölzl, T-Mobile Austria;
Dr. Arno Ebner, Tiscover AG;
Dr. Ursula Stenzel, Mitglied des Europäischen
Parlaments;
Dr. Karin Wessely, RA in Wien;
DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling;
Dkfm. Dr. Ferdinand Hacker, SAP
Moderation:
Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien

9.00–9.15 Einteilung der Workshops
Moderation:
Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
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9.15–12.00 Parallel laufende Workshops
mit Snacks aus der Stiftsküche einschließlich
Pause
Workshop I: „Intellectual Property“
Domain grabbing, E-Mail-Werbung, Urheber-
recht
Referent:
Ass.-Prof. DDr. Walter Blocher, Wirtschaftsuni-
versität Wien, Institut für Bürgerliches Recht,
Handels- und Wertpapierrecht
Moderation:
Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Workshop II: „Telekommunikationsrecht – Neue
Medien“
TelekommunikationsG: zivilrechtliche, kartell-
rechtliche und aufsichtsrechtliche Fragen
Referent:
HR Dr. Hans Peter Lehofer, Behördenleiter Komm-
Austria (Rundfunk und Telekom Regulierungs-
GmbH)
Moderation:
Dr. Karin Wessely, RA in Wien
Workshop III: „Die virtuelle Arbeitswelt“
Arbeitsrechtliche Probleme durch und mit den
neuen Medien (Internet, E-Mails, Handys, SMS,
Software, Tele-Arbeitsplatz)
Referent:
Dr. Stephan Rainer, RA in Innsbruck
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck

12.00–13.00 Führung durch das Stift Melk oder alternativ
Healthy Running – Laufen mit Trainer

13.00–14.30 Business Lunch

14.30–15.30 Präsentation: Ergebnisse der Workshops
Moderation:
Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien

15.30–16.30 Die virtuelle Bank – Überweisungsverkehr, Risiko-
verteilung, Bankgeheimnis, Telebanking, AGB
beim Online banking, Wertpapierhandel online
Referent:
Univ.-Prof. Dr. Georg Graf, Universität Salzburg;
Leiter der Abteilung für Bank- und Kapitalmarkt-
recht
Moderation:
Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch

16.30–17.00 Pause für Körper & Geist

Samstag, 5. 10. 2002

Diese Veranstaltung wurde vom Ausschuss der Rechtsanwalts-
kammer Niederösterreich und damit bundesweit für 6 Halbtage
approbiert. Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel
(01) 710 57 22-0 oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail
office@awak.at. Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Ge-
legenheit, sich zu informieren und sich anzumelden.

17.00–18.00 Kapitalmarkt im Umbruch – Kapitalmarktrecht,
Börse, Prospekthaftung, Anlegerschutz
Referent:
Dr. Markus Heidinger, LL.M., RA in Wien
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck

18.00–19.00 Wer nicht kauft, wird gekauft: Mergers & Acqui-
sitions
Übernahmerecht, Corporate governance, Kauf-
preisberechnung, Share holder value, Unterneh-
menskauf
Referent:
Dr. Walter Brugger, RA in Wien
Moderation:
Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt

ab 19.00 Vergnüglicher Abend im Nikolaihof/Mautern bei
Schmankerln und Wein

9.00–10.30 E-Commerce in Europe
Referent:
Mr. Bror Salmelin, GD Information Society, Elect-
ronic Commerce Unit, European Commission
Brussels
Moderation:
Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg

10.30–11.00 Snacks aus der Stiftsküche

11.00–12.30 Brauchen wir ein neues Bild des Anwalts für die
neuen Herausforderungen?
Referenten:
Präsident der Rechtsanwaltskammer Wien
Dr. Harald Bisanz;
DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Moderation:
Dr. Waltraute Steger, RA in Linz

ab ca 13.50 Optional: Romantische Schifffahrt durch die
Wachau auf der MS Austria
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Terminübersicht – Seminare
September

3. und 17. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
9. Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 20020903/8 WIEN

4. 9. bis 6. 11. Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20020904/8 WIEN

6. bis 7. 9. Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminar-Nr: 20020906/8 WIEN

6. bis 7. 9. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 20020906 A/8 WIEN

13. bis 14. 9. Strafrecht
Seminar-Nr: 20020913/6 INNSBRUCK

13. bis 14. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 20020913/8 WIEN

13. bis 14. 9. Standesrecht
Seminar-Nr: 20020913 A/8 WIEN

13. bis 14. 9. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 20020913/5 GRAZ

13. bis 14. 9. Mietrecht
Seminar-Nr: 20020913/3 ST. GEORGEN i.A.

20. bis 21. 9. Mediation – eine neue Konfliktlösungs-
methode für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20020920/8 WIEN

20. bis 21. 9. Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag –
Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr: 20020920 A/8 WIEN

20. bis 21. 9. Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminar-Nr: 20020920/7 DORNBIRN

26. bis 28. 9. Europarecht
Seminar-Nr: 20020926/8 WIEN

27. 9. Wirtschaftsschiedsgerichtsbarkeit –
das Schiedsgerichtsverfahrensrecht
in Österreich
Seminar-Nr: 20020927/5 GRAZ

Oktober

27. bis 28. 9. Europäisches und internationales
Zivil- und Zivilverfahrensrecht
Seminar-Nr: 20020927/6 INNSBRUCK

27. bis 28. 9. Be up to date im Verwaltungsverfahren!
Seminar-Nr: 20020927/4 SALZBURG

1. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
10. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20021001/8 WIEN

3. bis 5. 10. New Economy – Old Problems
Seminar-Nr: 20021003/2 STIFT MELK

4. bis 5. 10. Der Geschäftsführer in der GmbH
Seminar-Nr: 20021004/5 GRAZ

4. bis 5. 10. Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 20021004/6 INNSBRUCK

4. bis 5. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20021004A/8 WIEN

4. bis 5. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 20021004/8 WIEN

10. bis 12. 10. Der Rechtsanwalt als Unternehmer
Seminar-Nr: 20021010/8 WIEN

11. bis 12. 10. Fit in English!
Doing business in England and the U.S.:
Praktische Aspekte des Geschäfts-
und Rechtsverkehrs
Seminar-Nr: 20021011/3 LINZ

11. bis 12. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 20021011/8 WIEN

15. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
11. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 20021015/8 WIEN

18. bis 19. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 20021018/6 INNSBRUCK

18. bis 19. 10. Gesellschaftsrecht I
Seminar-Nr: 20021018/3 ST. GEORGEN i.A.

18. bis 19. 10. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 20021018/8 WIEN

29. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
12. Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 20021029/8 WIEN
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Presseinformation
„Wie kann Mediation in der Wirtschaft eingesetzt
werden?“

Dieser Frage gingen Referenten aus dem In- und Ausland, sowie
rund 60 Teilnehmer bei den ersten AVM-Mediationstagen in
St. Virgil, Salzburg, nach.

Von 23. bis 25. Mai 2002 fand in Salzburg der Kongress der
AVM (Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives
Verhandeln) zum Thema „Wirtschaftsmediation: Von der Theorie
zur Praxis“ statt. Die Veranstaltung stand unter dem Ehrenschutz
des Präsidenten der Salzburger Rechtsanwaltskammer, Dr. Leopold
Hirsch und des Präsidenten der Rechtsanwaltskammer Niederöster-
reich, Dr. Jörg Beirer. Die beiden Kammern traten gemeinsam mit
der SKWB Schöllerbank auch als Sponsoren der Veranstaltung
auf.

Zu Beginn der Veranstaltung betonte der Generalsekretär der
AVM Rechtsanwalt Dr. Max Josef Allmayer-Beck die Wichtigkeit,
Wirtschaftsmediation als schonende Konfliktlösungsmethode am
Markt zu etablieren.

Einen Schwerpunkt der Veranstaltung bildeten Erfahrungsberichte
aus anderen europäischen Ländern. William Marsh aus London,
Jean Timsit aus Paris und Dr. Reiner Ponschab aus München, erfah-
rene Leiter von Mediationszentren berichteten übereinstimmend
über die zunehmende Bedeutung der Wirtschaftsmediation.
Dr. Reiner Ponschab: „Analysen zeigen, dass ein Rechtsstreit nicht
nur mit Gerichts- und Anwaltskosten verbunden ist, sondern auch
sehr stark innerbetriebliche Ressourcen bindet.“ Jean Timsit: „Wir
versuchen gezielt Beratung anzubieten, wie Konflikte vermieden
werden können. Als eine Methode dafür bietet sich Mediation an.“

Dr. Werner Steinacher, RA und Mediator in Salzburg referierte
zum Thema Abgrenzung der Mediation zu anderen alternativen
Konfliktlösungsmethoden (ADR). Er verwies auf das Grünbuch über
alternative Verfahren zur Streitbeilegung im Zivil- und Handels-
recht, erstellt von der Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten im April 2002. Auch das Grünbuch zeigt die zunehmende
Bedeutung der Mediation in Europa auf.

Der österreichische Gesetzgeber nimmt sich des Gedankens der
Mediation an. Derzeit wird ein Entwurf für ein Mediatorengesetz
erarbeitet, wobei Österreich eine Vorreiterrolle in der EU ein-
nimmt. Die Vorsitzende des Justizausschusses Dr. Maria Fekter,
Dr. Michael Stormann (BMfJ) und Univ.-Prof. Dr. Peter Böhm (Uni-
versität Wien) referierten über den Stand der Beratungen.

Großen Beifall fand das Referat des Marketingspezialisten,
Prof. Dr. Christoph Hommerich, Köln. Er verglich die Mediation mit
den Methoden der minimal-invasiven Chirurgie. Der Eingriff ist klei-
ner und die Heilung schneller. Sobald der Kunde den Nutzen die-
ser neuartigen Methoden erkennt, ist er auch gewillt, dieses Ange-
bot anzunehmen.

In insgesamt neun Workshops wurden eine Reihe von interessan-
ten Fragestellungen bearbeitet und Erfahrungsberichte ausge-
tauscht.

Übereinstimmung besteht dazu, dass Mediation eine weitere und
schonende Möglichkeit der Konfliktlösung darstellt. Sie tritt damit
neben die traditionellen Möglichkeiten, insbesondere Gerichtsver-
fahren, Schiedsverfahren oder außergerichtliche anwaltliche Ver-
handlungen.

Die nächsten AVM-Mediationstage werden am 7. und 8. Novem-
ber 2003 veranstaltet.

Links zur Veranstaltung:

www.iccadr.org

www.iccwbo.org

www.crcsolution.org – Mediationszentrum in Paris

www.gwmk.org – Gesellschaft für Wirtschaftsmediation und Kon-
fliktmanagement e.V.

Weitere Informationen unter www.avm.co.at oder Tel. 01/
513 12 01

Vorschau auf weitere geplante Seminare

Das Seminar Kommunikation, Dr. Erik Bölcs, Seminarort Wien,
wird auf Herbst 2002 verschoben, der neue Termin wird bekannt
gegeben.

Detailinformationen und Anmeldungen bei

AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives
Verhandeln

1010 Wien, Rosenbursenstraße 4/3

Tel.: 01/513 12 01, Fax: 01/513 12 05

e-mail: office@avm.co.at

Besuchen Sie uns auch im Internet: www.avm.co.at!

19. bis
21. Sept.

Jahresfortbildung in Wirtschaftsmediation, Modul VI
Seminarort: Salzburg
Abschluss-Seminar. Balanceakt Mediation
Dr. Gisela Mähler und Dr. Hans-Georg Mähler

27. und
28. Sept.

Sicher verhandeln nach dem Harvard-Konzept
Seminarort: Wien
Dkfm. Andreas Cipa

11. und
12. Okt.

ADR
Seminarort: Wien
Univ.-Prof. Dr. Stephan Breidenbach

8. und
9. Nov.

Mediative Techniken
Seminarort: Wien
Mag. Beate Danczul

22. bis
24. Nov.

Wirtschaftsmediation für Fortgeschrittene
Seminarort: Wien
Univ.-Prof. Dr. Horst Eidenmüller
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Niederösterreich

Änderung der GO RAK NÖ

§ 29

Befreiung von der Verfahrenshilfe

Im Absatz 1 ist nach den Worten „. . .Anwaltsrichter bei der
OBDK. . .“ einzufügen „und die Mitglieder des Ausschusses nach
10jähriger Zugehörigkeit. . .“, so dass dieser nunmehr lautet wie
folgt:

(1) Der Präsident und die Vizepräsidenten der Rechtsanwaltskam-
mer, der Präsident des Disziplinarrates und seine Stellvertreter,
der Kammeranwalt und seine Stellvertreter und die Anwalts-
richter bei der OBDK und Mitglieder des Ausschusses nach
10jähriger Zugehörigkeit sind von der Bestellung gem. § 27
GO befreit.

Im Absatz 2 ist nach den Worten „. . .Verhandlung des Disziplinar-
rates für Disziplinarräte.“ anzufügen „Als zwei Bestellungsfälle im
Rahmen der Verfahrenshilfe zählt die Abhaltung einer Rechts-
anwalts- oder Richteramtsprüfung für Prüfungskommissäre.“, so
dass dieser nunmehr lautet wie folgt:

(2) Als Bestellungsfall im Rahmen der Verfahrenshilfe zählt jede
Teilnahme an einer Ausschuss-Sitzung oder einer Sitzung des
ÖRAK für Ausschussmitglieder und jede Teilnahme an einer
Verhandlung des Disziplinarrates für Disziplinarräte. Als zwei
Bestellungsfälle im Rahmen der Verfahrenshilfe zählt die
Abhaltung einer Rechtsanwalts- oder Richteramtsprüfung für
Prüfungskommissäre.

§ 32

§ 32 Abs. 5 wird neu gefasst und lautet daher wie folgt:

(5) Wenn keine andere Zahlungserleichterung vereinbart ist, sind
bei Verzug von mehr als1 Monat nach Fälligkeit

a) ein Säumniszuschlag in Höhe von 2%

b) Verzugszinsen von mindestens 7% und höchstens 12% kon-
tokorrentmäßig zu entrichten.

Ergänzung der Umlagenordnung 2002
In der Umlagenordnung 2002 wird bei der Versorgungseinrich-
tung Teil A nach Punkt 4. angefügt der Punkt 5. welcher lautet wie
folgt:

„Übersiedelt ein Kammermitglied während eines Jahres in einen
anderen Landesgerichtssprengel, ist ab dem darauf folgenden
Quartal der Beitrag der der Umlagenordnung für Kammermit-
glieder dieses Landesgerichtssprengels entspricht zu bezahlen.“

Neufassung des Punktes Allgemeine Bestimmungen
für Teil A und B der Umlagenordnung 2002

Diese werden neu gefasst und lauten daher wie folgt:

Allgemeine Bestimmungen für Teil A und B

Wenn keine andere Zahlungserleichterung vereinbart ist, sind bei
Verzug von mehr als 1 Monat nach Fälligkeit

a) ein Säumniszuschlag in Höhe von 2%

b) Verzugszinsen von mindestens 7% und höchstens 12% konto-
korrentmäßig zu entrichten.

Beitragsordnung der Rechtsanwaltskammer NÖ 2003
Der Kammerbeitrag der in die Liste der Rechtsanwaltskammer Nie-
derösterreich eingetragenen Rechtsanwälte und die Liste der nie-
dergelassenen europäischen Rechtsanwälte beträgt ab 1. 1. 2003:

1. Der Grundbeitrag beträgt jährlich E 1.600,–

2. Der Zuschlag gemäß § 32 (2) GeoRAK beträgt für jeden bei
einem Kammermitglied beschäftigten
ersten Rechtsanwaltsanwärter E 367,–
und für jeden weiteren Rechtsanwaltsanwärter E 1.100,–

3. Der einmalige Zuschlag beträgt für Ausstellung der Beglaubi-
gungsurkunde E 55,–
für Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte E 200,–
für die Eintragung in die Liste einer Rechtsanwaltsgesellschaft
(Ges.b.R., EEG) pro Anwalt E 150,–
für die Eintragung des Beitrittes in die Liste einer Rechtsanwalts-
gesellschaft pro Beitritt E 150,–

Diese Beitragsordnung wird mit 1. 1. 2003 wirksam und bleibt bis
zur Kundmachung einer neuen Beitragsordnung in Kraft.

Umlagenordnung der Rechtsanwaltskammer NÖ
für das Jahr 2003

Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung gemäß
der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch die Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder, und die Mittel der Leistun-
gen der Versorgungseinrichtung gemäß der Satzung der Versor-
gungseinrichtung Teil B durch Beiträge der Kammermitglieder auf-
gebracht. Die Mittel der Versorgungseinrichtung Teil C (Kranken-
versicherung) werden von der UNIQA Personenversicherung AG –
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im folgenden kurz UNIQA genannt – gemäß dem von der Rechts-
anwaltskammer mit der UNIQA abgeschlossenen Gruppenkran-
kenversicherungsvertrag direkt eingehoben. Jeder eingetragene
Rechtsanwalt hat für die Versorgungseinrichtung Teil A, B und C
ab 1. 1. 2003 folgende Beiträge zu zahlen:

Versorgungseinrichtung Teil A

1. Einschließlich dem nach den Verfahrenshilfeleistungen der
Kammermitglieder mit Sitz in ein und demselben Landesge-
richtssprengel auf den Landesgerichtssprengel entfallenden
Teil der Pauschalvergütung zu gleichen Teilen umgelegt auf
die Kammermitglieder dieses Landesgerichtssprengels und
der zu erbringenden Beiträge, wird eine Umlage von jährlich
E 8.720.– je Kammermitglied festgesetzt.

1.1. Für Rechtsanwälte, die erstmals nach Vollendung ihres
50. Lebensjahres eingetragen worden sind, beträgt die Um-
lage gemäß Pkt. 1. E 11.960.– jährlich.

1.2. Rechtsanwälte, die im Zeitpunkt der Eintragung das 34. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, sind ein Jahr lang nach
der Eintragung von den Beiträgen gemäß Pkt. 2. ff. befreit,
sofern sie bisher noch nicht als Rechtsanwalt, bei welcher
Kammer auch immer, eingetragen waren.

1.3. Kammermitglieder, die das 65. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben und die gemäß § 46 Abs 2 RAO iVm § 29
Abs 4 GeO NÖRAK von der Verfahrenshilfe befreit sind,
zahlen einen Beitrag von E 8.720.– und sofern sie dem Per-
sonenkreis des Pkt. 1.1. angehören E 11.960,–.

1.4. Kammermitglieder, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,
sind von der Umlage befreit.

1.5. Weiterverpflichtete gemäß § 13 der Satzung der Versor-
gungseinrichtung Teil A zahlen ab 1. 1. 2002 jährlich
E 8.720.– als Umlage gemäß Pkt 1 und wenn sie dem Perso-
nenkreis des Pkt. 1.1. angehören E 11.960.–.

1.6. Für niedergelassene europäische Rechtsanwälte gemäß § 9ff
EuRAG wird die Umlage gemäß Pkt. 1 mit E 8.720,–
und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1. angehören
E 11.960,– festgelegt.

2. Unter Anrechnung der je Landesgerichtssprengel erbrachten
Leistungen aus der Verfahrenshilfe und der in analoger An-
wendung des § 48 Abs 1 RAO auf diesen entfallenden Anteil
an der Pauschalvergütung werden die Beiträge der Kammer-
mitglieder mit Kanzleisitz in den einzelnen Landesgerichts-
sprengel pro Kammermitglied wie folgt bestimmt.

2.1 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im Sprengel des LG Wie-
ner Neustadt bezahlen an Beiträgen gem. Pkt 1. das sind
E 4.564,– und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1. an-
gehören E 7.804,–

2.2 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Korneuburg bezah-
len E 2.756,– und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1.
angehören E 5.996,–.

2.3 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG St. Pölten bezahlen
E 5.340,– und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1.
angehören E 8.580,–.

2.4 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Krems bezahlen
E 4.020,– und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1.
angehören E 7.260,–

3. Die Umlage zum Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung) beträgt E 66.– pro Sterbefall für jedes
Kammermitglied. Wenn gemäß § 11 Abs. 3 der Versor-
gungseinrichtung ein Sterbegeld nur in der Höhe der Begräb-
niskosten zur Auszahlung gelangt, so errechnet sich die
Umlage zum Sterbegeld zuzüglich allfälliger Steuern in dem
Anteil an den Begräbniskosten, der sich aus der Anzahl aller
Kammermitglieder im Zeitpunkt des Sterbefalles ergibt.

4. Rückstände aus Verpflichtungen gem. Satzung und Umlagen-
ordnung werden unter Bedachtnahme auf das Existenzmini-
mum mit Leistungen aus der Versorgungseinrichtung aufge-
rechnet.

5. Übersiedelt ein Kammermitglied während eines Jahres in
einen anderen Landesgerichtssprengel, ist ab dem darauf
folgenden Quartal der Beitrag der der Umlagenordnung für
Kammermitglieder dieses Landesgerichtssprengels entspricht
zu bezahlen.

Versorgungseinrichtung Teil B

1. Der Beitrag beträgt E 3.200.–.

2. Der ermäßigte Beitrag gem. § 2 (3) der Satzung (Teil B)
beträgt E 1.280.–.

3. Kammermitglieder, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Nieder-
österreich eingetragen sind sowie Kammermitglieder, die
während des Kalenderjahres die Pensionsgrenze erreichen,
haben nur den zum Zeitraum ihrer Eintragung bzw. auf den
Zeitraum vor Erreichen des Pensionsanspruches entfallenden
Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung zu bezahlen.

Allgemeine Bestimmungen für Teil A und B

Wenn keine andere Zahlungserleichterung vereinbart ist, sind bei
Verzug von mehr als 1 Monat nach Fälligkeit

a) ein Säumniszuschlag in Höhe von 2%

b) Verzugszinsen von mindestens 7% und höchstens 12% konto-
korrentmäßig zu entrichten.

Versorgungseinrichtung Teil C

Die Prämien werden gem. Art. 8 des Gruppenkrankenversiche-
rungsvertrages der Uniqa Personenversicherung AG mit der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich vom 17. 9. 1999 und der
Satzung der Versorgungseinrichtung Teil C § 5 Abs. 4 festgesetzt
und von Uniqa eingehoben. Danach ist eine Prämienanpassung
unter den in § 178f VersVG angeführten Voraussetzungen mög-
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lich, wobei gemäß § 178m Abs. 5 VersVG für eine Prämienerhö-
hung eine Änderung der im § 178f Abs. 2 Z 2 und 3 VersVG
genannten Umstände nur bei den zur Gruppe aller Rechtsanwälte
Österreichs gehörenden Versicherer vereinbart wird. Dies gilt auch
bei einer Änderung des Durchschnittsalters dieser Gruppe oder
des Anteiles von Frauen/Männern an dieser Gruppe.

Diese Umlagenordnung bleibt bis zur Kundmachung einer neuen
Umlagenordnung in Kraft.

Leistungsordnung der Rechtsanwaltskammer NÖ
Teil A und B

für das Jahr 2003

Versorgungseinrichtung Teil A

Die Leistungen aus der Versorgungseinrichtung für die gemäß
§§ 47–54 RAO Anspruchsberechtigten werden gemäß § 14
Abs. 1 der Satzung der Versorgungseinrichtung wie folgt fest-
gesetzt:

1. Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente besteht aus der Grund-
rente und aus Zuschlägen. Die Grundrente beträgt monatlich
E 1.600,–. Nach 15-jähriger Berufstätigkeit als eingetragener
Rechtsanwalt erhöht sich bis zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res diese Rente um einen Zuschlag von 0,75% für jedes wei-
tere, als Rechtsanwalt vollendete Berufsjahr.

Für jedes nach Eintritt des Pensionsalters von 65 Jahren als Rechts-
anwalt vollendete Berufsjahr wird bis zur Vollendung des 75. Le-
bensjahres der Zuschlag auf 1% pro Jahr erhöht.

2. Die Grundrente einschließlich der Zuschläge sind Bemessungs-
grundlage für die Versorgungsleistungen an Angehörige ge-
mäß § 8 bis § 9 der Satzung der Versorgungseinrichtung der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich.

Wenn der Anspruch der Witwen/Witwerrente sich darauf grün-
det, weil aus der Ehe Kinder entstammen (§ 8 Abs. 2 lit. b und
Abs. 3 lit. c) wird eine Rente in der Höhe, die dem Mindest-
anspruch nach § 52 Abs. 1 RAO entspricht, ausbezahlt.

3. Im Juni ist eine 13. und im Dezember eine 14. Rente auszube-
zahlen.

4. Gemäß § 3 Abs. 3 der Satzung ist der Ausschuß berechtigt, für
außerordentliche Unterstützungen jährlich Beträge bis zu insge-
samt E 7.500,– zu vergeben.

5. Der Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Versorgungseinrich-
tung) wird in der Höhe des Produktes aus der Anzahl der
Kammermitglieder zum Todestag und der von diesen zu leisten-
den Sterbegeldumlagen binnen 2 Monaten nach dem Ableben
abzüglich eines allfälligen Beitragsrückstandes ausbezahlt.

Versorgungseinrichtung Teil B

Die Leistung für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der jeweils
gültigen von der Vollversammlung beschlossenen Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung, Teil B, errechnet sich wie folgt:

1. Die Altersrente und die Berufsunfähigkeitsrente ergibt sich aus
den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der
Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträge und erzielten Ver-
anlagungsüberschüssen nach Maßgabe des zum Zeitpunkt der
Inanspruchnahme gültigen Verrentungsfaktor.

2. Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

ATS E

30 120.000,– 8.721,–
31 116.000,– 8.430,–
32 112.000,– 8.139,–
33 108.000,– 7.849,–
34 104.000,– 7.558,–
35 100.000,– 7.267,–
36 96.000,– 6.977,–
37 92.000,– 6.686,–
38 88.000,– 6.395,–
39 84.000,– 6.105,–
40 80.000,– 5.814,–
41 76.000,– 5.523,–
42 72.000,– 5.232,–
43 68.000,– 4.942,–
44 64.000,– 4.651,–
45 60.000,– 4.360,–
46 56.000,– 4.070,–
47 52.000,– 3.779,–
48 48.000,– 3.488,–
49 44.000,– 3.198,–
50 40.000,– 2.907,–
51 36.000,– 2.616,–
52 32.000,– 2.326,–
53 28.000,– 2.035,–
54 24.000,– 1.744,–
55 20.000,– 1.453,–
56 16.000,– 1.163,–
57 12.000,– 872,–
58 8.000,– 581,–
59 4.000,– 291,–

Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammer-
mitgliedes verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüber-
schüsse, mindestens jedoch das zehnfache der jährlichen Mindest-
witwen/witwerrente.

Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt 50% der auf
dem Konto des Kammermitgliedes verbuchten Beiträge und Veran-
lagungsüberschüsse.

Allgemeine Bestimmung für Teil A und B

Die Leistungsordnung wird mit 1. 1. 2003 wirksam und bleibt bis
zur Kundmachung einer neuen Leistungsordnung in Kraft.
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Steiermark

Beitragsordnung

für den Kammerbeitrag, Notfallsfonds und Beitrag für das Bundes-
pflegegeld der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in der Fas-
sung des Beschlusses der ordentlichen Plenarversammlung vom
22. Mai 2002, Gültigkeitsbeginn: 1. Juni 2002

A) Pflichtbeiträge

1. Kammerbeitrag

Der Kammerbeitrag beträgt monatlich E 79,00 bzw. E 948,00
jährlich.

Der Zuschlag für jeden beschäftigten Rechtsanwaltsanwärter be-
trägt monatlich E 72,00.

2. Notfallsfonds

Der Beitrag beträgt E 360,00 jährlich, monatlich E 30,00.

3. Bundespflegegeld

Der Beitrag zur Bedeckung der an den Bund zu leistenden Beiträge
gem. § 3 Abs. 5 Bundespflegegesetz in der jeweils geltenden Fas-
sung, beträgt jährlich E 132,00, zahlbar am 1. März eines jeden
Kalenderjahres.

4. Kollektivunfallversicherung

Jedes Kammermitglied hat einen Beitrag zur Kollektivunfallversi-
cherung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in Höhe von
E 43,60 jährlich zu leisten, welcher zum 1. März eines jeden Jah-
res vorgeschrieben wird und fällig ist.

5. Die Regelungen der Beitragsordnung zur Versorgungseinrich-
tung, Teil A, über die Zahlungsbedingungen (Fälligkeit, Säumnis-
folgen, etc.) in der Plenarversammlung vom 13. November 2000
beschlossenen Fassung gelten analog auch für diese Beitragsord-
nung:

Die Vorschreibungen erfolgen – wenn in der jeweiligen Beitrags-
ordnung nicht ausdrücklich anderes geregelt ist – quartalsmäßig
und sind jedenfalls hinsichtlich der regelmäßig anerlaufenden Be-
träge fällig jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines jeden
Jahres. Die Fälligkeit eines Beitrages nach Teil A Ziffer 2 tritt am
darauf folgend nächsten allgemeinen Fälligkeitstermin (1. 3.,
1. 6., 1. 9. und 1. 12.) ein.

Wird ein Betrag nicht spätestens 14 Tage nach Fälligkeit entrich-
tet, so ist der/die Beitragspflichtige mit Ablauf dieses Tages zur
Entrichtung eines einmaligen 10%igen Säumniszuschlages ver-
pflichtet. Wird ein Rückstandsausweis in Exekution gezogen, so ist
der/die Beitragspflichtige überdies zur Bezahlung von 4% Ver-
zugszinsen p.a. aus der in Exekution gezogenen Forderung ver-
pflichtet.

Zahlungen von Kammermitgliedern, welche nicht spätestens bei
Einzahlung eindeutig schriftlich gewidmet sind, können einbehal-
ten werden und mit offenen, fälligen anderen Forderungen aus Bei-

trägen für die Versorgungseinrichtung, dem Kammerbeitrag und
dem Notfallsfonds verrechnet werden.

Verrechnungen haben vorerst auf den Beitrag zur Versorgungsein-
richtung, sodann auf den Kammerbeitrag, und letztlich auf den
Notfallsfonds zu erfolgen. Wenn hinsichtlich einer Beitragsgattung
mehrere Forderungen offen sind, so ist gem. § 1416 ABGB vorzu-
gehen.

B) Fakultativ-Beiträge (falls in Anspruch genommen)

Großschadenversicherung

Der Großschadenversicherung beigetretene und am 1. Jänner in
die Liste der Rechtsanwälte eingetragene Kammermitglieder ha-
ben, unabhängig vom Zeitpunkt eines allfälligen Ausscheidens
nach dem 1. Jänner, für das jeweils laufende Kalenderjahr den im
März jenes Jahres fällig werdenden Versicherungsbeitrag in Höhe
von E 726,00 zu entrichten. Die Versicherungsperiode läuft je-
weils vom 1. 1. bis 31. 12. eines jeden Jahres.

C) Einmalige Gebühren anlässlich der Eintragung in die Liste
der steiermärkischen Rechtsanwälte

1. Insertionskosten in der Grazer Zeitung und der Wiener Zeitung
gemäß dem tatsächlichen Aufwand, maximal E 218,01

2. Matrikelgebühr – Bundesverwaltungsabgabe E 260,00

3. Ausfertigungsgebühr für

a) Anwaltslegitimation E 6,00

b) Beglaubigungsurkunde gemäß § 31 Abs. 4 ZPO E 6,00

c) Legitimationsurkunden gem. § 15 RAO bzw. 31 ZPO und 45a
StPO E 6,00

Diese Beitragsordnung gilt ab 1. Juni 2002.

Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversammlung
beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Beitragsord-
nung auch über den 31. 12. 2002 hinaus für die Folgejahre.

Vorarlberg

Umlagenordnung für das Jahr 2003
der Versorgungseinrichtung

der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag jedes Rechtsanwaltes zur Versorgungs-
einrichtung (Grundleistung, Teil A der Satzung) für das
Kalenderjahr 2003 beträgt E 3.000,–.

b) Für ein Kammermitglied, das am 1. 1. des betreffenden Jah-
res das 65. Lebensjahr vollendet hatte, ermäßigt sich der
Jahresbeitrag auf E 20,–.

c) Ein Rechtsanwalt, der sich gemäß § 13 der Satzung freiwil-
lig weiterversichert, hat über den Jahresbeitrag hinaus
einen Beitragszuschlag zur Abgeltung der von den Kam-
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mermitgliedern erbrachten, durch die Pauschalvergütung
abgedeckten Leistungen der Verfahrenshilfe von jährlich
E 3.633,64 zu leisten.

(2) Beiträge und Beitragszuschläge sind je zur Hälfte am 1. April
und am 1. Juli eines Jahres zu bezahlen. Die bis zur Beschluss-
fassung dieser Umlagenordnung fällig gewordenen Beiträge
sind binnen 30 Tagen nach Beschlussfassung zu entrichten.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag 2003 jedes Rechtsanwaltes zur Versor-
gungseinrichtung (Zusatzpension, Teil B der Satzung) be-
trägt E 4.709,20.

b) Der ermäßigte Beitrag gem. § 12 Abs 4 der Satzung,
Teil B, beträgt E 1.883,68.

(2) Beiträge zur Zusatzpension sind in vier gleichen Teilbeträgen
am 1. März, 1. Juni, 1. September und am 1. Dezember eines
Jahres zu bezahlen. Die bis zur Beschlussfassung dieser Umla-
genordnung fällig gewordenen Beiträge sind binnen 30 Tagen
nach Beschlussfassung zu entrichten.

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die nur während eines Teiles des betreffenden
Beitragsjahres in die Liste der Vorarlberger Rechtsanwaltskam-
mer eingetragen sind, haben nur den diesem Zeitraum ihrer
Eintragung entsprechenden Anteil des Beitrages bzw. des Bei-
tragszuschlages zu zahlen, wobei angefangene Monate für
voll zu rechnen sind.

(2) Im Falle des Rückstandes hat die Rechtsanwaltskammer den
Zahlungspflichtigen unter Setzung einer mindestens 14-tägi-
gen Nachfrist zur Zahlung der rückständigen Beiträge schrift-
lich aufzufordern

(3) Kommt der Zahlungspflichtige seiner Zahlungsverpflichtung in-
nerhalb der gesetzten Nachfrist nicht nach, kann die Rechts-
anwaltskammer über die eingemahnten und seit der Mahnung
allenfalls weiter aufgelaufenen Rückstände einen Rückstands-
ausweis erlassen und aufgrund dessen Exekution führen.

(4) Die Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, hinsichtlich rückstän-
diger Beitragsleistungen

a) einen Säumniszuschlag von 10% und

b) Verzugszinsen von 6%

dem Zahlungspflichtigen anzurechnen und in die Rückstands-
ausweise aufzunehmen.

(5) a) Der Anspruch der Rechtsanwaltskammer auf rückständige
Beiträge (auch Kammerbeiträge) kann mit dem Anspruch
auf Versorgungsleistungen aufgerechnet werden.

b) Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur
Versorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann über begründetes Ansuchen durch den Ausschuss
gewährt werden. Für die Zusatzpension gelten ausschließ-

lich die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herab-
setzungs- und Befreiungsmöglichkeiten.

(6) Die Umlagenordnung bleibt so lange in Kraft, bis sie durch
eine neue Umlagenordnung ersetzt wird.

Leistungsordnung für das Jahr 2003
der Versorgungseinrichtung der

Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente setzt sich aus der
Grundrente, einem Zuschlag für die während der Zugehörig-
keit als Kammermitglied zur Rechtsanwaltskammer erbrachten
Leistungen an die Versorgungseinrichtung vor Erreichung der
Altersgrenze und einem Zuschlag für die nach Erreichung des
Rentenalters weiterhin als Kammermitglied zur Rechtsanwalts-
kammer erbrachten Leistungen an die Versorgungseinrichtung
zusammen.

(2) Die Grundrente beträgt monatlich brutto E 1.540,66.

(3) Die Zuschläge für die während der Zugehörigkeit als Kammer-
mitglied zur Rechtsanwaltskammer erbrachten Leistungen be-
tragen für jedes vollendete Jahr

a) nach Ablauf der Wartezeit für die Altersrente gem. § 50
Abs 2 Z 2 RAO vor Erreichung der Altersgrenze 1,3% der
Grundrente, und

b) nach Erreichung des Rentenalters 0,5% der Grundrente.

(4) Die Versorgungsrenten werden 14 mal jährlich ausbezahlt,
und zwar in 12 Monatszahlungen und je einer weiteren Zah-
lung im Juli und Dezember. Bei Ableben eines Leistungsemp-
fängers sind jene Sonderzahlungen, die am Tag des Ablebens
noch nicht fällig waren, an die Erben anteilig nach Monaten
(einschließlich Sterbemonat) zur Auszahlung zu bringen.

(5) Der Todfallsbeitrag beträgt für das Jahr 2003 E 10.900,93.

(6) Für Personen, welche auf Grund vor dem 1. 1. 1996 in
Kraft stehender Satzungsbestimmungen Versorgungsleistungen
bezogen, haben wegen des Schlechterstellungsverbotes die
Alters- und Berufungsfähigkeitsrenten mindestens E 2.002,86
brutto und die Witwen- und Vollwaisenrenten 60% bzw. die
Halbwaisenrente 40% hievon zu betragen.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des Kammer-
mitgliedes zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschrie-
benen Beiträgen und erzielten Veranlagungsüberschüssen.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der
Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten
Veranlagungsüberschüssen (§ 4 der Satzung, Teil B). Je nach
Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende Min-
destrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:
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Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr
EURO (ATS)

30 13.081,11 (180.000,–)
31 12.645,07 (174.000,–)
32 12.209,04 (168.000,–)
33 11.773,00 (162.000,–)
34 11.336,96 (156.000,–)
35 10.900,93 (150.000,–)
36 10.464,89 (144.000,–)
37 10.028,85 (138.000,–)
38 9.592,81 (132.000,–)
39 9.156,78 (126.000,–)
40 8.720,74 (120.000,–)
41 8.284,70 (114.000,–)
42 7.848,67 (108.000,–)
43 7.412,63 (102.000,–)
44 6.976,59 ( 96.000,–)
45 6.540,56 ( 90.000,–)
46 6.104,52 ( 84.000,–)
47 5.668,48 ( 78.000,–)
48 5.232,44 ( 72.000,–)
49 4.796,41 ( 66.000,–)
50 4.360,37 ( 60.000,–)
51 3.924,33 ( 54.000,–)
52 3.488,30 ( 48.000,–)
53 3.052,26 ( 42.000,–)
54 2.616,22 ( 36.000,–)
55 2.180,19 ( 30.000,–)
56 1.744,15 ( 24.000,–)
57 1.308,11 ( 18.000,–)
58 872,07 ( 12.000,–)
59 436,04 ( 6.000,–)

(3) Die Witwenrente beträgt 60% der Rente des Kammermitglie-
des, die dieses zum Zeitpunkt seines Ablebens bezogen hat
oder als Aktiver im Falle der Berufungsunfähigkeit bezogen
hätte (§ 3, 4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwenrente nach einem aktiven Kammermitglied
beträgt 60% der Mindestberufsunfähigkeitsrente gem. Abs 2
der Leistungsordnung Zusatzpension (Teil B der Satzung).

(4) Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines Aktiven
der fiktiven Berufsunfähigkeitsrente.

(5) Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammer-
mitgliedes verbuchten Beträge und erzielten Veranlagungs-
überschüsse, mindestens das 10-fache der jährlichen Mindest-
witwenrente (§ 6 der Satzung, Teil B).

(6) Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchs-
tens 50% der auf dem Konto des Kammermitgliedes verbuch-
ten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (§ 7 der Satzung,
Teil B).

(7) Die gem. Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt: Je Ren-
tenbezieher E 10,90 und 0,6% der Rente (zuzüglich Umsatz-
steuer).

(8) Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zah-
lungsterminen der Renten gem. Teil A der Satzung ausbezahlt.

Gemeinsame Bestimmungen

Die Leistungsordnung (Grundrente und Zusatzpension, Teil A und
B der Satzung) bleibt so lange in Kraft, bis sie durch eine neue Leis-
tungsordnung ersetzt wird.

Kammerbeitrag für das Jahr 2003 der
Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

1. Der Kammerbeitrag beträgt E 1.453,46 für den Anwalt und ist
für die bis 30. Juni eingetragenen Anwälte bis 1. Juli, bei spä-
terer Eintragung binnen 8 Tagen nach erfolgter Eintragung zu
entrichten.

2. Bei eingetragenen Rechtsanwaltsgesellschaften ist der Kammer-
beitrag für jeden Anwalt gesondert zu entrichten.

3. Der Kammerbeitrag für Rechtsanwaltsanwärter ist vierteljähr-
lich zu entrichten und zwar:

a) Für den ersten Anwärter E 181,68 je Vierteljahr.

b) Für den zweiten Anwärter E 272,52 je Vierteljahr.

c) Für den dritten und jeden weiteren Anwärter E 363,36 je
Vierteljahr.

Die Vorschreibung der Kammerbeiträge für Rechtsanwaltsanwär-
ter erfolgt zum Ende jedes Kalenderquartales, fällig 30 Tage nach
Einforderung durch die Kammer.

4. Die erhöhte Zahlung für den zweiten und dritten Anwärter ist
dann zu entrichten, wenn im betreffenden Vierteljahr zwei oder
drei Anwärter zu irgendeinem Zeitpunkt gleichzeitig beschäf-
tigt waren. Bei Austritt eines Anwärters und gleichzeitigem oder
späterem Wiedereintritt eines Anwärters im selben Quartal ist
nicht neuerlich der Kammerbeitrag zu entrichten.

5. Für jede Neueintragung eines Rechtsanwaltes oder Rechts-
anwaltsanwärters ist eine Eintragungsgebühr von E 363,36 zu
entrichten.

6. Diese Beitragsordnung gilt auch für niedergelassene Rechts-
anwälte gem. §§ 9ff EuRAG.

Nachdem der Ausschuss ermächtigt wurde, allenfalls für humani-
täre Standeszwecke E 7.300,00 zu verwenden, wurde der Kam-
merausschuss auch ermächtigt, eventuell erforderliche Nachwah-
len der Prüfungskommissäre, sowie für die fachkundigen Laienrich-
ter durchzuführen.

Unter dem Punkt Allfälliges wurde eine Anfrage über Provisions-
zahlungen im Zusammenhang mit dem Abschluss einer Unfallversi-
cherung (HDI) vom Ausschussmitglied Dr. Bertram Grass beantwor-
tet.

Die Vollversammlung wurde um ca. 19.30 geschlossen.
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Wien

Beitragsordnung 2003

§ 1. Kammerbeitrag

1. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, der/die im Sprengel der Rechts-
anwaltskammer Wien in die Liste der Rechtsanwälte eingetra-
gen ist, hat jährlich zu entrichten:

EUR

a) Kanzleiabgabe in der Höhe von 760,–

b) Beitrag

ba) zum Notfall-Fonds e n t f ä l l t
(Der Ausschuß der Rechtsanwaltskammer
Wien wird ermächtigt, die Prämie für die Ver-
trauenschadenversicherung aus den Mitteln
des Notfallsfonds A abzudecken)

bb) zur Prämie für die Unfallversicherung 44,04

bc) zur Prämie für die Haftplichtversicherung in
der Verfahrenshilfe 29,08

2. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, welche/r eine/n
Rechtsanwaltsanwärter/in beschäftigt, hat darüber
hinaus für jedes begonnene Monat, während wel-
chem das Ausbildungsverhältnis zu einem/einer
Rechtsanwaltsanwärter/in aufrecht besteht, einen Zu-
schlag zur Kanzleiabgabe von je 72,68
zu entrichten.

3. Rechtsanwälte/-innen sind im Jahr ihrer ersten Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer Wien
von der Entrichtung der Kanzleiabgabe befreit, soferne sie
nicht vorher in der Liste einer anderen Rechtsanwaltskammer
bereits eingetragen waren.

4. Rechtsanwältinnen sind für die Dauer eines Jahres ab dem der
Geburt ihres Kindes folgenden Monatsersten von der Hälfte der
Kanzleiabgabe befreit.

5. Die in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien eingetragenen
niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte sind von der
Leistung des Kammerbeitrages im Umfang der Punkte 1. lit. b)
bc) und 2. befreit.

§ 2. Festsetzung der Kammerbeiträge

1. Die Vorschreibung der Kammerbeiträge erfolgt durch die nach
der Geschäftsordnung zuständige Abteilung des Ausschusses
mit Bescheid.

2. Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 3. Zahlungstermine

1. Der Kammerbeitrag ist zu je einem Viertel am 1. 3., 1. 6., 1. 9.
und 1. 12. eines jeden Jahres zu leisten.

2. Der Zuschlag zur Kanzleiabgabe für Rechtsanwaltsanwärter/
innen wird für jedes Jahresviertel im letzten Monat desselben
vorgeschrieben und ist 14 Tage nach Zustellung der Vorschrei-
bung fällig.

3. Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fällig-
keit entrichtet werden, sind einzumahnen. Für jede
Mahnung ist dem Beitragsschuldner ein Spesener-
satzbeitrag in Höhe von EUR 18,–
vorzuschreiben.

§ 4. Stundung, Ermäßigung und Abschreibung

1. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien ein-
getragen sind, haben nur den dem Zeitraum ihrer Eintragung
entsprechenden Teil des Kammerbeitrages nach § 1 Zif. 1 zu
bezahlen.

2. Der Kammerbeitrag kann in besonders berücksichtigungswürdi-
gen Einzelfällen, insbesondere im Falle längerer gesundheitli-
cher Behinderung, familiärer oder sonstiger sozialer Notsitua-
tion, durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses gestundet, ermäßigt oder abgeschrieben
werden.
Eine Stundung ist auch bei vorübergehenden Zahlungsschwie-
rigkeiten möglich.

§ 5. Schlußbestimmung

1. Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Beitrags-
ordnung auch für die Folgejahre.

2. Mit der Vollziehung dieser Beitragsordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Wien betraut.

Leistungsordnung 2003

A

Nachstehende Leistungen (Renten) für Anspruchsberechtigte (aus-
genommen die in die Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragenen niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte oder de-
ren Hinterbliebene) nach Maßgabe der Bestimmungen der §§ 47–
54 RAO und nach Maßgabe der jeweils gültigen, von der Plenar-
versammlung beschlossenen Satzung der Versorgungseinrichtung,
Teil A, werden für 2003 wie folgt festgesetzt und 14×p.a., jeweils
am Letzten eines jeden Monates im voraus für den Folgemonat,
zum ersten Mal am Letzten des Monates, in dem der Versorgungs-
fall eintritt, ausgezahlt, die 13. Rente am 31. Mai, die 14. Rente
am 30. November eines jeden Jahres:

EUR
1. Alters- und Berufsunfähigkeitsrente 1.950,–
2. Witwen-/Witwerrente 1.170,–
3. Halbwaisenrente 780,–
4. Vollwaisenrente 1.170,–
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5. Sind nach dem/der Rechtsanwalt/Rechtsanwältin zwei oder
mehr Personen mit Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
vorhanden, so darf die Summe der Leistungen für die An-
spruchsberechtigten nicht höher sein als die Leistung, auf die
der/die Rechtsanwalt/Rechtsanwältin selbst Anspruch hätte.
Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind die Leistungen an die
einzelnen Anspruchsberechtigten verhältnismäßig zu kürzen.

6. Für Sterbefälle ab dem 1. 1. 2003 beträgt der Todfallsbeitrag
EUR 10.900,– abzüglich eines allfälligen Beitragsrückstandes,
mindestens jedoch EUR 2.907,–.

7. Die Mindestansprüche gemäß § 52 Abs. 1 RAO bleiben unbe-
rührt.

B

Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der je-
weils gültigen, von der Vollversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:

1. Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen.

2. Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträ-
gen und erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl. § 4 der Sat-
zung, Teil B).
Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird – Zahlung der
Erstprämie vorausgesetzt – folgende Mindestrente im Falle der
Berufsunfähigkeit grundsätzlich festgelegt:

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

EUR

30 8.720,74
31 8.430,05
32 8.139,36
33 7.848,67
34 7.557,98
35 7.267,29
36 6.976,60
37 6.685,90
38 6.395,21
39 6.104,52
40 5.813,83
41 5.523,14
42 5.232,45
43 4.941,76
44 4.651,07
45 4.360,37
46 4.069,68
47 3.778,99
48 3.488,30

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr
EUR

49 3.197,61
50 2.906,92
51 2.616,23
52 2.325,53
53 2.034,84
54 1.744,15
55 1.453,46
56 1.162,77
57 872,08
58 581,39
59 290,70

Diese Mindest-Berufsunfähigkeitsrente reduziert sich im Falle
einer Ermäßigung des jährlichen Beitrages oder einer Befreiung
im Jahre des Anfallens der Berufsunfähigkeitsrente oder in
einem oder mehreren dem Anfall der Berufsunfähigkeitsrente
vorhergehenden Jahr(en) auf den Prozentsatz der Mindest-
Berufsunfähigkeitsrente, der dem Prozentsatz des durchschnitt-
lich bezahlten Jahresbeitrages im Verhältnis zum Durchschnitt
der nicht ermäßigten Jahresbeiträge entspricht.

3. Die Witwen-/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeit-
punkt seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/
Aktive im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl. §§ 3,
4, 5 der Satzung, Teil B).

4. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.

5. Die Abfindung für den Todesfall beträgt 40% der auf den Kon-
ten des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Bei-
träge und erzielten Veranlagungsüberschüsse, mindestens das
10fache der jährlichen Mindestwitwen-/Witwerrente (gemäß
§ 6 der Satzung, Teil B). Im Falle der Umwandlung der Anwart-
schaft in eine beitragsfrei gestellte Anwartschaft infolge des
Erlöschens oder Ruhens der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34
RAO beträgt die Abfindung 40 % der auf dem Konto des
Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Veranla-
gungsüberschüsse.

6. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwäl-
tin verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (gemäß
§ 7 der Satzung, Teil B).

7. Die gemäß Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:
je Rentenbezieher EUR 10,90 p.a. und 0,6% der Rente (zuzüg-
lich Umsatzsteuer). Die Verwaltungskosten in Höhe von EUR
10,90 werden auf Basis des VPI 96 per 1. 1. eines jeden Jah-
res valorisiert, Ausgangsbasis 1/98.
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Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zahlungs-
terminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausgezahlt.

C

Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der
Satzung) von der Plenarversammlung beschlossen ist, gelten die
Bestimmungen dieser Leistungsordnung auch für die Folgejahre.

Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist der Ausschuß der
Rechtsanwaltskammer Wien betraut.

Umlagenordnung 2003
1. Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung (Sat-

zung der Versorgungseinrichtung, Teil A) werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder, die Mittel der Leistungen
aus der Versorgungseinrichtung (Teil B) durch Beiträge der
Kammermitglieder und Veranlagungsergebnisse aufgebracht.
Jede/r Rechtsanwalt/-anwältin – ausgenommen die in die Liste
der Rechtsanwaltskammer Wien eingetragenen niedergelasse-
nen europäischen Rechtsanwälte hinsichtlich der Umlagen
betreffend Versorgungseinrichtung Teil A – hat für die Versor-
gungseinrichtung folgenden Beitrag für das Jahr 2003 zu zah-
len:

EUR

Versorgungseinrichtung – Teil A:

a) Rechtsanwälte/innen, die bis zum 31.12. des
Vorjahres das 32. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, 2.180,–

b) Rechtsanwälte/innen, die erstmals nach Voll-
endung ihres 50. Lebensjahres eingetragen wor-
den sind, wenn diese Eintragung nach dem
1. 1. 1974 erfolgt 5.200,–

c) Rechtsanwälte/innen, die am 1. 1. des Beitrags-
jahres das 65. Lebensjahr vollendet haben und
deren Wartezeit gemäß § 50 Abs. 2 lit a) und
b) RAO zu diesem Zeitpunkt bereits verstrichen
war, 72,–

d) alle übrigen Rechtsanwälte/innen 4.830,–

Versorgungseinrichtung – Teil B:

e) Der Beitrag beträgt 3.130,–

f) Der ermäßigte Beitrag gemäß § 12 (4) der Sat-
zungen (Teil B) beträgt 1.252,–

Alle Anwartschaftsberechtigten, welche für die Jahre 1998 bis
2002 um eine Befreiung von der Beitragsleistung für die Zusatz-
pension oder um eine Ermäßigung der Beiträge angesucht haben,
können innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten der neuen
Satzung beantragen, daß eine Nachzahlung des Differenzbetra-
ges zur vollen Beitragshöhe bis Ende 2003 bewilligt wird.

Von den Beiträgen gemäß lit e) und f) werden 2003 Verwaltungs-
kosten in der Höhe von EUR 24,35 pro Rechtsanwalt/Rechts-
anwältin p.a. und 0,6% des Beitrages (zuzüglich Umsatzsteuer) in
Abzug gebracht. Die Verwaltungskosten in Höhe von EUR 24,35
werden auf Basis des VPI 96 per 1. 1. eines jeden Jahres valori-
siert, Ausgangsbasis 1/98. Vor der Gutschrift auf dem Pensions-
konto werden die Prämien für die Berufsunfähigkeits- und die Hin-
terbliebenenversicherung gemäß Geschäftsplan in Abzug ge-
bracht.
2. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-

tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragen sind, haben nur für den Zeitraum ihrer Eintragung ent-
sprechenden Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung zu
bezahlen. Für den Fall der Eintragung bis einschließlich 15.
eines Kalendermonates ist der gesamte auf ein Monat entfal-
lende Beitrag zu entrichten. Rechtsanwälte/innen, die während
des Kalenderjahres die Pensionsgrenze erreichen, haben
ebenso nur den auf den Zeitraum vor Erreichung des Pensions-
anspruches entfallenden Teil des Beitrages zur Versorgungsein-
richtung zu bezahlen. Für den Fall der Vollendung des 65. Le-
bensjahres bzw. des Erlöschens oder Ruhens der Rechtsanwalt-
schaft nach dem 15. eines Kalendermonates ist der gesamte auf
ein Monat entfallende Beitrag zu entrichten.

3. Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung
erfolgt durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige
Abteilung des Ausschusses mit Bescheid. Die Beiträge sind in
vier gleichen Teilbeträgen zu entrichten, und zwar je am 1. 3.,
1. 6., 1. 9. und 1. 12. 2003.
Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

4. Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fälligkeit entrich-
tet werden, sind einzumahnen. Für jede Mahnung ist dem Bei-
tragsschuldner ein Spesenersatzbeitrag in Höhe von EUR 18,–
vorzuschreiben.

5. Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Versor-
gungseinrichtung (Teil A) ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann in besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen, ins-
besondere bei längerer gesundheitlicher Behinderung, sowie
bei Vorliegen familiärer oder sonstiger sozialer Notsituationen,
durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abteilung
des Ausschusses gewährt werden. Eine Stundung ist auch bei
vorübergehenden Zahlungsschwierigkeiten möglich.
Für den Teil B der Versorgungseinrichtung gelten ausschließlich
die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herabsetzungs-
und Befreiungsmöglichkeiten.

6. Solange keine neue Umlagenordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Umlagen-
ordnung auch für die Folgejahre.

7. Mit der Vollziehung dieser Umlagenordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Wien betraut.
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. HEINDL Roland,
7400 Oberwart, Schulgasse 11,
Tel. 03352/321 91,
Telefax 03352/321 91-14,
e-mail: ochsenhofer-heindl@aon.at,
per 21. 5. 2002

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. FUNDER Gernot,
9330 Althofen, Perkonigstraße 21,
Tel. 04262/270 38,
Telefax 04262/270 40,
per 1. 5. 2002

MMag. SUNDSTRÖM Vera,
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraße 5,
Tel. 0463/541 46,
Telefax 0463/541 46-15,
e-mail: office@vergabeexperten.at,
per 15. 5. 2002

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. WOSCHANK Günther,
bei RA Dr. Günther Fornara, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Dr. HANDL Herbert,
2700 Wiener Neustadt,
Domplatz 16/2,
Tel. 02622/870 00,
Telefax 02622/872 00,
per 6. 5. 2002

Mag. STEININGER Michael,
3100 St. Pölten, Schießstattring 35,
Tel. 02742/737 20,
Telefax 02742/737 20-33,
per 1. 6. 2002

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA MMag. SOMMER Michael,
bei RA Mag. Maximilian Kocher

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Dr. BARTH Peter,
bei RA Dr. Gabriele Schubert

RiAA Mag. NEUBAUER Bettina,
bei RA Dr. Ingo Schreiber

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GRÄF Hartmut,
4043 Linz, Schablederweg 96/1,
Tel. 0732/71 44 32,
Telefax 0732/71 44 32-22,
e-mail: ra.graef@utanet.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 29. 4. 2002

Mag. PRIMETSHOFER Rupert,
4020 Linz, Graben 28,
Tel. 0732/77 26 00,
Telefax 0732/77 26 00-24,
e-mail:
klepp.noebauer.hintringer@magnet.at,
per 2. 5. 2002

Kanzleisitzverlegungen

Dr. BLECKENWEGNER Christoph,
5270 Mauerkirchen, Untermarkt 7,
Tel. 07724/39 00,
Telefax 07724/39 00-14,
per 1. 5. 2002

Dr. DOBRETSBERGER Günther,
Dr. STEININGER Martin,

4020 Linz, Starhembergstraße 58,
Tel. 0732/77 31 74,
Telefax 0732/77 31 74-20,
per 1. 5. 2002

Mag. FUCHS Klaus,
4040 Linz, Im Neubruch 6,
Tel. 0732/70 07 25-0,
Telefax 0732/70 07 25-55,
per 1. 5. 2002

Dr. KRAINZ Helfried,
4020 Linz, Gesellenhausstraße 15/I,
Tel. 0732/77 51 59,
Telefax 0732/77 51 59-15,
per 1. 5. 2002

Dr. MANDL Karl,
4950 Altheim, Wiesnerstraße 2,
Tel. 07723/411 41,
Telefax 07723/411 41-14,
per 1. 5. 2002

Ableben

Dr. WILDMOSER Reinhard,
4020 Linz,
verstorben am 26. 4. 2002
mStV Dr. Gerhard Rothner,
4020 Linz

Beschluss

Die mit Beschluss des Disziplinarrates
vom 14. 5. 2001 erstmals über Herrn
Dr. KRAINZ Helfried, RA in 4020 Linz,
Landstraße 57, verhängte einstweilige
Maßnahme der vorläufigen Untersagung
der Ausübung der Rechtsanwaltschaft
(§ 19 Abs 3 Z 1 lit d DSt), verlängert mit
Beschluss des Disziplinarrates vom 6. 11.
2001 gemäß § 19 Abs 4 DSt, wurde mit
Beschluss des Disziplinarrates vom 29. 4.
2002 gemäß § 19 Abs 4 DSt wiederum
auf vorläufig unbestimmte Zeit, höchstens
jedoch auf weitere sechs Monate, verlän-
gert.
Die Bestellung des mittlerweiligen Stell-
vertreters Dr. Christian Ransmayr, RA in
4020 Linz, Huemerstraße 1/Kaplanhof-
straße 2, bleibt aufrecht.

Salzburg
Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. GÖTZL Philipp,
5020 Salzburg,
Ernest-Thun-Straße 12,
Tel. 0662/87 61 57,
Telefax 0662/87 61 58-22,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 30. 4. 2002
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Kanzleisitzverlegungen

Dr. FISCHER Herbert L.,
5020 Salzburg, Sterneckstraße 55/5,
Tel. 0662/63 60 36,
Telefax 0662/63 60 36-36,
per 23. 5. 2002

Dr. JOKESCH Manfred,
5020 Salzburg,
Georg-Kropp-Straße 12,
Tel. 0662/84 21 24,
Telefax 0662/84 00 81,
per 31. 5. 2002

Dr. KÖNIG Andrea,
5020 Salzburg,
Otto-Pflanzl-Straße 11,
Tel. 0662/66 17 73,
Telefax 0662/66 17 73-15,
per 21. 5. 2002

Dr. PITTER Georg,
5700 Zell/See, Anton Wallner Str. 7,
Tel. 06542/73 3 78,
Telefax 06542/733 78-7,
per 2. 5. 2002

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. BACHLER-STADLAUER Edith,
8960 Öblarn, Öblarn 11,
Tel. 03684/305 70,
Telefax 03684/305 72,
e-mail: ra.bachler@utanet.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 2. 5. 2002

Mag. FILZMAIER Friedrich,
8010 Graz, Herrengasse 22,
Tel. 0316/82 02 02,
Telefax 0316/82 02 02-20,
e-mail: office@mekf.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 6. 2002

Mag. HACKER Christian August,
8010 Graz, Hauptplatz 14,
Tel. 0316/81 39 73,
Telefax 0316/84 77 97,
e-mail: hacker@cortolezis.com,

korrespondiert in englischer und fran-
zösischer Sprache,
per 4. 5. 2002

Dr. NAUTA Walther,
8010 Graz, Hilmgasse 10,
Tel. 0316/36 47-0,
Telefax 0316/36 47-58,
e-mail: nauta@court.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 2. 5. 2002

Mag. PANHOLZER Patrick,
8010 Graz, Einspinnergasse 3,
Tel. 0316/83 24 60,
Telefax 0316/83 24 60-10,
e-mail: scherbaum@law-4u.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 6. 2002

Mag. PANY Eva,
8430 Leibnitz, Kadagasse 15,
Tel. 03452/833 35,
Telefax 03452/833 35-23,
e-mail:
rechtsanwalts-oeg.leibnitz@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 4. 5. 2002

Mag. SCHMIDT Gabriele,
8010 Graz, Friedrichgasse 6/III,
Tel. 0316/82 35 00,
Telefax 0316/82 35 00-85,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 5. 2002

Kanzleisitzverlegungen

Dr. HOFMANN Hanno,
8010 Graz, Herrengasse 28,
Tel. 0316/83 75 08,
Telefax 0316/83 75 08-88,
per 1. 5. 2002

Mag. LIENHART Herbert,
Dr. VENUS Helmut,

8280 Fürstenfeld, Augustinerplatz 7,
Tel. 03382/557 55,
Telefax 03382/557 55-4,
per 13. 5. 2002

Verzicht

Dr. LIST Josef,
8010 Graz,

per 30. 4. 2002
mStV Dr. Guido Lindner,
8010 Graz

Mag. RIESEMANN Brigitte,
8020 Graz,
per 31. 5. 2002
mStV Mag. Klaus Zotter,
8020 Graz

Dr. SCHLOSSAR Arne R.,
8330 Feldbach,
per 31. 5. 2002
mStV Mag. Michael Berghofer,
8020 Graz

Ableben

Dr. BENISCHKE Hans-Peter,
8010 Graz,
verstorben am 4. 2. 2002
mStV Dr. Edwin A. Payr,
8010 Graz

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Ableben

Dr. RITTLER Christoph,
6020 Innsbruck,
verstorben am 14. 4. 2002
mStV Dr. Paul Bauer,
6020 Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. Dr. ETTEFAGH Surena,
6800 Feldkirch, Johannitergasse 6,
Tel. 05522/386 00,
Telefax 05522/386 00-6,
e-mail: office@kanzlei-hopp.at,
korrespondiert in englischer und
persischer Sprache,
per 16. 5. 2002

Verzicht

Dr. FULTERER Gerhard,
6850 Dornbirn,
per 30. 4. 2002
mStV Dr. Egbert Waibel,
6850 Dornbirn
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Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. DIETRICH Otto jun,
1010 Wien, Operngasse 6,
Tel. 01/512 49 97,
Telefax 01/513 86 56,
e-mail: otto.dietrich@aon.at,
korrespondiert in englischer und
spanischer Sprache,
per 22. 4. 2002

Mag. EBNER Martin,
1014 Wien, Tuchlauben 17,
Tel. 01/534 37-193,
Telefax 01/534 37-6193,
e-mail: m.ebner@schoenherr.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 22. 4. 2002

Dr. GRIFKOVSKY Tanja,
1010 Wien, Falkestraße 6,
Tel. 01/512 47 99,
Telefax 01/513 40 64,
e-mail: falke@falke.at
korrespondiert in englischer Sprache,
per 7. 5. 2002

Dr. JERGITSCH Friedrich,
1010 Wien, Seilergasse 16,
Tel. 01/515 15-0,
Telefax 01/512 63 94,
e-mail:
friedrich.jergitsch@freshfields.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 22. 4. 2002

Dr. KRAL Johann,
1040 Wien,
Graf Starhemberggasse 39/15,
Tel. 0664/325 94 28,
Telefax 01/202 70 89,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 22. 4. 2002

Mag. PRÜFLING Angelika,
1120 Wien,
Schönbrunner Schloßstraße 46/19,
Tel. 01/813 54 11, 813 54 95,
Telefax 01/813 54 11-6,
e-mail: kanzlei.pruefling@gmx.net,
per 22. 4. 2002

Mag. REBERNIG Wolfgang,
1220 Wien,
Rudolf-Hausner-Gasse 6, 1. Stock,
Tel. 01/734 92-3330,
Telefax 01/734 92-31,
e-mail: wolfgang.rebernig@wr66.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 4. 2002

Mag. TAUTSCHER Katja,
1010 Wien, Schubertring 6,
Tel. 01/515 10-0,
Telefax 01/515 10-2517,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 22. 4. 2002

Dr. WEINBERGER Renate,
1010 Wien,
Stock im Eisen-Platz 3/29,
Tel. 01/512 53 51,
Telefax 01/512 53 51-33,
korrespondiert in englischer, spani-
scher und portugiesischer Sprache,
per 22. 4. 2002

Dr. WINISCHHOFER Thomas,
1010 Wien, Falkestraße 6,
Tel. 01/512 47 99,
Telefax 01/513 40 64,
korrespondiert in englischer
und schwedischer Sprache,
per 22. 4. 2002

Kanzleisitzverlegungen

Dr. BLASCHITZ Wolfgang,
1070 Wien, Neustiftgasse 3/3,
Tel. 01/524 70 81,
Telefax 01/524 70 81-20,
per 30. 4. 2002

Mag. BÜRSTMAYR Georg,
1090 Wien, Hahngasse 25/5,
Tel. 01/319 25 25,
Telefax 01/319 65 91,
per 1. 5. 2002

DDr. FREISSMUTH Wolf,
1010 Wien, Naglergasse 25/5,
Tel. 01/513 32 10,
Telefax 01/513 32 10-10,
per 23. 5. 2002

Dr. GEISSLER Hermann,
1010 Wien, Ballgasse 6,
Tel. 01/513 28 51,
Telefax 01/513 28 51-15,
per 22. 5. 2002

Mag. HOLZER Herwig,
1180 Wien, Theresiengasse 17/1,
Tel. 01/484 74 84,
Telefax 01/484 74 84-18,
per 1. 5. 2002

Dr. HORNY Rudolfine,
1130 Wien, Fasangartengasse 35,
Tel. 01/802 22 91,
Telefax 01/802 22 91-14,
per 1. 5. 2002

Mag. KEIDER Klaus,
1030 Wien, Esteplatz 4,
Tel. 01/512 09 30,
Telefax 01/512 09 30-93,
per 29. 4. 2002

Dr. MARGULA Ladislav,
1050 Wien,
Schönbrunner Straße 99/1,
Tel. 01/513 11 65,
Telefax 01/513 28 72,
per 1. 5. 2002

Dr. OPPOLZER Clemens,
1010 Wien, Kantgasse 3,
Tel. 01/512 85 81,
Telefax 01/512 85 81-8,
per 1. 5. 2002

Mag. RATHKOLB Gregor Olivier,
1010 Wien, Himmelpfortgasse 20,
Tel. 01/513 24 00,
Telefax 01/513 24 00-30,
per 15. 5. 2002

Mag. REIBENWEIN Wolfgang,
1010 Wien, Stadiongasse 4,
Tel. 01/406 16 35,
Telefax 01/408 64 30,
per 1. 5. 2002

Dr. RIEHS-HILBERT Sabine,
1070 Wien, Neubaugasse 8/II/EG,
Tel. 01/908 19 08,
Telefax 01/908 19 08-20,
per 7. 5. 2002
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Dr. ROM Dietmar,
1010 Wien, Biberstraße 3/5 A,
Tel. 01/512 61 14-14,
Telefax 01/512 61 14-49,
per 21. 5. 2002

Dr. SCHULZ Friedrich,
1010 Wien,
Stock im Eisen-Platz 3/3/29,
Tel. 01/512 53 51,
Telefax 01/512 53 51-33,
per 2. 5. 2002

Dr. WEICHSELBAUM Gunther,
1010 Wien, Kohlmarkt 1,
Tel. 01/533 99 03, 533 99 04,
Telefax 01/535 63 37,
per 1. 5. 2002

Dr. WESSELY Karin,
1050 Wien,
Reinprechtsdorferstraße 62/7,
Tel. 01/548 42 24,
Telefax 01/548 42 24-24,
per 1. 5. 2002

Dr. WINTERSBERGER Karin,
1090 Wien,
Maria-Theresien-Straße 9,
Tel. 01/319 32 60,
Telefax 01/319 32 60-9,
per 1. 5. 2002

Namensänderung

Dr. HILBERT Sabine
nunmehr verehelicht
RIEHS-HILBERT

Verzicht

Dr. TUMA Otto,
1030 Wien,
per 31. 3. 2002
mStV Mag. Gregor Olivier Rathkolb,
1010 Wien

Beschlüsse

Die mittlerweilige Stellvertretung für em
RA Dr. FUCIK Ingeborg, szt 1020 Wien,
Untere Augartenstr. 26, (GZ 5808/99),
wird über begründeten Antrag des bis-
herigen mStvs, Dr. Othmar Slunsky, RA,
1010 Wien, Schottenring 28, Stg 1, für
beendet erklärt. Es wird ihm jedoch

die Auflage erteilt, die Akten des em.
RA Dr. Ingeborg Fucik weiterhin aufzube-
wahren.
Die mittlerweilige Stellvertretung für em.
RA Dr. PULETZ Andreas, szt 1010 Wien,
Reischachstraße 3, (GZ 1244/93), wird
über begründeten Antrag des bisheri-
gen mStvs, Mag. Gerhard Bauer, RA,
1010 Wien, Mahlerstraße 7, für beendet
erklärt. Es wird ihm jedoch die Auflage
erteilt, die Akten des em. RA Dr. Andreas
Puletz weiterhin aufzubewahren.

Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

KATCZ Georg, Rechtsanwalt
(RAK Frankfurt/Main),
1010 Wien, Kohlmarkt 4,
Tel. 01/533 67 19,
Telefax 01/535 61 78,
per 1. 5. 2002

Dkfm. KREMPL Thomas, Rechtsanwalt
(RAK OLG-Bezirk München),

Dr. SCHÜPPEN Matthias, Rechtsanwalt
(RAK OLG-Bezirk München),
1220 Wien, ARES Tower,
Donau-City-Straße 11,
Tel. 01/260 50-0,
Telefax 01/260 50-133,
per 24. 5. 2002

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. Dr. BERGER Othmar,
bei RA Dr. Rudolf Lessiak

RAA Mag. CHARVAT Robert,
bei RA Dr. Andreas Doschek

RAA Mag. FRIIS Roland,
bei RA Dr. Ulrike Bauer

RAA Mag. GARTNER Julia,
bei RA Mag. Dr. Stefan Eder

RAA Mag. HASCHKE Pia,
bei RA Mag. Simone Liebmann-Slatin

RAA Mag. HEHER Heinz,
bei RA Mag. Markus Stender

RAA Mag. HOLZTRATTNER Lisa,
bei RA Mag. Edgar Zrzavy

RAA Dr. KEFERBÖCK Klemens,
bei RA Dr. Paul Luiki

RAA Dr. KOZUBEK Paul,
bei RA Dr. Rainer Herzig

RAA Mag. KUEN Michael,
bei RA Mag. Ivo Deskovic

RAA Mag. Dr. LIST Wolfgang,
bei RA Univ.-Doz. Dr. Stefan Weber

RAA Mag. PESENDORFER Ulrich,
bei RA Dr. Wolfgang Ulm

RAA Mag. PILS Ulla,
bei RA Mag. Dr. Ingrid Weber

RAA Dr. REISINGER Roswitha,
bei RA Mag. Simone Demmel

RAA Mag. RIEDLE Brigitte,
bei RA Mag. Simone Demmel

RAA Mag. SAKOWITSCH Katja,
bei RA Dr. Christopher Stippl

RAA Mag. SCHACHNER Matthias,
bei RA Dr. Andreas Luks

RAA Mag. SCHREY Petra,
bei RA Mag. Dietmar Huemer

RAA MMag. SCHRÖCKENFUCHS Harald,
bei RA Dr. Georg Florian Kremslehner

RAA Mag. STEINWENDER Klaus,
bei RA Dr. Christian Nordberg

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. HEINDL Lucie,
bei RA Dr. Bernhard Weissborn

RiAA Dr. POLLAK Andreas,
bei RA Dr. Heinz-Peter Wachter

RiAA Dr. SETZ Daniela,
bei RA Mag. Dr. Rudolf Gürtler

Fehlerberichtigung
AnwBl 2002, 321

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. KEHRER Alexandra,
bei RA Dr. Ludwig Beurte, Linz

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

02/105 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 170710/13-II/B/7/01
3. Novelle zur Führerscheingesetz-Gesundheitsverord-
nung (FSG-GV)
Referent: Mag. Manfred Sommerbauer, RAK Nieder-
österreich
Stellungnahme abgegeben am: 27. 5. 2002

02/106 Bundesministerium für Finanzen
Entwurf eines Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und Bolivarischen Republik Venezuela zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der
Steuerumgehung und Steuerhinterziehung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/107 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 4122/13-IV/4/02
Entwurf eines Doppelbesteuerungsabkommens zwischen
Österreich und Rumänien; vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

02/108 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
GZ 62 3515/2-VI/2/02
Verordnung über die Abfallvermeidung, Sammlung und
Behandlung von Altfahrzeugen (Altfahrzeugverordnung)
Referent: Dr. Bernhard Hüttler, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 23. 5. 2002

02/112 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.301/94-VII/D/2/2002
Entwurf der Änderung der Studienstandortsverordnung
der Universität Graz (Umwandlung der Studienrichtung
Volkswirtschaftslehre in Form eines Bakkalaureats- und
eines darauf aufbauenden Magisterstudiums); verein-
fachtes Begutachtungsverfahren

02/113 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
GZ 57 4305/05-V/7/02
Entwurf des Strahlenschutz-EU-Anpassungsgesetzes; ver-
einfachtes Begutachtungsverfahren

02/114 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.301/93-VII/D/2/2002
Universität Innsbruck, Geisteswissenschaftliche Fakultät,
Entwurf einer Verordnung, mit der die Studienrichtung

„Volkskunde“ in Form eines Bakkalaureatsstudiums und
eines darauf aufbauenden Magisterstudiums angeboten
wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/117 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.119/25-1/02 (21.135/7-3/02)
60. Novelle ASVG, 27. Novelle GSVG, 26. Novelle
BSVG, 30. Novelle B-KUVG, 11. Novelle NVG
Referent: Dr. Georg Grießer, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 22. 5. 2002

02/119 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 13.861/1-Z/A/9/2002
Entwurf einer Verordnung, mit der die Verordnung über
die Lehrpläne für die Handelsakademie und die Handels-
schule geändert wird; vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren

02/120 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.308/58-VII/D/2/2002
Verordnung über den akademischen Grad „LL.M. Infor-
mationsrecht und Rechtsinformation“
Referent: Dr. Elisabeth Scheuba, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 22. 5. 2002

02/121 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 551.355/11-IV/2/02
Energie-Regulierungsbehördengesetz; Entwurf einer No-
velle zu § 16 (Verfassungsbestimmung)
Referent: Dr. Robert Schneider, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 21. 5. 2002

02/122 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.145/15-3/02
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bauern-
Sozialversicherungsgesetz geändert wird; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

02/124 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technolo-
gie
GZ 170028/1-II/B/7/02
Bundesgesetz, mit dem das KFG 1967 (22. KFG-No-
velle) und die 4. KFG-Novelle geändert werden
Referent: Mag. Manfred Sommerbauer, RAK Nieder-
österreich
Stellungnahme abgegeben am: 13. 6. 2002

02/125 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 452.001/17-X/1/02
Bundesgesetz, mit dem das AZG, das Krankenanstalten-
AZG und das Bäckereiarbeitergesetz 1996 geändert
werden und das Bundesgesetz über die Nachtarbeit der
Frauen aufgehoben wird (EU-Nachtarbeits-Anpassungs-
gesetz)
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Referent: Dr. Georg Grießer, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 22. 5. 2002

02/126 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.301/104-VII/D/2/2002
Universität Salzburg, Geisteswissenschaftliche Fakultät,
Entwurf einer Verordnung, mit der die Studienrichtung
„Klassische Philologie – Griechisch“ und „Klassische Phi-
lologie – Latein“ in Form eines Bakkalaureatsstudiums
und eines darauf aufbauenden Magisterstudiums ange-
boten wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/127 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/174-VII/D/2/2002
Donau-Universität Krems, Verordnung über den akademi-
schen Grad „Master of Advanced Studies (Neurorehabi-
litation)“; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/128 Bundesministerium für öffentliche Leistung und Sport
Entwurf einer Änderung des Bundes-Sportförderungs-
gesetzes; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/129 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.308/54-VII/D/2/2002
Universität Salzburg, Entwurf einer Verordnung über den
akademischen Grad „Master of Business Law“
Referent: Dr. Elisabeth Scheuba, RA in Wien

02/131 Bundeskanzleramt
GZ 660.102/005-V/1/2002
Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz
und das Rechts-Überleitungsgesetz geändert, ein Bundes-
gesetz über das Bundesgesetzblatt 2003 erlassen, das
Verlautbarungsgesetz 1985 und das Verfassungsge-
richtshofgesetz 1953 geändert und einige Bundesverfas-
sungsgesetze und in Bundesgesetzen enthaltene Verfas-
sungsbestimmungen geändert oder aufgehoben werden
Referent: Dr. Georg Fialka, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 11. 6. 2002

02/132 Bundesministerium für Finanzen
GZ 12 0630/56-I/12/02
Bundesgesetz, mit dem die Austria Wirtschaftsservice
Gesellschaft mit beschränkter Haftung errichtet wird und
das ERP-Fonds-Gesetz, das Bundesgesetz über beson-
dere Förderungen von kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU-Förderungsgesetz), das Bundesgesetz betref-
fend die Erleichterung der Finanzierung von Unterneh-
mungen durch Garantien der Finanzierungsgarantie-
Gesellschaft m.b.H. mit Haftungen des Bundes (Garan-
tiegesetz 1977), das Bundesgesetz über die Errichtung
einer Innovationsagentur und das Bundesgesetz betref-
fend die Arbeitsmarktförderung (AMFG) geändert wer-
den (Austria Wirtschaftsförderung-Gesetz); vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

02/134 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 33.300/16-I/8/02
Abfallverbrennung-Sammelverordnung; vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren

02/135 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 170706/1-II/B/7/02
7. Novelle zum Führerscheingesetz (Anm: Einführung der
Berechtigung, Fahrzeuge der Unterklasse D1 mit einer
Lenkberechtigung der Klasse B zu lenken); vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

02/137 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.301/124-VII/D/2/2002
Universität Wien, Fakultät für Human- und Sozialwissen-
schaften, Entwurf einer Verordnung, mit der die Studien-
richtung Sportwissenschaften in der Form dreier Bakka-
laureatsstudien und eines Magisterstudiums angeboten
wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/142 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
Zl 12.404/1-I 2/02
Entwurf einer Verordnung gemäß § 17 des Pflanzen-
schutzmittelgesetzes 1997 über ein Verbot des Inverkehr-
bringens von Pflanzenschutzmitteln, die bestimmte Wirk-
stoffe enthalten; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/143 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.119/32-1/02
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem der Ausgleichs-
fonds der Krankenversicherungsträger neu geordnet
wird;
Referent: Dr. Georg Grießer, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 17. 6. 2002

02/145 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/113-VII/D/2/2002
Donau-Universität Krems, Universitätslehrgang „Sozial-
therapie – Schwerpunkt Sucht“, Entwurf einer Verord-
nung über den akademischen Grad „Master of Science
(M.S.)“; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

02/148 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.305/71-VII/D/2/2002
Schulerhalteverein Benediktinerstift Admont, Verordnung
über die Verleihung der Bezeichnung „Lehrgang universi-
tären Charakters“ und über die Schaffung der Bezeich-
nung „Akademische Betriebsassistentin“ und „Akademi-
scher Betriebsassistent“; vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren
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Niederösterreich
Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer
NÖ vom 11. 4. 2002

Die ordentliche Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer Nie-
derösterreich fand am 11. 4. 2002 in den Räumlichkeiten der
Sparkasse NÖ West Mitte AG in St. Pölten statt. Bei der Vollver-
sammlung waren 68 von 333 eingetragenen Rechtsanwälten an-
wesend.

Der Präsident gedenkt der seit der letzten Vollversammlung verstor-
benen Mitglieder.

Beschlossen wurden die Änderung der §§ 29 Abs 1 und 2, 32
Abs 5 der GeO RAK, die Leistungsordnung Teil A, B und C für
2003, die Beitragsordnung für 2003, die Umlagenordnung Teil A,
B und C für 2003 und die Ergänzung der Umlagenordnung Teil A,
B und C für 2002. Entsprechend dem Wahlvorschlag wurden ge-
wählt Herr Dr. Jörg Beirer zum Präsidenten der Rechtsanwaltskam-
mer NÖ, zu Ausschussmitgliedern wurden gewählt die Herren
Dr. Anton Bauer, Dr. Rudolf Beck, Mag. Manfred Sommerbauer,
Dr. Werner Stolarz und für die restliche Funktionsdauer des Herrn
Dr. Karl Claus Herr Dr. Werner Paulinz.

Zum Präsidenten des Disziplinarrates wurde Frau Dr. Heide
Strauss gewählt.

Zu Mitgliedern des Disziplinarrates wurden Dr. Franz Amler,
Dr. Gunther Bast, Dr. Herbert Handl, Dr. Oswin Lukesch, Dr. Franz
A. Müller, Dr. Karl Prisching, Mag. Gerald Gerstacker, Dr. Hans-
Jörg Schachner, Dr. Walter Schuhmeister, Dr. Gernot Kersch-
hackel, Dr. Alois Autherith, Dr. Günther Csar, Dr. Reinhart Kolarz,
Dr. Gerda Mahler-Hutter, Dr. Martin Neid, Dr. Wolfgang Raming,
Dr. Josef Sailer, Dr. Martin Schober, Dr. Reinhard Schuster und
Dr. Andreas Wippel gewählt.

Zum Kammeranwalt wurde Herr Dr. Hans Kaska und zu dessen
Stellvertretern wurden die Herren Dr. Peter Eigenthaler und Dr. Fer-
dinand Weber gewählt.

Zum Laienrichtern nach dem ASGG wurde gewählt für das Arbeits-
und Sozialgericht Korneuburg Herr Dr. Manfred Dimmy.

Der Antrag des Ausschusses über die Einrichtung eines Schiedsge-
richtes und eines Schlichtungs- und Mediationszentrums der Rechts-
anwaltskammer NÖ wurde einstimmig angenommen.

Ebenfalls einstimmig angenommen wurden der Rechnungsab-
schluss 2001, der Voranschlag 2003 und das Nachtragsbudget
2002. Dr. Michael Schwarz hat in Vertretung der Rechnungsprüfer
berichtet, dass die Buchhaltung ordnungsgemäß und die Verwal-
tung sparsam im Berichtszeitraum 2001 geführt wurde. Es wurde
dem Ausschuss daher einstimmig über Antrag des Rechnungs-
prüfers die Entlastung erteilt.

Im Anschluss an die Vollversammlung lud die Sparkasse NÖ West
Mitte AG die anwesenden Kollegen zu einem Buffet ein.

Steiermark
Ordentliche Plenarversammlung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
vom 22. 5. 2002

In der Plenarversammlung wurde Herr Kollege Dr. Armin
Haidacher für sein jahrzehntelanges vorbildliches Wirken im An-
waltsstand sowie für die Allgemeinheit mit dem Ehrenzeichen der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer ausgezeichnet.

Von links nach rechts: Präsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
Dr. Guido Held, RA Dr. Armin Haidacher, Präsident des Disziplinarrates
Dr. Peter Primus

Nachstehende Anträge des Ausschusses der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer wurden beschlossen:

1. Die Beitragsordnung für den Kammerbeitrag, Notfallsfonds und
Beitrag für das Bundespflegegeld der Steiermärkischen Rechts-
anwaltskammer (siehe Beilage).

2. Der Ausschuss wurde ermächtigt, ein Schiedsgericht und ein
Schiedszentrum bei der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer zu
errichten.

3. Der Ausschuss wurde ermächtigt, ein Schlichtungs- und Media-
tionszentrum bei der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer zu
errichten.

Alle diese Beschlüsse wurden mit den erforderlichen Mehrheiten
gefasst.

Kammerkassier Mag. Helmut Schmid erstattet den Bericht über die
Kammerrechnung 2001 und über die Gebarung der Versorgungs-
einrichtung. Die Genehmigung und die Entlastung für die Kammer-
rechnung und Gebarung der Versorgungseinrichtung 2001 wird
dem Kammerkassier mit einer Stimmenthaltung und einer Gegen-
stimme erteilt.

Entsprechend dem Wahlvorschlag wurden folgende Kollegen in-
folge Ablaufs der Funktionsperiode bzw. Rücklegung der Funktion
neu- bzw. wieder gewählt.
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Mitglieder des Disziplinarrates: Dr. Rudolf Hammer (Neuwahl),
Dr. Christoph Orgler (Neuwahl), Dr. Martin Piaty (Wiederwahl),
Dr. Alois Siegl (Wiederwahl), Dr. Sonja Jutta Sturm-Wedenig
(Wiederwahl). Alle Gewählten nehmen die Wahl an.
Dr. Held trägt den Geschäftsbericht des Ausschusses vor und
berichtet über die Arbeit im ÖRAK.
Breiten Raum nimmt die Darstellung der Ergebnisse der Beratungen
im Arbeitskreis für Wirtschaftsfragen für eine Neuordnung der
Versorgungseinrichtung ein, wobei weitere Informationsveranstal-
tungen sowie Expertengespräche geplant werden.
Präsident Dr. Held dankt den Kolleginnen und Kollegen für Ihre
Anwesenheit und allen Funktionären für ihre Mitarbeit seit der letz-
ten Plenarversammlung.

Vorarlberg
Ordentliche Plenarversammlung der
Vorarlberger Rechtsanwaltskammer vom
16. 5. 2002 in Feldkirch (Schattenburg)

An der ordentlichen Plenarversammlung der Vorarlberger Rechts-
anwaltskammer vom 16. 5. 2002, 17.00 Uhr, nahmen 68 Rechts-
anwälte teil. Nach der Begrüßung des Präsidenten folgte ein Refe-
rat des Herrn Franz Walter Pagler, welcher von sämtlichen österr
Rechtsanwaltskammern mit der Erstellung eines versicherungs-
mathematischen Gutachtes beauftragt wurde, über die Situation
der Versorgungseinrichtung Teil A. Sein Referat über seine Untersu-
chungen zur Alterspyramide sollte in weiterer Folge als Grundlage
für die Entscheidung dienen, in welcher Höhe die Beiträge, die
Leistungen und Rücklagen festzusetzen sind. Nach dem sehr infor-
mativen Referat stellte der Präsident die Beschlussfähigkeit fest.
Es folgte die einstimmige Genehmigung des letztjährigen Proto-
kolls.
Der Tätigkeitsbericht des Präsidenten Dr. Sepp Manhart gab eine
informative Übersicht über die abgelaufene Periode. Die anschlie-
ßenden Berichte des Vizepräsidenten des Disziplinarrates
Dr. Armin Bonner sowie des Referenten für Aus- und Fortbildung
Dr. Christian Hopp wurden zustimmend zur Kenntnis genommen.
Nach Bericht der Vizepräsidentin Dr. Birgitt Breinbauer über den
Rechnungsabschluss 2001, folgte der Bericht des Präsidenten über
die Voranschläge 2002 und 2003. Nach dem Bericht des Rech-
nungsprüfers Dr. Rolf Philipp wurde der Rechnungsabschluss 2001
und die Voranschläge 2002 und 2003 einstimmig genehmigt.
Des Weiteren beschlossen wurde die Änderung des Statutes über
das Anwaltliche Treuhandbuch im Pkt. 0.2. wie folgt: „ – die Treu-
handerläge, die an Geld oder Geldeswert E 40.000,– nicht über-
steigen“.
Die Umlagenordnung zur Versorgungseinrichtung 2003, die Leis-
tungsordnung zur Versorgungseinrichtung 2003, sowie der Kam-
merbeitrag 2003 siehe S 398–400.

Wien
Plenarversammlung vom 25. 4. 2002
Kurzbericht

Die heurige Plenarversammlung war von einem Novum gekenn-
zeichnet, die Advokatur konnte unter zwei Wahlvorschlägen bei
der Neubesetzung des Präsidentenamtes entscheiden. Mit 45,5 %
war die Wahlbeteiligung auch beeindruckend hoch.

Nach der geschäftsordnungsgemäßen Eröffnung der Plenarver-
sammlung um 17:20 Uhr, der Wahl der Skrutatoren, des Geden-
kens an verstorbene Kolleginnen und Kollegen und des Dankes an
die aus ihren langjährigen Funktionen ausgeschiedenen Kollegin-
nen und Kollegen legte Präsident Dr. Peter Knirsch einen
Rechenschaftsbericht, der sich auf seine gesamte Funktionsperiode
bezog. Er vermeldete als Erfolg: die Umsetzung der EU-Niederlas-
sungsrichtlinie, das Opting-out aus der Pflichtkrankenversicherung
nach dem GSVG, die Einführung des Pflegegeldes, die Erlassung
der Zuschlagsverordnung zum RATG sowie die erfolgreich verlau-
fenden Gespräche zur Erhöhung der Pauschalvergütung. Die Euro-
Umstellung sei problemlos erfolgt, die Einführung des elektroni-
schen Anwaltlichen Treuhandbuches sei zwar nicht auf ungeteilte
Gegenliebe in der Kollegenschaft gestoßen, der Erfolg der Einrich-
tung sei aber unübersehbar. Immerhin konnten seit Einführung über
EUR 1,97 Milliarden an Treuhandgeldern im Interesse der Klienten
erfolgreich abgewickelt werden. Über Wiener Initiative wurden
die Werberichtlinie, die Honorarrichtlinie und die Treuhandricht-
linie modernisiert. Knirsch nahm seinen Bericht aber auch zum
Anlass, Projekte vorzustellen, deren Realisierung sich der Wiener
Ausschuss für das folgende Arbeitsjahr als Programm vorgenom-
men hatte: In einer eigens dazu abgehaltenen Klausurtagung wur-
den Überlegungen zur weiteren Absicherung der Umlagenpension
im Rahmen der EU (Stichwort Rucksack-Prinzip) angestellt. Priorität
gelte den Projekten Rechtsanwalt in die Verfassung, Anwaltsver-
gleich, Umsetzung der Geldwäscherichtlinie, Reform des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages, Einführung des doppelten
Einheitssatzes innerhalb Wiens, bessere Positionierung des Rechts-
anwaltes im strafprozessualen Vorverfahren im Interesse des Bür-
gers, Abstützung des Vertretungsrechtes von Rechtsanwälten ge-
genüber Vereinen und anderen Kammern, die Reform des HGB,
die Novelle des Außerstreitgesetzes, das Projekt Formfreiheit im
Gegensatz zu den überholten Regelungen der Notariatsaktpflicht
bei vielen Rechtsgeschäften, Einführung „Allgemeiner Geschäfts-
bedingungen für Rechtsanwälte“. Letztlich hob Knirsch noch die
von der Rechtsanwaltskammer Wien über Jahre verstärkte Informa-
tions- und Fortbildungspolitik hervor und dankte allen Kolleginnen
und Kollegen, die ihn während dieser Periode unterstützt hatten.

Anschließend berichtete VP Dr. Benn-Ibler über die ausverhandelte
Zivilprozessnovelle, über die Fortschritte im elektronischen Rechts-
verkehr, über den im Rahmen des e-Government und das von der
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Advokatur in Angriff genommene Urkundenregister. Finanz-Online
und Zentralmelderegister funktionierten noch nicht im gewünschten
Ausmaß; Verbesserungen wurden gefordert.

VP Dr. Horak referierte über den Bereich Finanzen, Berufsüberwa-
chung und vor allem nochmals über den Erfolg des elektronischen
Anwaltlichen Treuhandbuches. Der Erfolg ist derart, dass einige
andere Rechtsanwaltskammern über einen Beitritt zu diesem Sys-
tem nachhaltig nachdenken.

VP Dr. Birnbaum stellte ausführlich die Veränderungen im Stand
der Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter dar. Der Zuwachs
in der Advokatur betrug neuerlich über 5 % und lag damit über
dem österreichweiten Durchschnitt. Bei Rechtsanwaltsanwärtern
war der Zuwachs mit + 8,4 % besonders hoch. Nicht bemerkens-
wert zugenommen hat die Zahl der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte in Wien. Die Bestellungen in der Verfahrens-
hilfe sind 2001 wieder leicht steigend (+ 0,57 %). Auch wies sie
darauf hin, dass nur bei möglichst vollständiger Vorlage der Kos-
tenverzeichnisse die Ansprüche der Rechtsanwaltschaft im Rahmen
der Pauschalvergütung erfolgreich durchgesetzt werden könnten.

Präsident Dr. Rant erläuterte kurz den schriftlichen Rechenschafts-
bericht des Disziplinarrates und die Position und Aufgaben des
Kammeranwaltes. Abschließend dankte er den Kollegen, die den
Disziplinarrat nach jahrelanger Tätigkeit verlassen haben, für ihre
ehrenamtlich geleistete Tätigkeit und hob in diesem Zusammen-
hang insbesondere die 25-jährige Funktionsdauer des Kammer-
anwalt-Stellvertreters Dr. Peter Ponschab hervor.

Vor Eröffnung der Wahlen wurden die Anträge des Ausschusses
an die Plenarversammlung auf Beschlussfassung der Änderung der
Versorgungseinrichtung, Teil B, sowie auf geringfügige Novellie-
rung zur Versorgungseinrichtung, Teil A, vorgestellt und begrün-
det.

Nach der Unterbrechung der Plenarversammlung zur Vornahme
der Wahlen und Abstimmungen über die genannten Anträge wur-
den die Tagesordnungspunkte Kammerrechnung (Rechnungsab-
schluss 2001/Voranschlag 2002) abgehandelt. Nach den Berich-
ten des für die Finanzen zuständigen Vorsitzenden VP Dr. Horak
und des Rechnungsprüfers Dr. Helfried Rustler wurde dem Aus-
schuss die Entlastung erteilt, der Budgetvoranschlag 2002 geneh-
migt und die Beitragsordnung 2003, sowie die Leistungs- und Um-
lagenordnung 2003 einstimmig genehmigt (Den Volltext der Ord-
nungen finden Sie auf den Seiten 401–403) Die Ordnungen treten
per 1. 1. 2003 in Kraft).

Aufgrund der hohen Wahlbeteiligung und des damit verbundenen
Auszählungsaufwandes wurde nach Feststellung des Wahlergeb-
nisses betreffend das Präsidentenamt die Plenarversammlung ge-
schlossen und die Bekanntgabe der Wahl- und Abstimmungser-
gebnisse der nachstehenden Veröffentlichung vorbehalten.

Von den abgegebenen 781 Stimmen erhielten der bisherige
Präsident Dr. Peter Knirsch 250 Stimmen, sein Herausforderer

Dr. Harald Bisanz 531 Stimmen, womit dieser als neuer Kammer-
präsident gewählt war.

Präsident Dr. Harald Bisanz*)
dankte allen erschienenen Kollegin-
nen und Kollegen für ihr demokrati-
sches Verständnis einer pluralisti-
schen Wahl und dem bisherigen
Präsidenten für die in den letzten
drei Jahren geleistete hervorra-
gende Arbeit. Gleichzeitig erin-
nerte er an das EuGH-Erkenntnis
vom 19. 2. 2002, worin die Beson-

derheiten des Anwaltsstandes gegenüber anderen Dienstleistungs-
berufen in Europa dokumentiert wurden, und kündigte an, dass die
Advokatur unter seiner Präsidentschaft wieder im Vordergrund
unseres Rechts- und Wirtschaftslebens stehen werden.
Um 20:30 Uhr wurde die Plenarversammlung 2002 geschlossen.

Dr. Manfred Stimmler

Wahlergebnisse (abgegebene Pro-Stimmen):

Präsident
Dr. BISANZ Harald 531

Dr. KNIRSCH Peter 250

Ausschuss
Dr. CZINGLAR Michael 670
Dr. FIALKA Georg 675
Dr. GRIESSER Georg 661
Dr. HEINKE Eric 637
Dr. KUTIS Michael 674
Dr. PRUNBAUER-GLASER Marcella 664
Dr. RECH Elisabeth 662

Präsident des Disziplinarrates
Dr. RANT Hans 670

Disziplinarrat
Dr. FLEISSNER Walter 690
Dr. GARTNER Herbert 690
Dr. HOCHHALTINGER Karl 694
Mag. Dr. KORENJAK Ilse 680
Dr. KRAFT Rainer Maria 675
Dr. KRETSCHMER Wolfgang 681
Dr. KUBAC Herwig 691
Dr. MORENT Edwin 668
Dr. NATLACEN Dieter 676
Dr. ROEHLICH Edmund 691
Dr. WLAKA Erwin 692

*) Bisanz Harald: geb. 1945 Seewalchen/OÖ; 1970 Promotion Univer-
sität Wien; 1975 Eintragung als Rechtsanwalt in Wien; 1991/1999
Mitglied des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer Wien.
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Kammeranwalt
Dr. RIEDL Rudolf 638

Kammeranwalt-Stellvertreter
Dr. BOESCH Wolfgang 674
Dr. FUCHS Rudolf 685
Dr. KLINGSBIGL Eduard 678
Dr. PEYRER-HEIMSTÄTT Andreas 670

Rechnungsprüfer
Dr. FOGLAR-DEINHARDSTEIN Andreas 678
Dr. MUSIL Alfred 678

Oberste Berufungs- und Disziplinarkommission für Rechtsanwälte
und Rechtsanwaltsanwärter
Dr. BAZIL Rudolf 620
Dr. BLUM-HOFFMANN Heidelinde 618
Dr. BRAUNEGG Klaus 607
Dr. PERNKOPF Hans 613
Dr. SCHMID Egbert 623
Prof. Dr. STRIGL Walter 612

Prüfungskommissär für die Rechtsanwaltsprüfung
Dr. RAINER Herbert 692

Änderung der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A § 11
Abs. 2
Der Antrag wurde mit 687 Pro- gegen 33 Kontra-Stimmen ange-
nommen. Vorbehaltlich der Genehmigung durch das BMJ tritt die
Änderung mit Publizierung in Kraft.

Änderung der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil B
Der Antrag wurde mit 683 Pro- gegen 42 Kontra-Stimmen ange-
nommen. Vorbehaltlich der Genehmigung durch das BMJ tritt die
Änderung rückwirkend mit 1. 1. 2001 in Kraft.

26. DACH-Tagung vom
23. – 25. 5. 2002 in Heidelberg
Das Tagungsthema „Die Besteuerung auslandsbezogener Ein-
künfte unter Berücksichtigung der Doppelbesteuerungsabkommen“
brachte 60 Teilnehmer aus Deutschland, der Schweiz, Liechten-
stein, Österreich sowie den Niederlanden, Frankreich, Belgien,
Portugal, Großbritannien, Polen, Ungarn und Tschechien nach Hei-
delberg. Damit dokumentierte sich nicht nur der europäische Cha-
rakter der „DACH Europäische Anwaltsvereinigung“, sondern
auch die Wichtigkeit der grenzüberschreitenden Besteuerung.
Trotz des dichten Fachprogramms blieb Zeit für einen Bummel
durch die Altstadt von Heidelberg. Herr Bürgermeister Dr. Bess lud
zu einem Empfang im prunkvollen Empfangssaal des Rathauses
von Heidelberg. Anschließend lud die Heidelberger Kanzlei
Lehner, Dänekamp, Mayer & Knorz freundlicherweise zu einem
Sektempfang auf die Schlossterrasse „Altan.“ Dabei konnten wir
bei strahlendem Sonnenschein einen wunderbaren Überblick über

die Stadt und das Umland gewinnen. Dann ging es zu einem fest-
lichen Nachtessen ins stimmungsvolle „Backhaus“ des Schlosses
Heidelberg.
Univ.-Doz. Dr. Claus Staringer, Wien, eröffnete die Vortragsreihe
mit „Grundzüge des OECD-Musterabkommens“ und referierte
anschließend über das „Doppelbesteuerungsabkommen Öster-
reich-Schweiz mit den seit 1. 1. 2002 geltenden Novellierungen“.
Über das „Doppelbesteuerungsabkommen Deutschland-Schweiz“
berichtete Rechtsanwältin Barbara Hamm-Schulte, Lindau. Rechts-
anwalt lic.iur. Stephan Stauber, Chef der Steuerverwaltung des
Kanton Schwyz, erläuterte die „Schweizerische Veranlagungspra-
xis und Strafbestimmungen unter Berücksichtigung ausländischer
Einkünfte.“ Frau Oberregierungsrätin bei der OFD München,
Helene Wilhelm, hob die „Schwerpunkte des Doppelbesteuerungs-
abkommens Deutschland-Österreich ab 1. 1. 2003“ hervor.
Ministerialrat im BMF Dr. Jörg-Dietrich Kramer, LL.M. von der Bun-
desfinanzakademie Brühl führte die Teilnehmer in die „Grundzüge
des deutschen Außensteuergesetzes“ ein. Er beantwortete kritische
Fragen zu Sinn und Zweck des Gesetzes, zumal das deutsche Aus-
sensteuerrecht aus Sicht von Drittländern teilweise befremdlich
weitgehende Regelungen enthält. Das Schlussreferat hielt Rechts-
anwalt und Fachanwalt für Steuerrecht, Dr. Michael Streck, Präsi-
dent des DAV, Köln, über „Die Besteuerung ausländischer juristi-
scher Personen in der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere
die steuerliche Behandlung von Familienstiftungen und ‚abschir-
menden‘ Kapitalgesellschaften“. Zahlreiche Tagungsteilnehmer be-
reicherten die Diskussionen auch mit eigenen Erfahrungen in den
einzelnen Steuergebieten. Die Referate waren durchwegs profes-
sionell gehalten – unterstützt durch die modernen optischen
Medien –, so dass ihnen ohne Ermüdungserscheinungen gefolgt
werden konnte. Am Ende dankte der Präsident der DACH, Rechts-
anwalt Dr. Peter Wieland, München, mit Überzeugung und unter-
stützt vom Beifall des Auditoriums den Vortragenden für die fach-
lich und rhetorisch wohlgelungene Gestaltung der Vorträge.
Sehr hilfreich war der Umstand, dass die Vortragenden nicht nur
auf die ausführlichen Darlegungen in der umfassenden Tagungs-
dokumentation verweisen konnten, sondern dass den Tagungsteil-
nehmern auch alle Rechtsquellen abgegeben wurden. Mit Interesse
wird die baldige Drucklegung dieser Referate in der DACH-Schrif-
tenreihe (Band 19) erwartet. In seinem Schlusswort kündigte der
Präsident Dr. Peter Wieland bereits die nächste DACH-Tagung im
Herbst 2002 zu einem immer wichtiger werdenden Thema an:
19.–21. 9. 2002 Luzern – Thema „Grenzenloses Erbrecht – Gren-
zen des Erbrechts“
Die DACH-Mitglieder werden Tagungsprogramm und Anmelde-
formular direkt erhalten. Nichtmitglieder wenden sich hierfür bitte
an: DACH Europäische Anwaltsvereinigung, Kappelergasse 14,
CH-8022 Zürich, Telefon 0041 43 344 70 20, Fax 0041 43
344 70 21.

Dr. Bruno Derrer, Zürich
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Slowenischer Rechtsanwalts-
kammertag 2002 in Maribor
Am 7. und 8. 6. 2002 fand in Maribor der Tag der Slowenischen
Rechtsanwälte im Hotel Habakuk statt. Nach einem Empfang der
Teilnehmer um 10.00 Uhr am 7. 6. 2002 fand im neu errichteten
Kongress-Saal des Hotels Habakuk der offizielle Teil des Rechtsan-
waltskammertages statt.

Nach der Begrüßung durch den Präsidenten Boris Grosman und
den einzelnen Vertretern der Ehrengäste, haben zum Thema des
Rechtsanwaltskammertages „Geldwäsche – Verantwortung der
Rechtsanwälte und der Einfluss auf die Tätigkeit der Rechtsan-
wälte“ die slowenischen Kollegen Rok Koren und Ales Paulin und
der ehemalige Präsident des CCBE, Dr. Rupert Wolff, ausgezeich-
nete Kurzreferate gehalten, Dr. Rupert Wolff in exzellenter engli-
scher Sprache. Nach einer kurzen Diskussion zu den Inhalten der
Vortragenden hat Präsident Boris Grosman um 12.45 Uhr den of-
fiziellen Teil der Tagung geschlossen. Die Teilnehmer wurden an-
schließend zu einer Weinverkostung in den Vinag Wine Cellar ge-
laden, wo die Gäste nach eindrucksvollen folkloristischen Tanzdar-
bietungen slowenischer Volkstumstanzgruppen zu einer Weinver-

kostung mit Jausenteller eingeladen wurden. Bei stimmungsvoller
Akkordeon-Musik wurden anregende Gespräche unter den Teil-
nehmern geführt und Freundschaften vertieft. Um 20.30 Uhr waren
die Teilnehmer danach zum Festdinner im Speisesaal des Hotels
Habakuk geladen. Eine Live-Tanzmusik umrahmte die vorzüglichen
Speisen und lud zum Tanz ein.
Der wunderschöne Festabend endete erst in den frühen Morgen-
stunden.
Am Samstag, dem 8. 6. 2002, wurde zum Picknick am Pohorje
Hügel eingeladen, den die Gäste mit einem Kabinenlift erreichen
konnten und der durch den Sonnenschein und die freundliche Stim-
mung aller Erschienenen einen unvergesslichen Eindruck hinter-
ließ.
Aus Österreich haben teilgenommen:
der Vortragende, ehemalige Präsident des CCBE, Dr. Rupert
Wolff,
Dr. Anton Gradischnig, Vizepräsident des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages in Vertretung des Präsidenten Dr. Klaus Hoff-
mann,
Dr. Konrad Meingast, Ehrenpräsident der AEA und der AIJA sowie
Dr. Heinz H. Löber, Deputy Secretary General der IBA

Dr. Anton Gradischnig
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ÖRAK-Delegiertentag
in Eisenstadt
Veranstalter des alljährlich stattfindenden Delegiertentages des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages ist in diesem Jahr die
Rechtsanwaltskammer Burgenland, die jüngste und – gemessen an
der Anzahl der eingetragenen Rechtsanwälte – kleinste unter den
neun österreichischen Rechtsanwaltskammern.

Mittelpunkt dieser Veranstaltung bildet die festliche Eröffnung, die
am Freitag, den 27. 9. 2002 um 9.00 Uhr in der Wirtschaftskam-
mer Eisenstadt stattfindet. Zahlreiche Spitzenvertreter des österrei-
chischen Rechtslebens, aber auch Gäste aus dem benachbarten
Ausland werden erwartet.

Die Festveranstaltung beginnt mit der Begrüßung durch Dr. Thomas
Schreiner, Präsident der Rechtsanwaltskammer Burgenland. An-
schließend folgt eine Grußadresse durch den Bürgermeister der
Freistadt Eisenstadt, Herrn Ing. Peter Nemeth sowie eine Anspra-
che des Herrn Bundesminister für Justiz, Dr. Dieter Böhmdorfer.
Eröffnet wird die Veranstaltung durch ÖRAK-Präsident Dr. Klaus
Hoffmann.

Voraussichtliches Thema des daran anschließenden Festvortrages
werden die Entwicklungen und die damit verbundenen Möglichkei-
ten im Bereich der elektronischen Kommunikation mit Gerichten
und Behörden (e-Government) sein. Nach dem Festvertrag findet
ein Mittagsbuffet in den Räumlichkeiten der Wirtschaftskammer
Eisenstadt statt.

Umrahmt wird das Festprogramm von einer Sitzung des Präsiden-
tenrates und der Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages. Ebenfalls im Rahmen des Delegierten-
tages finden das Treffen der Disziplinarratspräsidenten und Kam-
meranwälte der Rechtsanwaltskammern sowie Sitzungen diverser
Arbeitskreise statt.

AC

International Fiscal Association
Die International Fiscal Association (www.ifa.nl) mit Sitz in Rotter-
dam ist die einzige weltweit tätige wissenschaftliche Vereinigung
auf dem Gebiet des Internationalen Steuerrechts. Die IFA hat sich
zum Ziel gesetzt, das Internationale und vergleichende Steuerrecht
zu fördern. Das versucht sie durch wissenschaftliche Forschung,
Herausgabe von Fachstudien und die Veranstaltung von Semina-
ren und Kongressen zu erreichen. Die IFA organisiert auch jährlich
einen Kongress zu Fragen des Internationalen Steuerrechts der bis
zu 1500 Teilnehmerinnen und Teilnehmern eine Plattform für Kon-
takte und für Diskussionen im offiziellen oder inoffiziellen Rahmen

bietet. Heuer findet die Konferenz in Oslo statt und steht im Zei-
chen zweier Generalthemen die vom Permanent Scientific Commi-
tee der IFA ausgewählt werden.

Im August 2002 werden dabei „Form and substance in tax law“
(Subject I) und „The tax treatment of transfer of residence by indivi-
duals“ (Subject II) im Mittelpunkt stehen. Das erste Generalthema
soll die grundlegende Frage des Verhältnisses der Anknüpfung an
das Zivilrecht zur wirtschaftlichen Betrachtungsweise im Steuer-
recht aus dem Blickwinkel der verschiedenen Rechtsordnungen und
Rechtstraditionen näher beleuchten. Die Auswirkungen auf Steuer-
umgehung, Steuerplanung und Rechtssicherheit im Steuerrecht
werden dabei basierend auf richtungsweisenden Entscheidungen
der verschiedenen Rechtsordnungen analysiert. Das zweite Gene-
ralthema widmet sich besonders den Folgen eines Wohnsitzwech-
sels. Die Wohnsitznahme in anderen Staaten führt oft dazu, dass
Steuerstundungseffekte verloren gehen, Wegzugssteuern erhoben
werden oder eine erweiterte beschränkte oder unbeschränkte
Steuerpflicht fortbesteht. Die Vermeidung der drohenden Doppel-
besteuerung und Doppelnichtbesteuerung wird Schwerpunkt der
Diskussion sein.

Zusätzlich sind noch acht weitere Seminare angesetzt, die sich mit
Spezialfragen beschäftigen. Der Bogen wird dabei von Fragen
der Erbschaftsteuer, Umsatzsteuer über den Erwerb eigener Aktien
bis zu spezifischen Steuerfragen der Energiewirtschaft gespannt.
Von besonderem Interesse für den Anwaltsstand wird das Seminar
B sein, dass sich mit „Recent Developments in International Tax“
auseinander setzt. Dabei soll besonders auf die Bedürfnisse der
wissenschaftlich interessierten Praktiker eingegangen werden. Die
Themen und die Mitglieder des Panels werden durch einen vorbe-
reitenden Ausschuss von vier erfahrenen Praktikern drei Monate
vor dem Kongress in Oslo festgelegt. Dabei dürften aktuelle
Erkenntnisse, Gesetzesänderungen, DBA-Entwicklungen oder Steu-
ermodelle im Mittelpunkt stehen. So können Entwicklungen in
anderen Staaten mit ausländischen Kollegen diskutiert und antizi-
piert werden.

Im Jahr 2004 wird dann Österreich Gastgeberland des IFA-Kon-
gresses sein. Abgesehen vom Kongress 2004 organisiert die öster-
reichische Landesgruppe mindestens fünfmal jährlich Vortrags- und
Diskussionsveranstaltungen, zu denen meist prominente inländi-
sche und ausländische Referenten eingeladen werden. Diese Ver-
anstaltungen sind für Mitglieder in der Regel kostenlos zugänglich.
Informationen dazu und zu den Kongressen erhalten Sie von der
International Fiscal Association, Landesgruppe Österreich – Aus-
trian Branch, Schönbrunnerstraße 222–228/ STG. 1/6 OG/Top
2 (U4-Center), A 1120 Wien, oder unter bendl@kwt.or.at oder
Tel: +43 1 811 73-0.

MMag. Hans-Jörgen Aigner
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Master of Business Law
Universitätslehrgang für Wirtschaftsjuristen

Lehrgangsleitung: ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Gruber, Institut für
Österreichisches und Europäisches Privatrecht, Universität Salz-
burg (http://www.sbg.ac.at/oep/people/gruber.htm)

Beginn: 10. 1. 2003

Lehrgangsdauer: Master of Business Law drei Semester (bis Juni
2004); Akademischer Wirtschaftsjurist zwei Semester (bis Dezem-
ber 2003)

Unterrichtszeiten: Freitag 15.00–20.00, Samstag 9.00–17.00

Unterrichtsort: Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität
Salzburg, HS 208, Churfürststraße 1 (Toskanatrakt der Salzburger
Residenz), 5020 Salzburg

Kursgebühr: E 2543,55 pro Semester (zuzüglich Prüfungsgebüh-
ren)

Teilnahmevoraussetzung: absolviertes Diplomstudium der Rechts-
wissenschaften

Unterlagen: Diplomprüfungs-/Rigorosenzeugnis, Nachweise sons-
tiger Qualifikationen

Teilnehmer: max 25 Hörer

Voraussetzungen für einen erfolgreichen Lehrgangsabschluss: An-
wesenheit, Lehrveranstaltungs-Prüfungen, Lehrgangsarbeit, Master
Thesis

Nähere Information und Anmeldung: Salzburg Manage-
ment GmbH University of Salzburg Business School, Frau Maria
Marschall, Sigmund-Haffner-Gasse 1, 5020 Salzburg, Tel: +43
(6 62) 22 22-2135; Fax: +43 (6 62) 22 22-2900; e-mail: ma-
ria.marschall@smbs.at.

Weitere Informationen (Folder zum Download!): http://
www.smbs.at
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Erleichterung der Exekution
ausländischer Titel in Italien
Die Verordnung des europ Rates Nr. 44/2001 vom 22. 12. 2000
ist nunmehr auch in Italien mit 1. 3. 2002 in Kraft getreten.

War bis dato ein Anerkennungsverfahren des ausländischen Titels
auf Vollstreckbarkeit in Italien notwendig, was vor allem die Ord-
nungsmäßigkeit der Zustellung der Klage und des zu vollstrecken-
den Titels zum Gegenstand hatte – es waren diesfalls auch für die
ausländischen in Italien zu exekutierenden Urteile und Beschlüsse
die strengen Fristen der italienischen ZPO von 120 Tagen für im
Ausland zuzustellende Klagen von Klagszustellung bis zur Streit-
einlassung einzuhalten, oft ein nicht unbeachtlicher Stolperstein,
der viele in Österreich mit Rechtskraftstempel versehenen Urteile
als für in Italien nicht verwertbar machte – ist dieses nunmehr weg-
gefallen.

Dies macht die Exekution nicht nur billiger sondern beschleunigt
das Verfahren nicht unbeträchtlich.

Ab sofort ist es lediglich notwendig eine beglaubigte Kopie des
Titels dem Antrag beizulegen. Da auf Ersuchen des Richters eine
Übersetzung des Titels verlangt werden kann, ist es empfehlens-
wert gleich eine solche beizulegen. Dies dürfte in der Regel aller-
dings kein sonderliches Problem darstellen, da die Beifügung einer
beglaubigten Übersetzung bei Zustellung des Titels auf dem Post-
weg ohnehin notwendig ist; lediglich bei Zustellung im Rechtshilfe-
weg durch das örtlich zuständige Gericht in Italien erspart eine
Übersetzung des Titels. Ferner muss ein Formular ausgefüllt wer-
den, mit genau im Gesetz angeführten Daten, welche vor allem die
Zustellung der Klage bei Versäumungsurteilen betrifft.

Gegen diesen Beschluss kann gegebenenfalls innerhalb eines
Monats ab Zustellung des Exekutionsbewilligungsbeschlusses ein
Rechtsmittel erhoben werden. Wenn die Partei in einem anderen
Staat wohnhaft ist als in dem, in dem die Exekutionsbewilligung
erteilt wurde, innerhalb zweier Monate und wird dadurch ein kon-
tradiktorischer Prozess eingeleitet. Zuständig ist in Italien das Beru-
fungsgericht.

In Anbetracht dieser Anfechtungsmöglichkeit ist die Einhaltung der
oberwähnten Zustellvorschriften jedenfalls ratsam, da es nicht un-
wahrscheinlich ist, dass die italienischen Gerichte bei Nichteinhal-
tung der Fristen die Nichtigkeit der der Exekution zu Grunde lie-
genden Entscheidung im Falle einer Anfechtung der Gegenseite
aussprechen könnten.

Jedenfalls ist es empfehlenswert zuerst die Vermögensverhältnisse
des Gegners überprüfen zu lassen um unnötige Exekutionskosten
zu vermeiden. Für diese ist mit einem Betrag von ca E 164,– bis
E 364,– an Barauslagen zu rechnen.

Dr. Ulrike Christine Walter ist RA in Wien und niedergelassene
europ. RA in Gorizia/Friaul/Italien
Studio Del Torre-Franco-Sgrazzutti
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Rechtsprechung

Disziplinarrecht
7820

§ 21 RL-BA, § 79 DSt –
DisVerfahren, Geheimhaltungspflicht

Schutzobjekt des § 21 RL-BA und des § 79 DSt
ist nicht nur der disbesch RA, sondern auch der
RA-Stand als Gesamtheit. Auch die Zustimmung
der DB rechtfertigt die „Offenbarung“ von
Aktenteilen des DisVerfahrens oder von dessen
Ausgang nur dann, wenn hiefür eine unmittel-
bare sachliche Notwendigkeit besteht.

OBDK 15. 4. 2002, 5 Bkd 3/01

Aus den Gründen:

Der erk Senat teilt die Meinung des DR, wonach Schutzobjekt des
§ 21 RL-BA und des § 79 DSt nicht nur der einzelne vom DisVerfah-
ren betroffene Anwalt, sondern der RA-Stand als Gesamtheit ist. Dies
ergibt sich sowohl aus der Formulierung des § 21 RL-BA, wonach der
RA DisAngelegenheiten der RAe geheim zu halten hat, sofern nicht
eine sachliche Notwendigkeit deren Offenbarung rechtfertigt, als
auch aus der allgemeinen grundsätzlichen Überlegung, dass DisVer-
fahren als standesrechtliche Verfahren nichtöffentlicher Natur sind
und, wie dies auch in § 79 DSt festgelegt ist, Mitteilungen an die
Öffentlichkeit über deren Verlauf und Ergebnisse untersagt sind, aus-
genommen die in § 70 DSt vorgesehenen Mitteilungen und Bekannt-
machungen, welchen im gg Fall jedoch keine Relevanz zukommt.
Entgegen der Ansicht der DB exkulpiert auch die ausdrückliche
Zustimmung eines in einem konkreten DisVerfahren Besch – im gg
Fall RA Dr. X – den DB nur dann, wenn eine sachliche Notwendig-
keit die Offenbarung rechtfertigt. Wie schon der DR zutreffend
festgestellt hat, hat keine unmittelbare sachliche Notwendigkeit
bestanden, den Inhalt der DisAnzeige der YZ im Gerichtsverfahren
vorzubringen, diese Urkunden vorzulegen und den Mandanten
der DB über die Tatsache des Vorliegens eines DisVerfahrens ge-
gen Dr. X zu informieren, weil die objektiven Inhalte des DisVerfah-
rens nicht direkt Inhalt des Verfahrens des HG gewesen sind.
Gem § 3 DSt ist ein DisVerfahren vom DR dann nicht zu verfolgen,
wenn das Verschulden des RA geringfügig ist und sein Verhalten
keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat. Für
die Anwendung dieser Bestimmung ist erforderlich, dass sämtliche
Voraussetzungen vorliegen und es sich um einen Sorgfaltsverstoß
handelt, dessen Gewicht im Vergleich zu den Durchschnittsfällen
der Deliktsverwirklichung deutlich abfällt.
. . . . .
Entgegen der Ansicht des KA sind somit die Voraussetzungen für
die Anwendung des § 3 DSt gegeben, sodass der Berufung des
KA der Erfolg zu versagen war.

Anmerkung:

In diesem Fall hat die OBDK das Vorliegen der Voraussetzungen
für die mangelnde Strafwürdigkeit (§ 3 DSt) bejaht, sodass der
erstinstanzliche Freispruch bestätigt wurde.

Abstrahiert vom konkreten Einzelfall ist aber der Merksatz wichtig,
dass Schutzobjekt des § 21 RL-BA – grundsätzliche Pflicht des RA
zur Geheimhaltung der DisAngelegenheiten der RAe (Plural) –
auch der RA-Stand als Gesamtheit ist. § 79 2. Satz DSt enthält
jedoch die Ausnahme, dass ein RA über den Ausgang seines
„eigenen“ DisVerfahrens berichten darf, sofern er damit nicht seine
berufliche Verschwiegenheitspflicht verletzt, ausgenommen sind
auch die Mitteilungen und Bekanntmachungen des § 79 DSt. Vor-
liegend wurde die ausdrückliche Zustimmung des betroffenen RA
nicht als Rechtfertigungsgrund gewertet, weil die sachliche Not-
wendigkeit der Offenbarung von Urkunden des DisVerfahrens ver-
neint wurde.

Strigl

7821

Art 10 EMRK, Art 13 StGG – Meinungsfreiheit
Der Vorwurf in einer Berufung, dass das Erstge-
richt „jegliche Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit
beiseite läßt“ und „daß der Umstand geradezu
erschreckend ist, wie vom Erstgericht fundamen-
tale Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit und gel-
tende Verfahrensgrundsätze mißachtet wer-
den“, ist durch das Grundrecht auf freie Mei-
nungsäußerung gedeckt.

Die Bewertung einer richterlichen Beweiswürdi-
gung als „sich erdreisten“ überschreitet den
Schutzumfang der Meinungsäußerungsfreiheit.

OBDK 15. 4. 2002, 11 Bkd 1/98

Aus den Gründen:

Nach Art 13 Abs 1 StGG hat jedermann das Recht, durch Wort,
Schrift, Druck oder bildliche Darstellung seine Meinung innerhalb
der gesetzlichen Schranken frei zu äußern, wobei allerdings ein
solches Gesetz, welches diese Schranken normiert, keinen Inhalt
haben darf, der das Wesen des Grundrechtes einschränkt. Dieser
Wesensgehalt ist in Art 10 EMRK näher determiniert, bekräftigt
den Anspruch auf freie Meinungsäußerung, stellt aber auch klar,
dass die Ausübung dieser Freiheit Pflichten und Verantwortung mit
sich bringt und sieht daher auch Bedingungen, Einschränkungen,
Strafdrohungen etc vor, welche unter anderem notwendig sind,
das Ansehen und die Unparteilichkeit der Rechtsprechung zu ge-
währleisten (VfSlg 10.700/1985, 690).
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Die disziplinäre Verurteilung des Besch wegen der in der Beru-
fungsschrift vom 10. 1. 1997 verwendeten Äußerungen: „. . . aber
darüber hinaus auch das Erstgericht jegliche Prinzipien der Rechts-
staatlichkeit beiseite lässt . . . . .“ und „. . . . . geradezu erschre-
ckend ist der Umstand, wie vom Erstgericht fundamentale Prinzi-
pien der Rechtsstaatlichkeit und geltende Verfahrensgrundsätze
missachtet werden . . .“ bewegt sich im Lichte der Judikatur des
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte und der gefestig-
ten Judikatur des VfGH nicht in den in Art 10 Abs 2 EMRK gezoge-
nen Grenzen.
Im Rahmen eines RM gegen ein Gerichtsurteil und der darin gerüg-
ten Feststellungs- und Beweiswürdigungsmängel sowie Rechtsfehler
ist ein Bezug auf „fundamentale Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit“,
auf „geltende Verfahrensgrundsätze“ und die Behauptung, dass
solche Grundsätze „missachtet“ wurden, in einer demokratischen
Gesellschaft zu tolerieren, wenn auch die Formulierung „Gera-
dezu erschreckend ist der Umstand“ eine völlig unnötige verbale
Übertreibung darstellt (VfGH 24. 6. 1992, B 13/92 ua).
Unter diesem Gesichtspunkt sind die vorhin erwähnten inkriminierten
Äußerungen im Rahmen der Befugnis nach § 9 RAO, alles was ein
Anwalt nach dem Gesetz zur Vertretung seiner Partei für dienlich
erachtet, unumwunden vorzubringen, sowie Angriffs- und Verteidi-
gungsmittel in jeder Weise zu gebrauchen, welche seinem Auftrag,
seinem Gewissen und den Gesetzen nicht widerstreiten, gedeckt.
Richterliche Beweiswürdigung als „sich erdreisten“ zu bewerten
überschreitet den Schutzumfang der Meinungsäußerungsfreiheit.
Bei einer Gesamtbetrachtung stellt diese Wortwahl eine unsachli-
che, aggressive, ja beleidigende Schreibweise und den Boden der
Sachlichkeit verlassende Unterstellung dar, welche nicht den
Schutz zulässiger Kritik iSd Art 13 StGG und Art 10 Abs 2 EMRK
genießt, zumal auch diese Bestimmungen ein dringendes und
unverzichtbares soziales Bedürfnis postulieren, das Ansehen der
Rechtsprechung zu wahren.
Der Anwalt ist angesichts seiner universitären Vorbildung und be-
rufsspezifischen Ausbildung, welche schon grundsätzlich eine ent-
sprechende Wort- und Schreibkultur erwarten lassen, verpflichtet,
seine Kritik an der Entscheidung eines Gerichtes sachlich vorzutra-
gen und beleidigende Äußerungen zu unterlassen.
Bei allem Sinn- und Wertewandel und bei aller durch die Judikatur
zu Art 10 Abs 2 EMRK in einer demokratischen Gesellschaft geüb-
ten Toleranz ist die inkriminierte Äußerung daher standeswidrig
(VfGH 26. 9. 1995, B 2177/94, VfSlg 14.234 ua). Sie ist nicht
nur dem Erstrichter, sondern auch dem Verteidiger und den mit der
Erledigung der Berufung befassten Richtern des LG X zur Kenntnis
gelangt und war demnach geeignet, Ehre und Ansehen des
RA-Standes zu beeinträchtigen. Darüber hinaus überschreitet sie
die durch § 9 Abs 1 RAO gezogene Grenze zulässiger Angriffs-
und Verteidigungsrechte und stellt demnach auch eine Berufspflich-
tenverletzung dar. Dieser Auffassung steht auch das erwähnte Erk
des VfGH vom 25. 9. 2001 zu B 47/00-7 nicht entgegen.

Anmerkung:

Die OBDK hat (in Abänderung des DR-Erk) zu den beiden ersten
Fakten einen Freispruch gefällt und diesen sowohl auf Art 13
Abs 1 StGG als auch auf Art 10 EMRK gegründet. Die Frage, ob
die Ausübung dieser Freiheit durch einen der im Art 10 Abs 2
EMRK näher determinierten Fälle hier einfachgesetzlich einge-
schränkt ist, wurde von ihr verneint.

Die Formulierung, dass ein Richter bei seiner – von der dadurch
„benachteiligten“ Partei bekämpften – Beweiswürdigung mit
„Dreistigkeit“ vorging, ist nicht nur unsachlich, aggressiv und belei-
digend, sondern – auch im Interesse des Mandanten gesehen –
dem gewünschten Zweck, nämlich der erfolgreichen Bekämpfung
der Beweiswürdigung, nicht dienlich.

Strigl

Berufsrecht
Verschwiegenheitspflicht/recht von

Psychotherapeuten sowie rechtsberatender Berufe

7822

§ 15 PsychotherapieG;
§ 321 Abs 1 Z 3 ZPO;

§ 9 Abs 3 RAO
Psychotherapeuten können von ihren Patienten
von der Verschwiegenheitspflicht (gem § 15 Psy-
chotherapieG) entbunden werden und haben
nach Entbindung als Zeugen kein Recht auf Aus-
sageverweigerung gem § 321 Abs 1 Z 3 ZPO.

Auch (berufsmäßige) Parteienvertreter haben
nach Entbindung von der Verschwiegenheits-
pflicht kein Recht auf Aussageverweigerung.

OLG Wien 13. 8. 2001, 15 R 135/01k

Sachverhalt:

Die Klägerin macht Schadenersatzansprüche gegen ihren Vater
unter Berufung darauf geltend, dass sie von diesem als Kind
sexuell missbraucht worden wäre. Zum Beweis über ihren Zustand
sowie die psychischen Beeinträchtigungen und Schäden bean-
tragte sie ua die Vernehmung der Zeugin Dr. N bei der sie im Rah-
men einer Psychotherapie mehrere Therapiesitzungen absolviert
hätte. Die Zeugin wurde von der Klägerin durch ihren Prozessver-
treter ausdrücklich von einer etwaigen Verschwiegenheitspflicht
entbunden.

Dr. N wurde in der Tagsatzung vom 7. 5. 2001 als Zeuge vernom-
men, erklärte aber dabei unter Berufung auf ihre Verschwiegen-
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heitspflicht als Psychotherapeutin auf bestimmte Fragen im Zusam-
menhang mit ihren Wahrnehmungen anlässlich der Therapiege-
spräche keine Antwort geben zu wollen. Beide Streitteile erklärten
übereinstimmend, auf einer Beantwortung dieser Fragen durch die
Zeugen zu bestehen.
Mit dem angefochtenen Beschluss sprach das Erstgericht einerseits
aus, dass die Weigerung der Zeugin Dr. N, als Zeugin über den
Inhalt der zwischen ihr und der Klägerin stattgefundenen psycho-
therapeutischen Sitzungen auszusagen, nicht berechtigt sei. Darü-
ber hinaus verhängte das Erstgericht über die Zeugin wegen ihrer
unberechtigten Aussageverweigerung eine Ordnungsstrafe. Dage-
gen richtet sich der Rekurs der Zeugin.

Aus den Gründen:

Zutreffend zieht die Rekurswerberin nicht in Zweifel, dass im vorlie-
genden Fall grundsätzlich § 321 Abs 1 Z 3 ZPO zur Anwendung
zu kommen hat, wonach die Aussage von einem Zeugen im Bezug
auf Tatsachen verweigert werden darf, über welche er nicht würde
aussagen können, ohne eine ihm obliegende staatlich anerkannte
Pflicht zur Verschwiegenheit zu verletzen, insofern er nicht gültig
hievon entbunden wurde. Eine solche Verschwiegenheitspflicht
trifft gem § 15 PsychotherapieG auch Psychotherapeuten. Danach
sind der Psychotherapeut sowie Hilfspersonen zur Verschwiegen-
heit über alle ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertrauten oder
bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet.
Der Umstand, dass im PsychotherapieG die Möglichkeit einer Ent-
bindung von der Verschwiegenheitspflicht durch den Betroffenen
nicht ausdrücklich vorgesehen ist, kommt entgegen der Auffassung
der Rekurswerberin keine entscheidende Bedeutung zu, da sich
die Möglichkeit, einen Zeugen von seiner beruflichen Verschwie-
genheitspflicht zu entbinden bereits ganz allgemein aus § 321
Abs. 1 Z 3 ZPO ergibt.
In diesem Sinne sprechen auch die Gesetzesmaterialien zu § 15
PsychotherapieG (EBRV, 1256 BlgNr 17 GP 18) klar aus, dass die
Verschwiegenheitspflicht auf den Schutz desjenigen abzielt, der
psychotherapeutische Hilfe in Anspruch nimmt und dabei ein be-
sonderes Vertrauensverhältnis eingeht. Dann muss es aber dem Be-
troffenen – ebenso wie in vergleichbaren Fällen der Entbindung
von Ärzten oder Mitgliedern rechtsberatender Berufe – zur freien
Entscheidung überlassen bleiben, ob er im konkreten Fall zur För-
derung seines Prozessziels den Zeugen von seiner Verschwiegen-
heitspflicht entbindet. Der im Rekurs vertretenen Auffassung, dass
etwa ein berufsmäßiger Parteienvertreter trotz Entbindung von der
Verschwiegenheitspflicht durch den Klienten die Aussage von sich
aus verweigern könne, wenn er der Ansicht ist, dass eine wahr-
heitsgemäße Antwort für den Betreffenden ungünstig wäre, kann
vom erkennenden Senat nicht gefolgt werden. Gleiches muss auch
für die Verschwiegenheitspflicht des Therapeuten gelten.
Schließlich kann sich das Berufungsgericht auch nicht der Rechts-
auffassung anschließen, dass sich aus einer historisch-subjektiven

Interpretation des PsychotherapieG der Wille des Gesetzgebers
ableiten lasse, dass eine Entbindung von der Verschwiegenheits-
pflicht gerade bei Psychotherapeuten nicht möglich wäre. Nach-
dem aus den Gesetzesmaterialen zu der von der Rekurswerberin
angesprochenen Frage für die Rechtsansicht der Rekurswerberin
nichts zu gewinnen ist, besteht nicht der geringste Anlass zur An-
nahme, dass Psychotherapeuten in Ansehung ihrer beruflichen Ver-
schwiegenheitspflicht anders behandelt werden sollten als Ärzte
oder Rechtsanwälte.

Wenn die Rekurswerberin weiters darauf verweist, dass gem
§ 320 Z 4 ZPO die Vernehmung von Mediatoren absolut unzu-
lässig sei, und eine Gleichstellung von Psychotherapeuten sachlich
angezeigt wäre, so wird jedenfalls eine Begründung für die ge-
wünschte sachliche Gleichstellung unterlassen. Darüber hinaus
handelt es sich bei den in § 320 geregelten Fällen um absolute Be-
weisaufnahmeverbote, die schon von ihrer Konzeption her über
den Bereich der (bloßen) Verschwiegenheitspflichten hinausgehen,
sodass die gesetzliche Aufzählung grundsätzlich als abschließend
zu betrachten ist.

Da somit abschließend festgehalten werden kann, dass auch
Psychotherapeuten den allgemeinen verfahrensrechtlichen Bestim-
mungen über die Aussagverweigerung unterliegen, ist die Zeugin
gem § 321 Abs 1 Z 3 ZPO insoweit zur Aussage verpflichtet, als
sie von der Klägerin von ihrer Verschwiegenheitspflicht entbunden
wurde.

Anmerkung:

1. Diese Entscheidung ist beim OGH nicht bekämpfbar., da es
„nur“ um die (über die Psychotherapeutin verhängte) Ordnungs-
strafe ging.

2. Das OLG Wien entfernt sich mit dieser Entscheidung von der
zumindest überwiegenden Lehre, dass Psychotherapeuten aus-
nahmslos zur Aussageverweigerung berechtigt und verpflichtet
sind, insbesondere eine Entbindung von der Verschwiegenheits-
pflicht durch den Patienten nicht möglich ist. An der Gesetzeswer-
dung unmittelbar beteiligte Autoren betonen, dass mit fehlender
Entbindungsmöglichkeit die Verschwiegenheitspflicht für Psycho-
therapeuten (gleich lautend auch im PsychologenG) bewusst
stärker abgesichert worden wäre, als etwa die ärztliche Ver-
schwiegenheit. Auch der vom gesetzlich installierten Psychothera-
piebeirat herausgegebene „Berufskodex“ der Psychotherapeuten
hält ausdrücklich fest, dass „eine Entbindung der Angehörigen des
psychotherapeutischen Berufes von ihrer Verschwiegenheitspflicht
durch den Patienten selbst nicht möglich ist“. Die Gesetzesmate-
rialien äußern sich zu dieser Frage jedoch (leider) nicht.

3. Die vom OLG Wien gegebene Begründung geht in einem we-
sentlichen Punkt über das Berufsrecht der Psychotherapeuten hi-
naus und tangiert auch die Rechte von Rechtsanwälten:

Im Rekurs (gegen die verhängte Ordnungsstrafe) wurde primär wie
oben auf die fehlende Entbindungsmöglichkeit verwiesen, sekun-
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där wurde geltend gemacht, dass selbst eine formgültige vorlie-
gende Entbindung noch keine Aussagepflicht begründen würde.
Mit weiteren Hinweisen wurde darauf verwiesen, dass selbst eine
solche Entbindung von der Berufsverschwiegenheit noch nicht den
Verlust des verfahrensrechtlichen Aussageverweigerungsrechtes
eines Parteienvertreters bedeutet, vielmehr dieser Parteienvertreter
die Entbindung von seiner Verschwiegenheitspflicht unter eigener
Verantwortung auf ihre Folgen zu prüfen hat und zum Schutz
seines Klienten die Aussage auch gegen dessen Willen – und un-
geachtete geschehener Entbindung – zu verweigern hat.

In diesem Sinne wird ständig vertreten, dass Rechtsanwälte gem
§ 9 Abs 2 RAO zur Verschwiegenheit nicht bloß verpflichtet, son-
dern auch berechtigt sind. Im vorliegenden Fall wurde vertreten,
dass Gleiches auch für Psychotherapeuten gelten müsse.

Das wurde vom OLG Wien entgegen der ständigen Berufsauffas-
sung und Rechtsprechung (zB OBDK 14. 10. 1991, AnwBl 430)
mit dem Bemerken abgetan, dass „der im Rekurs vertretenen Auf-
fassung, dass etwa ein berufsmäßiger Parteienvertreter trotz Ent-
bindung von der Verschwiegenheitspflicht durch den Klienten die
Aussage von sich aus verweigern könne, wenn er der Ansicht ist,
dass eine wahrheitsgemäße Antwort für den Betreffenden un-
günstig wäre, vom erkennenden Senat nicht gefolgt werden kann.
Gleiches muss auch für die Verschwiegenheitspflicht des Psycho-
therapeuten gelten“.

Zumindest aus diesem Grund ist die vorliegende Entscheidung
meines Erachtens klar verfehlt.

RA Dr. Josef Lachmann
(am Verfahren für die Zeugin beteiligt)

Exekutionsrecht
7823

§ 14 Abs 1 EO – Kumulation von Exekutionsmitteln
Keine unzulässige Kumulation von Gehalts- und
Fahrnisexekution bei unbekannten Einkommens-
und Vermögensverhältnissen des Verpflichteten.

§ 74 ( § 74a ) EO, § 42 Abs 1 ZPO –
„Verwaltungskosten“ der betreibenden Behörde

Keine Bescheinigungs-, wohl aber Behauptungs-
pflicht hinsichtlich Barauslagenersatz im Exekuti-
onsantrag.

Abgeltung für Mühewaltung gesetzlich nicht vor-
gesehen.

LG Wels 6. 3. 2002, 23 R 7/02x (BG Vöcklabruck 7 E 1175/
01h)

Aus den Gründen :

Gem § 14 Abs 1 EO ist die gleichzeitige Anwendung mehrerer
Exekutionsmittel gestattet. Nach Lehre und Rspr wird aus dieser Be-
stimmung der allgem Grundsatz abgeleitet, dass jedes Exekutions-
mittel nur dann und nur in dem Umfang anzuwenden ist, als es zur
Befriedigung der vollstreckbaren Forderung dienlich ist. Offenkun-
dig entbehrliche Exekutionsmaßnahmen haben demgem zu unter-
bleiben.

Ausgehend von dieser Rechtslage ist hier die Bewilligung der Fahr-
nis- neben der Forderungsexekution nach § 294a EO nicht zu be-
mängeln. Selbst nach Ansicht des Gesetzgebers sind Forderungs-
bzw. Gehaltsexekutionen nach § 294a EO nur in ca 15–20% der
Fälle erfolgreich und muss gerade wegen des seltenen Erfolges
der Gehaltsexekution erfahrungsgem zusätzlich auf die Fahrnisse
eines Schuldners gegriffen werden. Andererseits ist nicht nur die
nunmehr vom Rekurswerber behauptete Kenntnis der betr Partei
und des Erstgerichts über seine Beschäftigungs- und Einkommens-
verhältnisse in keiner Weise durch den Akteninhalt gedeckt, son-
dern besagt auch allein die Tatsache eines aufrechten Dienstver-
hältnisses nicht zwingend, dass eine Forderungsexekution jeden-
falls erfolgreich ist, selbst wenn bislang weder Exekutionsverfah-
ren, noch Schuldenregulierungsverfahren anhängig waren und
auch kein Vermögensverzeichnis vom Verpfl abzulegen war. Es
wäre immerhin auch möglich gewesen, dass bei zahlreichen Sor-
gepflichten des Verpfl kein pfändbares Vermögen bleibt.

Berechtigt erweist sich der Rekurs allerdings insoweit, als der Zu-
spruch eines „Verwaltungskostenersatzes“ in Höhe von ATS 250,–
bekämpft wird.

Dabei ist wesentl, dass einer nicht durch einen RA vertr Partei, wie
sich aus § 42 Abs 1 ZPO ( § 78 EO ) ergibt, für ihr Einschreiten im
Exekutionsverfahren nur der Ersatz der von ihr aufgewendeten Bar-
auslagen zusteht und insbes auch eine Bezirksverwaltungsbehörde
als betr Partei nur Anspruch auf Ersatz der für den Exekutions-
antrag aufgelaufenen Barauslagen hat. Soweit sich für die Berech-
tigung einzelner Ansprüche nicht die erforderl Unterlagen aus dem
Akt selbst ergeben und somit die Tatsachen, auf die sich der Kos-
tenersatzanspruch stützt, nicht gerichtsbekannt sind, sind begehrte
Barauslagen – abges von der hier nicht anwendbaren Best des
§ 74a EO – im Regelfall gleichzeitig mit dem Kostenverzeichis zu
behaupten und durch Belege zu bescheinigen.

Damit scheitert ein Kostenersatz für „Verwaltungskosten“ hier aber
schon daran, dass von der betr Partei nicht mit hinreichender Deut-
lichkeit behauptet wurde, dass es sich hiebei tatsächl nur um Bar-
auslagen handelt. Aus der gewählten Diktion „Verwaltungskosten-
ersatz“ lässt sich nämlich kein eindeutiger Konnex zu reinen Bar-
auslagen herstellen bzw lässt sich damit jedenfalls mit gleicher
Wahrscheinlichkeit die Schlussfolgerung verbinden, dass die betr
Partei damit Kosten als Abgeltung für Mühewaltung beansprucht,
für deren Ersatz hier jedoch eine gesetzliche Grundlage fehlt.
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Es bedarf hier auch keiner Auseinandersetzung mit der vom LGZ
Wien in RPflSlgE 1999/7 vertr Ansicht, wonach für gerichts-
bekannte Barauslagen wie Papier, Formulare, Porto udgl der nicht
durch einen RA vertr betr Partei ein Kostenersatz auch ohne
Bescheinigung zuzusprechen ist, weil auch diese Rechtsansicht zur
Voraussetzung hat, dass diese Aufwendungen eindeutig als Bar-
auslagen begehrt werden.

Anmerkung:

Es ging um die Einbringung einer (im Übrigen mangels rechtswirk-
samer Zustellung des Straferk nur scheinrechtskräftigen) Verwal-
tungsstrafe von ATS 1.000,–, wobei die betr Bezirkshauptmann-
schaft auch gleich die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens gem
§ 64 Abs 1 und 2 VStG (ATS 300,–) in die betriebene Forderung
einrechnete. Zur Zulässigkeit dieser Vorgehensweise im Hinblick
auf § 54b Abs 1 EO konnte in diesem Fall aber mangels „Tarif-
sprung“ und damit mangels Beschwer des Verpfl keine Klarstellung
erfolgen.

Wohl aber erachtete sich der Verpfl durch die Kumulation von
Fahrnis- und Gehaltsexekution beschwert, die zu einem um
ATS 90,– höheren Pauschalgebührenzuspruch an die betr BH
führte – mit dem Argument, der BH seien seine allseitigen Verhält-
nisse schon aus dem Verwaltungsstrafverfahren bekannt gewesen
und das Exekutionsgericht hätte aus den zur Verfügung stehenden,
elektronischen Geschäftsbehelfen (E-Register – keine Vorexekutio-
nen; Ediktsdatei – keine Schuldenregulierung; Grundbuch – unbe-
lastete Liegenschaft; positive § 294a EO-Anfrage) erkennen kön-
nen und müssen, dass die Fahrnisexekution gar nicht mehr notwen-
dig sein würde.

Dass die betr BH allerdings für den Exekutionsantrag ATS 250,–
an Porto und Papier aufwänden musste, bezweifelte nicht nur der
Verpfl, sondern auch das Rekursgericht.

Dr. Wolfgang Rainer
(am Verfahren beteiligt)

Schmerzengeld ist global, nicht
nach Tagessätzen zu bemessen

Ablehnung von 11 R 255/00x des LG Linz =
ZVR 2001/20, Danzl

4 R 232/01t des OLG Linz (= 5 Cg 159/99v des LG Salzburg)

Auszug aus der Entscheidung

[. . .]

Vorweg ist klarzustellen, dass der erkennende Senat iS der in ZVR
1990, 295 und Sach 1990/H 3, 7 veröffentlichten Erklärung der
Senatsvorsitzenden des OLG Linz an der Globalbemessung des

Schmerzengeldes festhält und die – sogar in Tageszeitungen und
im Fernsehen „verlautbarte“ – Entscheidung des LG Linz 11 R
255/00x (veröffentlicht in ZVR 2001/20 sowie EFSlg 93.605
und 93.606) entschieden ablehnt.
Die Untauglichkeit eines „Tagessatz-Systems“ hat Kossak
(„Schmerzengeld nach Tagessätzen“ in ZVR 2001, 227) überzeu-
gend nachgewiesen. Es versagt insbesondere bei schweren und
schwersten Verletzungen, die nach heutigem Verständnis zum Teil
immer noch unzureichend entschädigt werden. Mit solchen Fällen
kommt freilich ein landesgerichtlicher Berufungssenat infolge sei-
ner beschränkten Entscheidungsbefugnis nicht in Berührung.
Der Hinweis, dass die Tagessätze nur eine „Bewertungs-“ bzw „Be-
messungs-Hilfe“ und keine „Berechnungs-Methode“ seien, hat nur
Alibicharakter. Keinem mit der Materie Befassten kann verborgen
geblieben sein, dass Schmerzengelder häufig – auch von Gerich-
ten – nicht „bemessen“, sondern mit Hilfe der von Hartl regelmä-
ßig, zuletzt in RZ 2001, 122, verlautbarten „Schmerzengeldsätze
in Österreich“ berechnet werden; anders sind viele eingeklagte
und zugesprochene Beträge nicht erklärbar (vgl Kossak, aaO).
Diese Unsitte wird durch die erwähnten „Verlautbarungen“ und
durch Entscheidungen wie jener des LG Linz gefördert und salonfä-
hig gemacht, wie ihre kritiklose Aufnahme nicht nur in der Tages-
presse, sondern sogar in einer Fachzeitschrift (AnwBl 2000, 705)
zeigt. Die Schmerzengeldbemessung wird dadurch auf den Sach-
verständigen verlagert und auf eine bloße Rechenoperation redu-
ziert; der Richter wird durch den Taschenrechner ersetzbar.
Dass Schmerzengeld-Sätze die Objektivität erhöhen, ist ebenfalls
nicht richtig. Wie die „Hartl-Tabelle“ zeigt, hat jedes Gericht, das
(angeblich) „Schmerzengeld-Sätze“ anwendet, seine eigenen,
zum Teil höchst unterschiedlichen Sätze. Ein sachlicher Grund hie-
für ist nicht erkennbar, weil Schmerzen wohl in ganz Österreich
gleichviel wert sein müssen. Auch die Einschätzung der Schmerz-
perioden kann, wie die Erfahrung zeigt, bei verschiedenen Sach-
verständigen durchaus verschieden ausfallen. Eine Multiplikation
dieser beiden Faktoren vervielfältigt auch diese Unterschiede und
vergrößert regionale und individuelle Ungleichheiten.
Zu welchen Auswüchsen das „Tagessatz-System“ führen kann,
zeigt gerade der vorliegende Fall besonders deutlich. Der Sachver-
ständige hat, offenkundig um eine Anwendung von Schmerzen-
geld-Sätzen vorzubereiten, die lebenslange psychische Beeinträch-
tigung des Klägers durch die Narben und die Behinderung beim
Geschlechtsverkehr in vier bis sechs Wochen leichte körperliche
Schmerzen „umgerechnet“, was man nur als kurios bezeichnen
kann. Aufgrund der vom Sachverständigen danach vorgenomme-
nen „Gesamteinschätzung“ hat der Kläger, wie er in der Berufung
darlegt, ein Schmerzengeld von S 780.700,– errechnet, ein Be-
trag, den er offenkundig selbst als utopisch eingeschätzt und sei-
nem Begehren nicht zugrunde gelegt hat. Damit versagt auch das
Argument, Schmerzengeld-Sätze seien eine „Berechnungshilfe“.
[. . .]
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Gebühren- und Steuerrecht
Gebührenpflicht: Vorsicht beim Verfassen

von Pfandbestellungsverträgen!

7824

§§ 28, 30 GebG, § 20 BAO

1. Die Frage, wen die Abgabenbehörde für die
Gebührenpflicht eines Pfandbestellungsvertra-
ges primär heranzuziehen hat, ist aus dem Blick-
winkel des Ermessens zu beurteilen, wobei die
Subsidiarität der Position des Haftenden eine zu
würdigende Komponente darstellt.

2. Bei der Heranziehung des vertraglichen In-
nenverhältnisses als weitere Ermessensrichtlinie
ist es entscheidungserheblich, ob eine unmittel-
bare oder bloß eine regresswegige Tragung der
Gebührenschuld durch die Pfandbesteller ver-
traglich vereinbart worden ist.

VwGH 21. 3. 2002, 2001/16/0599

Sachverhalt:

Am 16./25. 5. 2000 errichtete die Bf als Pfandgläubigerin und
ihr Schuldner sowie dessen Ehegattin als Liegenschaftseigen-
tümer und Pfandbesteller eine Pfandbestellungsurkunde (Hypo-
thekarverschreibung), deren Punkt 4. auszugsweise wie folgt
lautet: „4. Die Liegenschaftseigentümer und Pfandbesteller ver-
pflichten sich weiters: 4.1. der G. GmbH alle Abgaben, Gebüh-
ren und Aufwendungen, wie zB für die Ausstellung, Beglau-
bigung und grundbücherliche Durchführung dieser Pfand-
bestellungsurkunde, einschließlich der Eintragungsgebühr, der
Löschung, Pfandauflassung und Freilassung, . . . zu ersetzen“.
Dafür setzte das FA der Bf gegenüber Rechtsgebühr gem § 33
TP 18 Abs 1 GebG fest, wogegen die Bf mit der Begründung be-
rief, das FA hätte die Gebühr den Pfandbestellern vorschreiben
müssen, [. . . denn] die Abgbeh hätte berücksichtigen müssen,
dass letzten Endes im Innenverhältnis die Gebühr von den Pfand-
bestellern zu tragen sei. Die bel Beh wies die Berufung als unbe-
gründet ab, wobei sie den Umstand in den Vordergrund stellte,
dass sich die Pfandbesteller nicht verpflichtet hätten, die Gebühr
unmittelbar zu tragen. Außerdem sei nicht auszuschließen, dass
ein Ersatz der Gebühr durch die Pfandbesteller an die Bf bereits
vorweg erfolgt sei.

Spruch:

Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:

Gemäß § 28 Abs 1 Z 2 GebG ist bei einseitig verbindlichen
Rechtsgeschäften derjenige zur Entrichtung der Gebühr verpflich-
tet, in dessen Interesse die Urkunde ausgestellt ist. Das ist bei
Hypothekarverschreibungen der Gläubiger, im vorliegenden Fall
also die Bf. Die Pfandbesteller haften im vorliegenden Fall für die
Gebühr gemäß § 30 GebG, und zwar solidarisch. Betreffend die
Frage, wen die Abgabenbehörde primär heranzuziehen berech-
tigt ist, und zwar den Hauptschuldner (Gebührenschuldner) oder
den Haftenden (als Solidarschuldner) bestehen keine ausdrückli-
chen gesetzlichen Regelungen. Diese Frage ist daher aus dem
Blickwinkel des Ermessens zu beurteilen, wobei die Subsidiarität
der Position des Haftenden sehr wohl eine Komponente darstellt,
die im Bereich der Ermessensübung zu würdigen und zu berück-
sichtigen ist. Auch das vertragliche Innenverhältnis zwischen dem
Hauptschuldner und dem Haftenden kann als Ermessensrichtlinie
dienen. Nach stRsp liegt es im Ermessen der Beh, ob sie das Leis-
tungsgebot nur an einen der mehreren Gesamtschuldner und an
welchen von ihnen richtet oder an mehrere oder an alle Gesamt-
schuldner. Da nach dem Inhalt der getroffenen Vereinbarung die
Pfandbesteller keineswegs von vornherein die Gebührenlast tragen
sollten, sondern sich nur verpflichtet haben, die (von der Bf zuvor
entrichtete) Gebühr der Bf zu ersetzen, kann der bel Beh aus der
Tatsache, dass sie nicht die Pfandbesteller primär herangezogen
haben, ein Ermessensfehler nicht angelastet werden. Anderes
ergibt sich auch aus den Erk 86/15/0046 und 94/16/0291
nicht, weil in den beiden diesen Erk zugrunde liegenden Fällen
sich die Haftenden jeweils im Innenverhältnis dazu verpflichtet
hatten, die Gebührenschuld „gemeinsam mit der Hauptschuldnerin
zu tilgen“ bzw. „aus eigenem und ohne jeden Regress zu tragen“,
wohingegen im vorliegenden Fall zwischen den Vertragsparteien
ausdrücklich vereinbart wurde, dass eine Tragung der Gebühren-
schuld durch die Pfandbesteller nur im Regressweg (arg.: „erset-
zen“) zu erfolgen hat.

Anmerkung:

1. Nach § 30 GebG haften neben den Gebührenschuldnern iSd
§ 28 GebG die übrigen am Rechtsgeschäft beteiligten Personen
für die Abgabenentrichtung (vgl § 7 BAO). Gebührenschuldner ist
immer derjenige, in dessen Interesse die Urkunde ausgestellt ist.
Das ist bei Hypothekarverschreibungen der Pfandgläubiger, im
vorliegenden Fall also die Bf. Der Pfandbesteller ist somit nur Haf-
tender iSd § 30 GebG. Auf den ersten Blick mag es daher überra-
schen, dass die Bf hier auf eine unmittelbare Inanspruchnahme des
Pfandbestellers drängte.

2. Die Rangordnung der Inanspruchnahme zwischen Eigenschuld-
ner und Haftendem ist grundsätzlich in das Ermessen der Behörde
gelegt und nach § 20 BAO zu üben, wobei „als wichtigste Ermes-
sensrichtlinie“ der Grundsatz der Subsidiarität angesehen wird
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(Gaier, GebG3 § 30 Rz 4). Im Regelfall sei daher auf die Erfüllung
durch den Eigenschuldner zu drängen (Stoll, BAO-Kommentar
2354f).
3. Dies hindert aber nicht, dass im Einzelfall auch die Inanspruch-
nahme des Haftenden vor dem Eigenschuldner denkbar ist. Als
wichtigstes Beispiel dafür wird der Fall genannt, dass der Zugriff
auf den Eigenschuldner aus irgendwelchen Umständen heraus gar
nicht möglich ist. Darüber hinaus ist aber auch die Würdigung der
Ausgestaltung des vertraglichen Innenverhältnisses in der Lehre als
Ermessensrichtlinie anerkannt (Stoll aaO 2356). Diesen Umstand
hat nun auch der VwGH anerkannt, wenn er sich im vorliegenden
Erk nicht auf einen lapidaren Hinweis auf die Subsidiarität der Haf-
tung beschränkt, sondern eine genaue Prüfung der vertraglichen
Formulierung vornimmt. Dies ist als wichtiges Zwischenergebnis
festzuhalten.
4. Im vorliegenden Fall ließ die Beachtung des vertraglichen
Innenverhältnisses den VwGH aber noch nicht von einer zwingen-
den primären Heranziehung der bloß haftenden Pfandbesteller
ausgehen, weil – wie der Gerichtshof argumentierte – im Pfandbe-
stellungsvertrag eine bloße „Ersatzpflicht“ vereinbart sei. Daraus
ergebe sich, dass die „Pfandbesteller keineswegs von vornherein
die Gebührenlast tragen sollten“. Ob eine derart strenge Wortlaut-
interpretation freilich sachgerecht war, könnte man in Zweifel zie-
hen. Hinter der Aufnahme einer solchen Klausel in Verträge steht
nämlich im Regelfall nicht bloß der Parteiwille eines rein internen
Rückersatzes, sondern einer gänzlichen Überwälzung der Kosten-
tragung: Der Pfandgläubiger will mit der Gebührenentrichtung
nichts zu tun haben, sondern stattdessen die Finanzverwaltung pri-
mär an den Pfandbesteller verweisen. Insofern könnte man sich
fragen, ob der Parteienwille iSd § 914 ABGB nicht auch auf eine
unmittelbare Tilgungsverpflichtung hin gedeutet hätte werden kön-
nen.
5. Die bel Beh hatte überdies argumentiert, dass die Pfandbestel-
ler auf Grund der Vertragsformulierung ihrer Ersatzpflicht auch be-
reits vorschüssig gegenüber dem Pfandgläubiger nachkommen
könnten und eine direkte Inanspruchnahme für sie diesfalls eine
unbillige vorläufige doppelte Zahlung bedeuten würde. Diese

Argumentation hat zweifelsfrei etwas für sich, viel häufiger wird
aber der umgekehrte Fall vorliegen, dass bei nachschüssigem
Kostenersatz der Pfandgläubiger einen weiteren Rechtsweg gegen
die im Innenverhältnis haftenden Pfandbesteller unternehmen muss,
der durch deren unmittelbare Inanspruchnahme – wohl im Sinne
des Parteienwillens – vermieden hätte werden können und sich
deswegen mitunter als unbillig darstellen könnte.
6. Angesichts dieser Erwägungen erscheint somit beim vorliegen-
den Vertragswortlaut auch die Position der Bf durchaus argumen-
tierbar. Sieht man Ermessensentscheidungen aber als gewissen
Entscheidungsspielraum der Behörde, innerhalb dessen bei sorg-
fältiger Abwägung mehrere Auflösungen gleichermaßen vertretbar
sind, so wird man dem VwGH in der vorliegenden Konstellation
freilich zustimmen können, dass sich die bel Beh bei ihrer Ermes-
sensübung innerhalb dieses Rahmens bewegt hat.
7. Völlig außer Acht gelassen hat der VwGH interessanterweise
Bonitätserwägungen, die die bel Beh im Rahmen der Ermessens-
übung wohl auch anstellen hätte können (aber offenbar nicht getan
hat). Dabei hätte sie aber wohl nicht typisiert vorbringen können,
dass Pfandbesteller stets schlechterer Bonität sind als der Pfand-
gläubiger, weil dieser sonst gar kein Pfand fordern müsse. Viel-
mehr hätte die konkrete Situation der beteiligten Personen ermittelt
werden müssen.
8. Über den vorliegenden Fall hinaus von Bedeutung ist jedenfalls
die starke Betonung der konkreten vertraglichen Ausgestaltung
des Innenverhältnisses als Ermessensrichtlinie neben dem Grund-
satz der Subsidiarität der Haftung. Durch die Wahl der Vertrags-
formulierung haben die Parteien es damit in der Hand, die ermes-
sensrichtige Inanspruchnahme durch die Beh massiv zu beeinflus-
sen. Dabei wird – was in der Rsp erst durch dieses Erk klar heraus-
gearbeitet wurde – besonders darauf zu achten sein, dass bei in-
tendierter unmittelbarer Inanspruchnahme des Haftenden nicht nur
von einer Ersatz-, sondern stets von einer unmittelbaren Tilgungs-
pflicht desselben gesprochen wird. Die rechtsberatenden Berufe
sollten dem Erk daher bei künftigen Vertragsgestaltungen ganz be-
sonderes Augenmerk schenken.

Franz Philipp Sutter
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Für Sie gelesen
■ Verfahren vor den Gerichtshöfen öffent-

lichen Rechts, Band 1: Verfassungsge-
richtsbarkeit. Von Theo Öhlinger /
Martin Hiesel. Verlag Manz, Wien
2001. 650 Seiten, Ln, E 118,–.

Öhlinger und Hiesel haben im Rahmen
der Reihe Manz Große Ausgabe den
Band über die Verfassungsgerichtsbarkeit
erneuert. Die Vorauflage von Klecatsky/
Öhlinger war bereits etwa 15 Jahre alt.
Das Werk enthält die für die Verfassungs-
gerichtsbarkeit maßgebenden Artikel des
B-VG mit den wichtigen Erweiterungen der
Antragsbefugnisse im Normprüfungsver-
fahren, das Verfassungsgerichtshofgesetz
1953, die Geschäftsordnung des Verfas-
sungsgerichtshofes sowie die Übersicht
über die gesamte relevante Rechtspre-
chung durch mehr als 2400 Leitsätze.
Dem Praktiker steht damit wiederum eine
verlässliche Aufarbeitung der Rechtspre-
chung des VfGH zur Verfügung.

Reinhard Schanda

■ Die neue Gewährleistung. Kurzkom-
mentar zu sämtlichen gewährleistungs-
rechtlichen Bestimmungen des ABGB
und des KSchG. Von Rudolf Welser /
Brigitta Jud. Verlag Manz, Wien 2001.
214 Seiten, geb, E 42,–.

Mit dem Gewährleistungsrechts-Ände-
rungsgesetz – GewRÄG (BGBl I 2001/
48) hat der Gesetzgeber das österrei-
chische Gewährleistungsrecht von Grund
auf überholt. Eine Reform des Gewährleis-

tungsrechts war zum einen notwendig, da
das im Wesentlichen aus dem Jahr 1811
stammende Gewährleistungsrecht den An-
forderungen des modernen Rechts- und
Wirtschaftslebens nicht mehr ganz gerecht
wurde. Zum anderen verpflichtete die
EG-Richtlinie 1999/44/EG über den
Verbrauchsgüterkauf die Mitgliedstaaten
dazu, weite Bereiche ihres Gewährleis-
tungsrechtes den europäischen Vorgaben
anzupassen.
Die Autoren stellen in dem vorliegenden
Kommentar das ab 1. 1. 2002 geltende
Gewährleistungsrecht in verständlicher
und umfassender Weise dar, wobei sie
nicht nur auf die geänderten, sondern
auch auf die gleich gebliebenen Bestim-
mungen eingehen. Die Autoren stellen
regelmäßig den Bezug zur Richtlinie her
und vermitteln dadurch ein besseres Ver-
ständnis der neuen Regelungen.
Eine der bekanntesten Neuerungen stellt
die Verlängerung der Gewährleistungsfrist
für bewegliche Sachen von sechs Monaten
auf zwei Jahre dar (§ 933 ABGB). Zeigt
sich der Mangel innerhalb von sechs
Monaten ab der Übergabe, wird nun ver-
mutet, dass die Sache bereits bei der Über-
gabe mangelhaft war (§ 924 ABGB).
Neu ist der Rückgriff des Unternehmers,
der einem Verbraucher Gewähr geleistet
hat, gegen seinen Lieferanten auch dann,
wenn seine Gewährleistungsfrist schon ab-
gelaufen ist. Das Rückgriffsrecht ist binnen
zwei Monaten ab der eigenen Leistung
auszuüben. Nach fünf Jahren ab der eige-
nen Leistung ist die Haftung endgültig aus-
geschlossen (§ 933b ABGB).
Die Verjährungsfristen des Schadenersatz-
rechts bleiben unberührt, doch wird die
Beweislastumkehr des § 1298 ABGB für
Mangelschäden und Mangelfolgeschäden
auf zehn Jahre ab der Übergabe be-
schränkt.
Generell bringt das neue Gewährleistungs-
recht einen Vorrang der Herstellungsan-
sprüche gegenüber dem Geldersatz. Dies
findet seinen Ausdruck zu einem in § 932
ABGB, welcher in einem Zwei-Stufen-Sys-
tem zunächst einen Anspruch auf Verbes-



430 AnwBl 2002/7–8

Literaturbericht

serung und Austausch gewährt. Nur für
den Fall, dass diese primären Gewährleis-
tungsbehelfe nicht zielführend (unmöglich,
unverhältnismäßiger Aufwand etc) sind,
werden andere Behelfe wie Wandlung
oder Preisminderung eingeräumt. Auch
bei Schadenersatz für Mangelschäden
wird der Naturalersatz dem Geldersatz
vorgeordnet (§ 933a ABGB).

Die besonderen Gewährleistungsregeln
des Werkvertrages fallen weg, auch auf
den Werkvertrag sind in Zukunft somit die
allgemeinen Gewährleistungsregeln anzu-
wenden.

Neben den Bestimmungen des ABGB
findet sich in dem Buch auch eine Kom-
mentierung der Gewährleistungsbestim-
mungen des KSchG, welche durch das
GewRÄG ebenfalls eine Änderung erfah-
ren haben. Beispielsweise gibt es nunmehr
eine besondere Haftung bei Montagefeh-
lern (§ 9a KSchG).

Im Anhang finden sich der Wortlaut der
Verbrauchsgüterkaufrichtlinie sowie eine
Gegenüberstellung der alten und der
durch das GewRÄG novellierten Bestim-
mungen abgedruckt. Insgesamt ist das
Buch sehr übersichtlich gegliedert und mit
einem ausführlichen Stichwort- und Litera-
turverzeichnis ausgestattet.

Da kaum ein Regelungsgegenstand so
eine große Bedeutung im Geschäfts- und
Alltagsleben hat wie das Gewährleistungs-
recht, ist es für jeden Rechtsanwender
unumgänglich, sich auf diesem Gebiet auf
dem neuesten Stand zu halten. Der vorlie-
gende Kommentar bietet hierfür eine wert-
volle Hilfe.

Vera Ziegelwanger

■ Das Pflichtangebot im Übernahmege-
setz. Von Claudia Kaindl. Linde Verlag,
Wien 2001. 248 Seiten, br, E 35,90.

Diese ausführliche Arbeit geht auf die Prob-
lemstellungen beim komplexen Bereich des
Pflichtangebotes im ÜbG ein. Die bishe-
rige Aufsatzjudikatur als auch die Praxis
befassten sich sehr häufig mit dieser
Frage, da das Vorliegen der Pflicht zur

Legung eines Angebotes oft über die Wirt-
schaftlichkeit einer Übernahme einer bör-
senotierten Aktiengesellschaft entscheidet.

Sie gliedert ihre Arbeit in vier Teile. Der
erste Teil beschäftigt sich ausführlich mit
der Frage, was unter einem „Übernahme-
angebot“ zu verstehen ist. Der Hauptteil
der Arbeit (30–158) geht näher auf das
„Pflichtangebot“ ein, zeigt auf, wann ein
Pflichtangebot notwendig ist und geht in
die Tiefe bei der Frage von Pflichtangebo-
ten bei Umgründungssachverhalten (114–
126). Für den anwaltlichen Benutzer ist
der dritte Teil, nämlich die Ausnahmen von
Pflichtangebot (159–190) von erheblicher
Bedeutung.

Den Abschluss der Arbeit bildet eine Dar-
stellung des Preises bei Pflichtangeboten
sowie der Individualsanktionen.

Ein ausführliches Literaturverzeichnis bildet
den Schlusspunkt.

Dieses Buch hat in keiner Bibliothek eines
Rechtsanwaltes zu fehlen, wenn dieser
sich mit Übernahmen beschäftigt.

Wolf-Georg Schärf

■ Sammlung des Wiener Baurechts, Bau-
ordnung für Wien, samt Annexvor-
schriften. Von Henrietta Geuder (Hrsg).
Linde Verlag, Stand 1. 5. 2001. Lose-
blattausgabe, Preis des Gesamtwerkes
E 106,–.

Das Kernwerk betrifft die Wiener Bauord-
nung samt umfassender Darstellung der
Bezug habenden Judikatur des VwGH,
aber auch des VfGH. Als langjähriger
Praktiker der Stadtverwaltung und gericht-
licher Sachverständiger hat der Herausge-
ber den wohltuenden Überblick, in Teil 2
die Querverweise zu Rechtsbereichen dar-
zulegen, welche Bezug zur Bauordnung
haben. In Teil 4 bis 6 gelingt dem Heraus-
geber eine Darstellung der Durchführungs-
verordnungen zur Bauordnung sowie der
Nebengesetze zu den Durchführungsver-
ordnungen und sonstiger Rechtsvorschrif-
ten, die nahezu sämtliche mit dem Bau-
recht Bezug habende Rechtsvorschriften
abdecken. Nur beispielsweise seien her-

vorgehoben das Wiener Aufzugsgesetz
und das Bauarbeitenkoordinationsgesetz,
wobei bei Letzerem der Herausgeber an
konstruktiver Kritik am Gesetzgeber we-
gen der für einen privaten, bautechnisch
unerfahrenen Bauherrn fast unlösbaren
Probleme nicht spart. Aufgrund der gedie-
genen Übersicht über das geltende Bau-
recht würde man sich zur Wiener Bauord-
nung zur hervorragenden Darstellung der
Judikatur noch eingehendere Erläuterun-
gen und Kommentare des Herausgebers
wünschen.

Das vorliegende Werk ist aufgrund der
umfassenden Darstellung der Wiener Bau-
vorschriften jedem mit dem Baurecht be-
fassten Praktiker wärmstens zu empfehlen.

Gerold Beneder

■ Fremdenrecht. Von Peter Widermann /
Berndt Körner / Thomas Schindler /
Ulrike Wimmer. Teil II der 10. Aktuali-
sierungslieferung. Juridica-Verlag,Wien
2001. Loseblattausgabe, Preis des Ge-
samtwerks E 148,–.

Die vorliegende Lieferung bietet ua den
vollständigen aktuellen Gesetzestext des
AsylG in der Fassung der Novelle BGBl I
2001/82. In § 4 AsylG wurde die Verord-
nungsermächtigung des Bundesministers
für Inneres betreffend die Voraussetzun-
gen für die Drittstaatssicherheit eliminiert
(Abs 3a bis 3c), der Abs 3 wurde insoweit
ergänzt, als nunmehr festgelegt wird, dass
mangelnde Drittstaatssicherheit dann nicht
eingewendet werden kann, wenn der
Sachverhalt einem entsprechenden Rechts-
akt der Europäischen Union entspricht. In
§ 19 Abs 3 AsylG wurde die Befristung
von drei Monaten für die vorläufige Auf-
enthaltsberechtigung gestrichen. Abs 4
dieses Paragraphen normiert neu, dass
nunmehr auch die Organe der öffentlichen
Sicherheit ermächtigt werden, die Beschei-
nigungen über die vorläufige Aufenthalts-
berechtigung abzunehmen. § 25 AsylG
wurde aus Anlass der Herabsetzung des
Volljährigkeitsalters in Österreich textlich
redigiert.
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Außerdem enthält die 10. Aktualisierungs-
lieferung insb die neue FrG-Durchführungs-
verordnung, die EU-Visum-Verordnung
2001 sowie die auf das Fremdenrecht Be-
zug habenden Auszüge aus dem Gebüh-
rengesetz, dem Konsulargebührengesetz,
dem novellierten Meldegesetz und die Aus-
länderbeschäftigungsverordnung 2001.

Schließlich wurden neue bilaterale Ab-
kommen mit Bulgarien, Estland, Honduras,
Schweiz und Slowenien aufgenommen.

Erich Heliczer

■ EStG – Einkommensteuergesetz 1988.
Von Reinhold Beiser / Gunter Mayr.
MANZscher Taschenkommentar. Ver-
lag Manz, Wien 2002. XVIII, 420 Sei-
ten, br, E 47,–.

Der Taschenkommentar von Beiser/Mayr
zum EStG hält, was die Autoren ver-
sprechen: Unter Beachtung der akuellen
Gesetzgebung (BudBG 2001, KMOG,
AbgÄG 2001), der neu kodifizierten Ver-
waltungspraxis (EStR 2000) und der neues-
ten Rechtsprechung des VwGH (zB Aufar-
beitung E 25. 9. 2001 zur Auslands-
verlustverwertung in § 1 EStG) bietet das
Buch eine kompakte Kommentierung des
Einkommensteuergesetzes. Auf Detail- und
Zweifelsfragen zum EStG wird eingegan-
gen, auf das weiterführende Schrifttum
wird verwiesen. Die konzeptionelle Gestal-
tung der Kommentierung schärft das Arbei-
ten mit dem Gesetzestext und bietet insge-
samt eine rasche Hilfe zum Einkommen-
steuergesetz. Zur besseren Orientierung
enthalten Gesetzestext und Kommentie-
rung neben den Eurobeträgen auch noch
die entsprechenden Schillingbeträge.

Univ.-Prof. StB Dr. Reinhold Beiser und
Univ.-Ass. DDr. Gunter Mayr sind litera-
risch bestens ausgewiesene Kenner der
von ihnen bearbeiteten Materie. Sie verste-
hen es in hervorragender Weise, fundierte
Kenntnis mit praktischer Erfahrung und kri-
tischem Geist zu verschmelzen und so eine
inhaltlich erstklassige Kurzkommentierung
des Einkommensteuerrechts auf den Markt
zu bringen. Der Taschenkommentar von

Beiser/Mayr zum EStG kann allen mit der
Materie befassten Kreisen – egal ob inten-
siv damit beschäftigt oder nur am Rande
tangiert – wärmstens empfohlen werden.

Alois Pircher

■ StPO, Manz’sche Taschenausgabe,
14 Auflage, Stand 1. 1. 2002. Von
Egmont Foregger / Helene Bachner-
Foregger. Verlag Manz, Wien 2002 ,
486 Seiten, br, E 18,80.

Die Manz’sche Taschenausgabe der Straf-
prozessordnung macht ihrem Namen alle
Ehre: Sie passt auch dann, wenn der Prak-
tiker Verhandlungen ohne Akt besucht,
noch immer jederzeit in die Innentasche
eines Sakkos.
Die Vorgangsweise der Herausgeber, die
Änderungen durch das Strafrechtsände-

rungsgesetz 2001 im Text durch Unter-
streichen hervorzuheben, ist vor allem im
Hinblick auf die zahlreichen Neuerungen
in der Strafprozessordnung in der letzten
Zeit begrüßenswert.

Trotz des Miniaturformates ist es den Auto-
ren gelungen, in den Anmerkungen in aller
Kürze Wesentliches für den Leser darzu-
stellen.

Die Taschenausgabe ist somit bei weitem
nicht auf den Gesetzestext beschränkt.

Das Miniaturformat verlangt geradezu da-
nach, in den Vorlesungs- oder Verhand-
lungssaal mitgenommen zu werden. Diese
Ausgabe ist somit – nicht zuletzt wegen
ihres mehr als fairen Preises – ein unent-
behrlicher Arbeitsbehelf für den Studieren-
den und den Praktiker.

Peter Bartl

Indexzahlen 2002: März April Mai

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 2000 (� 2000 = 100) 103,9 104,3 104,6*)

Großhandelsindex (� 2000 = 100) 101,5 101,6 101,7*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (� 1996 = 100) 109,3 109,7 110,0*)

Index der Verbraucherpreise 86 (� 1986 = 100) 143,0 143,5 143,9*)

Index der Verbraucherpreise 76 (� 1976 = 100) 222,2 223,1 223,7*)

Index der Verbraucherpreise 66 (� 1966 = 100) 390,0 391,5 392,7*)

Verbraucherpreisindex I (� 1958 = 100) 497,0 498,9 500,3*)

Verbraucherpreisindex II (� 1958 = 100) 498,5 500,4 501,9*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4366,5 4383,3 4395,9*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3763,3 3777,7 3788,6*)

Großhandelsindex (� 1996 = 100) 104,5 104,6 104,8*)

Großhandelsindex (� 1986 = 100) 109,0 109,1 109,2*)

Großhandelsindex (� 1976 = 100) 145,1 145,3 145,4*)

Großhandelsindex (� 1964 = 100) 241,7 241,9 242,1*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2357,7 2360,1 2362,4*)
Zahlenangaben ohne Gewähr

*) vorläufige Werte
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Anzeigen

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, e-mail: scheimpflug@aon.at

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, e-mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(0662) 84 08 15, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Tiefer Graben 21/3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie
vor den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interven-
tionen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 51-50.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen
die Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther
Reiffenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at



RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, e-mail: office.
wuerzl@chello.at

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg
(unmittelbare Gerichtsnähe), übernimmt – auch kurzfristig – Substi-
tutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Seilergasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 512 75 75-16, Telefax (01) 513 83 03; Mobil (durch-
gehend erreichbar) 0664/420 12 80.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksgerichten
Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz, Aspang
und Mürzzuschlag.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, e-mail: claudia.patleych@aon.at

■

RA Dr. Marcella Zauner-Grois, 1130 Wien, Am Platz 5, über-
nimmt Substitutionen – auch Verfahrenshilfe in Strafsachen – in
Wien und Umgebung, insbesondere BG Hietzing, Meidling, Fünf-
haus, Liesing, Mödling und Purkersdorf.

Telefon (01) 876 54 21, Telefax (01) 877 59 11.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen in Stadt und Land Salzburg.

RA Dr. Hermann Spatt, 5020 Salzburg, Lasserstraße 17. Tele-
fon (0662) 87 29 54, Telefax (0662) 87 63 54, Handy (0699)
17 17 61 10.

St. Pölten – RA Mag. Michael Steininger, 3100 St. Pölten, Schieß-
stattring 35, übernimmt Substitutionen in St. Pölten und Umge-
bung.

Telefon (02742) 737 20, Telefax (02742) 737 20-33.

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93.

■

Italien: RA Dr. Ulrike Christine Walter, Rosenbursenstr. 8/2,
1010 Wien, und Via A. Diaz 3, 34170 Görz, Italien, steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staatenüber-
greifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 513 87 680, Telefax (01) 513 85 53, e-mail:
u.c.walter@aon.at
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Liechtenstein: RA Dr. G. Heitzmann, LL.M. (Cornell), übernimmt
Substitutionen, auch kurzfristig, jederzeit erreichbar. Telefon
(00423) 232 9000 oder Mobil (00423) 791 0191, Telefax
(00423) 232 9005, FL 9490 Vaduz, Postfach 1262.

Rechtsanwaltskanzlei mit Schwerpunkt Wirtschaftsrecht in reprä-
sentativen Räumen mit moderner Infrastruktur in Wien 1, bietet Kol-
legen(in) Regiegemeinschaft und Substitutionsaufträge. Bei guter
Zusammenarbeit künftige Partnerschaft erwünscht.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100637.

■

Rechtsanwalt (Schwerpunkte Zivil- und Arbeitsrecht) in 1010 Wien
sucht Regiepartner/innen für schöne und frisch renovierte Kanzlei-
räumlichkeiten mit moderner Infrastruktur. Bei guter Zusammen-
arbeit ist auch die Gründung einer Sozietät möglich.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100638.

■

Regiepartner/in für repräsentative, gut ausgestattete Kanzlei
gesucht. Mitbenützung der gesamten Infrastruktur sowie spätere
engere Zusammenarbeit möglich.
Telefon (0699) 19 42 43 94.

■

Korneuburg – RAA/Partner/Übernehmer für RA-Kanzlei gesucht.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100632.

■

Rechtsanwaltskanzlei im oberösterreichischen Zentralraum sucht
Nachfolger zu günstigen Bedingungen. Eine einmalige Chance für
einen jungen Rechtsanwalt!
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100639.

■

1., Toplage Kärntner-Straße-Nähe: Johannesgasse, großzügig
angelegte Büroetage, insgesamt 480 m2 in repräsentativem Alt-
bau, 1. Liftstock, 2 getrennte Eingänge, 2 WC, 2 Waschräume
mit Duschen, Kanzleieignung, Ordinationseignung, Bürogemein-
schaftspraxis, Nettomiete E 11,26/m2. Harmelinreal, (01)
408 18 02, www.immobilien.net/1317-97

■

1140 Wien, Hadikgasse: Wunderschöne, helle Herrschaftswoh-
nung, 180 m2, Salon mit Kamin, Bibliothek, Speisezimmer, Schlaf-
zimmer, Kabinett, Komplettküche, 2 Bäder, WC, große Loggia,

Konzipient/in möglichst mit Praxis und EDV-Kenntnissen nach
Bregenz gesucht. Ihre Bewerbung (Foto) richten Sie an
RA Dr. W. Loacker, PB 170, 6901 Bregenz.
Info: www.advokatur-loacker.at.

Balkon. Hervorragend geeignet für Ordination oder Büro. Vermie-
tung langfristig, monatl E 1651,65 zzgl MwSt. Immobilien Plech,
Ursula Hillinger, (01) 533 80 13-12 – Photos www.plech.at

■

Erstbezug in Wien 9: Neu adaptiertes Altbaujuwel in Toplage
(Nähe zu Innenstadt, Uni-Campus, AKH, keine Parkplatzprob-
leme), 158 m2, 1. Stock – bestens geeignet für Anwaltskanzlei –,
ab sofort zu vermieten. Sind Sie interessiert? Immobilienverwaltung
Fischer, 1070 Wien, Stiftgasse 4, Telefon (01) 524 06 75.

■

Villach: Schnäppchen des Monats; Büro- oder Ordinationsräume
von 70 bis 250 m2, neu adaptiert, Lift, Parkplätze vor Ort, monat-
lich pro m2 EUR 6,54 + BK + MwSt. Angebot: die ersten 3 Jahre
minus 30%. Dr. Tscheitschonig Immobilienmanagement GmbH,
Villach; Telefon (04242) 21 77 77, Mobil (0664) 154 93 84.

■

Anlage in Ungarn. Györnähe, exklusive Villa mit Park, 160 m2

WF, 135.000 Euro; Stockhaus mit exklusiver Ausstattung, 160 m2

WF, 70.000 Euro; Villa mit Terrasse, Marmorböden, 240 m2 WF,
Swimmingpool, 2500 m2 Garten, 220.000 Euro. Niedrige Erhal-
tungskosten, Naturschutzgebiet.

Privat: 0664/39 52 40.

■

Repräsentative Stilvilla in zentraler Traunseelage/Salzkammergut,
360 m2 Wohnnutzfläche, 4000 m2 Garten mit altem Baumbe-
stand, gediegene Raumaufteilung, 6 Schlafzimmer, 3 Bäder, Sa-
lons, ausbaufähiger Dachboden, Doppelgarage, original Parkett-
böden uvm, bestens geeignet für Kanzlei-/Wohnkombination,
E 875.000,–.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100640.

■

Selbstbemessung der Grunderwerbsteuer innnerhalb 48 Stunden.
Nach Übermittlung der Vertragsurkunde per Telefax und Einlangen
der Eintragungsgebühr und Grunderwerbsteuer auf meinem Kanz-
leikonto. RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, 1010 Wien, Getreidemarkt
18, Euro 250,– inkl USt.

Telefon (01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

■

Gold- und Uhrenfirma kauft laufend Ware aus Konkurs, Erbschaft
etc, HELVETIA-INTERNATIONAL, 1020 Wien, Taborstraße 36,
Kontakt über Telefax (01) 216 56 08.




